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Leitartikel 

Herausforderungen für eine 

nachhaltige und bezahlbare 

Mobilität in der EU 

Von Michael Cramer MdEP, Berlin 

Vorsitzender des Ausschusses 

für Verkehr und Tourismus (TRAN) 

im Europäischen Parlament 

Wie können wir in Zukunft nachhal-

tig und bezahlbar mobil sein? Diese 

Frage bewegt uns; mobil zu sein ist 

eine Grundvoraussetzung, um an 

Aktivitäten der Gesellschaft teilneh-

men zu können. Doch: Ohne eine 

Veränderung der Mobilität werden 

wir den Klimawandel nicht stoppen 

können. Warum? Konnte der Kohlen-

dioxid-Ausstoß in der europäischen 

Industrie seit 1990 um 32 Prozent 

verringert werden, ist er im Verkehr 

im selben Zeitraum um 28 Prozent 

gestiegen. Damit frisst der Verkehr 

all das doppelt und dreifach auf, was 

in anderen Sektoren mit Milliarden 

unserer Steuergelder erreicht wurde. 

In den Städten ist der Verkehr mit 

70 Prozent sogar der größte Verursa-

cher der klimaschädlichen Emissio-

nen. Diese Fehlentwicklung können 

wir in Deutschland allein nicht um-

kehren. 

Die gute Nachricht: Die kurzen Dis-

tanzen in den Städten bieten optima-

les Potential zum Umstieg auf den 

Umweltverbund aus Zufußgehen, Rad 

und öffentlichem Verkehr. Denn 

90 Prozent aller Autofahrten in den 

Städten sind kürzer als sechs Kilome-

ter. Dank neuer Technologien wie 

Smartphones können wir die ver-

schiedenen Verkehrsmittel heute 

clever kombinieren: Ich kann mor-

gens mit dem Fahrrad zum Bahnhof 

fahren, mit der Bahn in die Innenstadt 

zur Arbeit, mittags das Car-Sharing 

für den Transport von schweren Ge-

genständen nutzen und am Abend mit 

der Bahn und anschließend mit dem 

Rad wieder nach Hause fahren. Städte 

wie Berlin haben dafür die besten 

Voraussetzungen. 

Doch es reicht nicht, wenn es eine 

Stadt / ein Land allein macht. Wir 

Grüne sind überzeugt: Wenn es die 

Europäische Union nicht gäbe, wir 

müssten sie erfinden. Denn nur ge-

meinsam können wir den Klimawan-

del stoppen und bezahlbare Mobilität 

sichern. Die EU ist im Verkehrsbe-

reich schon weiter als Deutschland: 

Die Europäische Kommission hat 

bereits im 2011 vorgelegten „Weiß-

buch Verkehr“ das Ziel ausgegeben, 

bis 2050 mindestens 60 Prozent we-

niger Treibhausgase als 1990 im 

Verkehrssektor auszustoßen. Das 

Europäische Parlament hat zudem mit 

breiter Mehrheit gefordert, bereits bis 

2020 ein Zwischenziel von minus 

20 Prozent anzusteuern. 

Das zeigt: Die EU ist bei einer nach-

haltigen Verkehrspolitik der deut-

schen Bundesregierung einen Schritt 

voraus. Denn in Deutschland sind 

solche klaren, langfristigen Vorgaben 

bisher leider Fehlanzeige. Ausruhen 

können wir uns trotz dieser Erfolge 

nicht, denn vieles läuft nach wie vor 

verkehrt. Die umweltfreundliche 

Mobilität wird gegenüber der um-

weltschädlichen benachteiligt. Das 

muss sich ändern, denn sonst ist der 

Beschluss des Weißbuches nichts 

weiter als ein schönes Zahlenwerk, 

das in der Schublade verschwindet. 

Zwar haben wir Grüne es geschafft, 

dass die umweltfreundliche Bahn 

Vorfahrt bei der Nutzung der EU-

Finanzmittel hat. Doch obwohl 

90 Prozent der Bahnkunden auf Stre-

cken unter 50 Kilometer unterwegs 

sind, ist das europäische Bahnnetz 

noch immer ein Flickenteppich — mit 

Lücken genau an den Grenzen. Weil 

auch 25 Jahre nach dem Fall des 

Eisernen Vorhanges der größte Teil 

der Gelder weiterhin in wenig sinn-

volle Großprojekte fließt. Wie zum 

Beispiel der Brenner-Basistunnel, die 

Feste Fehmarnbelt-Querung oder der 

Tunnel durch die Alpen zwischen 

Lyon und Turin. Während der Nutzen 

dieser langfristigen Projekte viele 

Jahre lang gegen Null tendiert, explo-

dieren die Kosten: Für den Tunnel 

Lyon – Turin geht zum Beispiel der 

französische Rechnungshof davon 

aus, dass die Kosten von den veran-

schlagten 12 auf 26 Milliarden Euro 

steigen — ohne dass daraus bisher 

Konsequenzen gezogen würden. Vie-

le kleine Projekte sind wegen fehlen-

der Finanzen gestrichen worden — 

aber kein einziges Milliardenprojekt! 

 
Michael Cramer MdEP; 

Foto: Büro Cramer. 

Deshalb ist zu fordern: Grips statt 

Beton! Lasst uns zunächst die Lücken 

in Europa, die durch Krieg und Nach-

kriegszeit entstanden sind, schließen 

— überall da, wo wenig Geld große 

Wirkung zeigen kann. Und lasst uns 

in die tägliche Mobilität der Men-

schen in Europa investieren, anstatt 

größenwahnsinnige Megaprojekte zu 

finanzieren. 
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Als trauriges Beispiel können die 

Bahnverbindungen zwischen Polen 

und Deutschland dienen. Mit ver-

gleichsweise wenig Geld könnte viel 

für den grenzüberschreitenden Ver-

kehr in Europa getan werden. Insbe-

sondere die Strecken Berlin – Swin-

emünde, Berlin – Stettin und Berlin – 

Breslau haben ein großes Potential. 

Vor dem Zweiten Weltkrieg konnte 

man mit der Bahn Breslau von Berlin 

aus in zweieinhalb Stunden erreichen. 

Heute dauert die Fahrt fünfeinhalb 

Stunden! Polen hat die Strecke bereits 

bis zur polnisch-deutschen Grenze 

elektrifiziert und ertüchtigt. Ein 

schnellerer Betrieb scheitert bisher an 

der deutschen Bundesregierung, die 

das Stück von Cottbus über Sprem-

berg bis zur Grenze — das dann auch 

Cottbus besser anbindet — nicht 

ausbauen will. Mittlerweile ist der 

Eurocity „Wawel“ von Hamburg über 

Berlin nach Breslau eingestellt wor-

den und anschließend auch die Ver-

bindung von Dresden nach Breslau. 

Deshalb ist Breslau als Europäische 

Kulturhauptstadt 2016 von Deutsch-

land kaum noch mit dem Zug er-

reichbar. Kein Wunder: Wegen der 

Vernachlässigung der Schienenstre-

cke fährt der Fernbus der Deutschen 

Bahn AG die gleiche Strecke schnel-

ler — nämlich in nur dreieinhalb 

Stunden — und ist dabei günstiger. 

Dasselbe gilt für Berlin – Stettin — 

dort fehlen 30 Kilometer Elektrifizie-

rung — oder für Berlin – Swinemün-

de, wo die von deutschen Truppen in 

den letzten Kriegstagen zerstörte 

Karniner Hubbrücke noch immer 

nicht repariert wurde. Allein diese 

drei Verbindungen zu unserem östli-

chen Nachbarn kosten zusammen 

lediglich 300 Millionen Euro. Dafür 

fehlt angeblich das Geld — aber für 

den neuen Tief-Bahnhof mit der Neu-

baustrecke von Stuttgart nach Ulm 

sind insgesamt 10 Milliarden Euro 

kein Problem, obwohl die Fahrzeit 

nach Ulm lediglich um 30 Minuten 

verkürzt wird. Zudem widerspricht 

der Tiefbahnhof wegen seiner starken 

Neigung den EU-Normen, und die 

Neubaustrecke ist für schwere Güter-

züge nicht nutzbar, weil sie steiler ist 

als die Geislinger Steige. Hier sieht 

man überdeutlich, dass langfristige 

Großprojekte mit nur geringem Nut-

zen für die Kunden offensichtlich 

wichtiger sind als das Zusammen-

wachsen von Europa. Wer so die 

Prioritäten setzt, darf sich nicht wun-

dern, wenn der umweltfreundliche 

Schienenverkehr auf keinen grünen 

Zweig kommt. 

Mit dem Vierten Eisenbahnpaket ist 

die EU auf dem Weg, die technischen 

Hürden zu verringern und möglich-

erweise viel Geld zu sparen. Insofern 

begrüße ich es, dass die Verkehrsmi-

nister der EU-Mitgliedstaaten sich 

nach Verhandlungen von über einem 

Jahr unter der luxemburgischen Rats-

präsidentschaft nach dem technischen 

auch auf eine Position zum politi-

schen Teil des Vierten Eisenbahnpa-

kets geeinigt haben (siehe Bericht 

unten). Nun können die Europäische 

Kommission, das Europäische Parla-

ment und der Rat (der Verkehrsminis-

ter) die abschließende Rechtssetzung 

verhandeln. Wichtig ist, wenn schon 

Netz und Betrieb nicht sauber ge-

trennt werden, dass die Finanzströme 

innerhalb der Eisenbahnkonzerne 

transparent werden, um Steuergelder 

effizienter für einen besseren, um-

weltfreundlichen Schienenverkehr 

einzusetzen und um zu verhindern, 

dass mit dem Geld aus der Infrastruk-

tur Wettbewerber aufgekauft oder 

Busunternehmen in den USA oder 

Kanada erworben werden. Der tech-

nische Teil des Vierten Eisenbahnpa-

ketes bietet die Möglichkeit, den 

Eisenbahnmarkt der Europäischen 

Union weiter zu harmonisieren und 

den Flickenteppich zu überwinden. 

Zurzeit gibt es über 11 000 europäi-

sche und nationale Regeln für die 

technische Sicherheit im Schienen-

verkehr. Es braucht oft zwei Jahre 

und kostet bis zu sechs Millionen 

Euro pro Fahrzeugtyp, um ein neues 

Schienenfahrzeug zuzulassen. So hat 

es die Bahn schwer, gegenüber dem 

Lkw Marktanteile zu gewinnen. Die 

Harmonisierungen sollen den Zeit-

aufwand und die Kosten um 20 Pro-

zent senken. Für einen Zeitraum von 

fünf Jahren wären das Einsparungen 

von rund 500 Millionen Euro für die 

europäischen Eisenbahnkonzerne. In 

den Verhandlungen von Kommission, 

Rat und Parlament muss sich zeigen, 

ob den Bekenntnissen zur Verlage-

rung des Verkehrs von der Straße auf 

die Schiene auch Taten folgen. 

 
Damit die Bahn attraktiv bleibt, muss das Schienennetz regelmäßig erneuert werden. Der Gleisbauzug 

RU 800 S der österreichischen Herstellerfirma Plasser & Theurer ist 177 Meter lang und 650 Tonnen 
schwer und kann an einem Tag bis zu zwei Kilometer Strecke erneuern. Der Koloss erledigt alles „aus 

einer Hand“ — von den Schwellen bis zum Schotter. 

Foto: DB AG / Claus Weber. 
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Auf der Straße hingegen offenbart 

sich mit der Volkswagen-Abgasaffäre 

einer breiteren Öffentlichkeit nicht 

nur die kriminelle Manipulation der 

Abgastests, sondern auch die Tatsa-

che, dass selbst die ordnungsgemäßen 

Abgasmessungen schon lange nicht 

mehr der Realität entsprechen. Ob 

dieser Skandal zum Umdenken an-

stößt, ist noch offen: Das Europäische 

Parlament hat sich in seiner Resoluti-

on zur Abgasaffäre dazu bekannt, 

dass die Fahrzeuge der Autohersteller 

EU-weit überprüft werden und die 

Abgasmessungen unter realen Bedin-

gungen durchgeführt werden sollen. 

Den Dieselmotor weiterhin als saube-

re Technologie zu bezeichnen und 

steuerlich zu bevorteilen, scheint 

spätestens nun nicht mehr gerechtfer-

tigt zu sein. 

Auch die Regierungen der EU-Mit-

gliedstaaten sind bereit, die Abgas-

tests unter realen Bedingungen durch-

führen zu lassen, wollen aber im 

Gegenzug die Grenzwerte hochset-

zen. Damit nehmen sie eine fortwäh-

rende Gefährdung der Gesundheit in 

Kauf. Das Europäische Parlament 

muss dagegen ein Veto einlegen und 

einen Untersuchungsausschuss ein-

setzen, der analysiert, wie es so weit 

kommen konnte. Das europäische 

Auto wird nur eine Zukunft haben, 

wenn die Schadstoffemissionen dras-

tisch verringert werden. Das müssen 

die Autohersteller in der EU begrei-

fen; sonst werden andere die Chance 

nutzen, und mit sparsamen und emis-

sionsarmen/-losen Modellen auf den 

Markt drängen. Zudem dürfen die 

Folgekosten nicht länger auf die Ge-

sellschaft abgeladen werden. Die 

Notwendigkeit der „Internalisierung 

der externen Kosten“ wird seit Jahren 

EU-weit unterstützt — aber die Um-

setzung jedoch blockiert. 

Im Flugverkehr werden ebenfalls 

Steuergelder verbrannt. Nicht nur die 

Regionalflughäfen von Kassel über 

Hof bis Lübeck machen hohe Verlus-

te. Von den 23 internationalen Flug-

häfen in Deutschland sind 17 defizi-

tär. Aber der Eurocity-Zug „Wawel“ 

von Hamburg über Berlin nach Bres-

lau wird eingestellt, weil er nicht 

subventioniert werden durfte. Das ist 

verrückt, aber die traurige Realität. 

Trotzdem bekommt der Flugverkehr 

in der EU jedes Jahr Steuergeschenke 

in Höhe von etwa 30 Milliarden Euro. 

Diese Dauer-Subvention für Vielflie-

ger und Manager ist unökologisch 

und unsozial, sie gehört auf den 

Schleudersitz. Wenn die europäischen 

Bahnen dieses Geld nur zehn Jahre 

lang bekämen, hätten wir ein hervor-

ragendes Netz, billige Tickets und 

damit den umweltschädlichen Flug-

verkehr erheblich reduziert. 

Sehr kritisch sehe ich auch das ge-

plante EU-US-Freihandelsabkommen 

TTIP. Die Verhandlungen finden 

hinter verschlossenen Türen statt, 

untergraben die Mitspracherechte der 

Parlamente und bedrohen das Rechts-

system. Und im Verkehrsbereich 

haben US-Fluggesellschaften wieder-

holt erfolgreich das EU-Recht ausge-

hebelt: So wurde nicht nur der Emis-

sionshandel für den Luftverkehr wie-

der ausgesetzt, sondern auch der 

Lärmschutz an Flughäfen geschwächt. 

Gerade der Lärmschutz ist eine unter-

schätzte Herausforderung der europä-

ischen Verkehrspolitik. Der Lärm 

bedroht die Gesundheit und muss 

deswegen angegangen werden. Dank 

des hartnäckigen Einsatzes der Grü-

nen stellt die EU nun Gelder für die 

Nachrüstung von Güterwaggons mit 

leiseren Bremsen zur Verfügung und 

hat von einer weiteren Abschwä-

chung des Schutzes vor Fluglärm 

Abstand genommen. Die Flughäfen 

und Fluggesellschaften müssen die 

Risiken des Lärms und die Folgen der 

gestörten Nachtruhe ernst nehmen. 

Denn nur wer gut schläft, kann gut 

arbeiten! Zugleich wird es nur gelin-

gen, Verkehr von der Straße auf die 

Schiene zu verlagern, wenn die Bah-

nen glaubwürdig für mehr Lärm-

schutz sorgen. Eine Möglichkeit 

wäre, Gebühren für Landebahnen und 

Trassen nicht nur lärmabhängig zu 

erheben, sondern die Preise für laute 

Züge und Flugzeuge spürbar zu erhö-

hen, damit es sich auch wirtschaftlich 

nicht mehr lohnt, diese zu betreiben. 

Deshalb ist die Vereinbarung im 

Koalitionsvertrag der deutschen Re-

gierungsparteien zu begrüßen, ab 

2020 die lauten Güterwaggons zu 

verbieten. Wenn das in Deutschland 

realisiert wird, wird es auch EU-weit 

durchgesetzt. 

Ein weiteres wichtiges Thema für die 

Grünen ist der Verbraucherschutz; im 

Verkehr sind das unter anderem die 

Passagierrechte. EU-weit haben wir 

sie für alle Verkehrsmittel durchge-

setzt. Leider gelten sie nicht gleich-

ermaßen: Hat man bei der Bahn be-

reits nach einer Stunde Verspätung 

einen Anspruch auf Entschädigung, 

gibt es diesen beim Flugzeug auf 

Kurzstrecken erst nach drei Stunden. 

Wir Grüne wollen alle Verkehrsträger 

gleich behandeln, doch die Mehrheit 

im Europäischen Parlament ist dage-

gen. 

Unser Engagement im Europäischen 

Parlament trägt Früchte — für das 

Klima, für die Verbraucher und für 

bezahlbare Mobilität. Aber es gibt 

noch viel zu tun, um den Kurs auch 

im Verkehr in Richtung Nachhaltig-

keit zu lenken! Ich bin überzeugt: Wir 

können die Mobilität sichern und das 

Klima schützen. Dann — und nur 

dann — haben auch unsere Kinder 

und deren Kinder eine Perspektive, 

auf diesem Planeten zu leben. 

Mehr über meine Vision einer nach-

haltigen europäischen Verkehrspolitik 

erfahren Sie auf meiner Webseite 

unter www.michael-cramer.eu bezie-

hungsweise in meiner Broschüre „Die 

europäische Verkehrswende: sauber, 

sicher & bezahlbar“ unter 

www.michael-cramer.eu (PDF). 

Europäische 

Verkehrspolitik 

Fortschritte beim politischen 

Teil des 4. Eisenbahnpakets 

Nach den Fortschritten beim techni-

schen Teil des 4. Eisenbahnpakets im 

Juni 2015 (siehe Folge 103 der GRV-

Nachrichten, Seite 6) hat der Ver-

kehrsminister-Rat am 08. Oktober 

2015 auch beim politischen Teil eine 

Einigung erzielt. 

Die „politische Säule“ des 4. Eisen-

bahnpakets umfasst drei Dokumente: 

 Verordnung zum nationalen Per-

sonenverkehr (zu 1370/2007) 

 Richtlinie zur Marktöffnung und 

Infrastruktur 

http://www.michael-cramer.eu/michael-cramer/mein-mobilitaetskonzept
http://www.michael-cramer.eu/fileadmin/documents/Publikationen/softmobility_2014_WEB.pdf
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 Verordnung zur Normalisierung 

der Rechnungsführung (zu 

1192/69). 

Nach einer mehrjährigen Diskussion 

um die Öffnung des Schienenperso-

nenverkehrsmarktes und die in der 

EU zulässige Struktur von Eisenbahn-

unternehmen sieht das nun erzielte 

Ergebnis vor, dass es den Mitglied-

staaten weiter freisteht, Netz und 

Betrieb im Schienenverkehr in einem 

integrierten Konzern zu belassen. 

Dazu Bundesverkehrsminister Ale-

xander Dobrindt: „Wir setzen in 

Deutschland auf den integrierten 

Konzern und sorgen gleichzeitig — 

wie auch bisher — dafür, dass dis-

kriminierungsfreier Zugang und freier 

Wettbewerb möglich sind.“ 

Zur Öffnung der nationalen Eisen-

bahnmärkte hatte die Kommission 

europaweite Ausschreibungen ver-

langt. Der Rat hat dies zwar im Grund-

satz bestätigt, allerdings zahlreiche 

Ausnahmen ermöglicht. In kleinen 

Eisenbahnmärkten und bei kleinen 

Vergabemengen sind Direktvergaben 

weiter möglich. Auch können Mit-

gliedstaaten aus der öffentlichen 

Vergabe aussteigen, wenn die Quali-

tät des Verkehrsangebots dadurch 

verbessert oder die Kosten reduziert 

werden. Dies ist von den Mitglied-

staaten anhand von Kriterien wie 

Pünktlichkeit oder der Frequenz der 

Züge nachzuweisen. Die neuen Rege-

lungen sollen erst zehn Jahre nach 

Inkrafttreten der Richtlinie gelten. 

Der Vorsitzende des Verkehrsaus-

schusses des Europäischen Parla-

ments, Michael Cramer, lobte die 

Einigung: „Es ist ein großer Verdienst 

des Luxemburger Ratsvorsitzes, die 

zerstrittenen Regierungen schließlich 

doch zu einer Einigung geführt zu 

haben. Denn damit ist der Weg frei 

für den Start der Trilog-Verhandlun-

gen zwischen Rat, Kommission und 

Parlament. Ein erstes informelles 

Treffen hat bereits stattgefunden. 

Angestrebt ist, im Frühjahr 2016 das 

gesamte Paket unter niederländi-

schem Vorsitz abzuschließen. Ich 

werde mich dabei besonders dafür 

stark machen, dass die formale An-

nahme des bereits abschließend ver-

handelten technischen Pfeilers nicht 

verzögert wird.“ 

Studie zur wirtschaftlichen 

Situation des europäischen 

Bahnsektors 

Im September 2015 veröffentlichte 

die Europäische Kommission den 

Schlussbericht zur Studie: „Study on 

the Cost and Contribution of the Rail 

Sector“ (Studie zu den Kosten und 

Einnahmen des Eisenbahnsektors), 

die von Steer Davies Gleave erstellt 

wurde. Die Studie betrachtet insbe-

sondere den Zeitraum 2007 bis 2012. 

Als zentrale Ergebnisse nennt der 

Schlussbericht: 

 Trotz eines ungünstigen wirt-

schaftlichen Umfelds in der EU 

zwischen 2007 und 2012 sind die 

Personenkilometer angestiegen, 

die Tonnenkilometer aber signifi-

kant gefallen. 

 Die Gesamtkosten des Bahnsek-

tors betragen 110 Milliarden Euro, 

davon werden 60 Prozent durch 

die Kunden erbracht, 30 Prozent 

durch öffentliche Zahlungen, 

10 Prozent stammen aus anderen 

Quellen. 

 Die Bahnen in den Mitgliedsstaa-

ten unterscheiden sich stark in ih-

ren nationalen Besonderheiten, 

daher muss eine Analyse ihrer Ef-

fizienz die geografischen und de-

mografischen Einflüsse und ande-

re externe Faktoren berücksichti-

gen. 

 Einige Mitgliedsstaaten, insbe-

sondere Bulgarien, die Tschechi-

sche Republik, Ungarn und Ru-

mänien haben große Reserven, um 

die Gesamtkapitalproduktivität ih-

rer Bahnen zu verbessern. 

 Würden alle Mitgliedsstaaten das 

Effizienzniveau des besten Landes 

ihrer Gruppe erreichen, könnte der 

Kapitalwert der daraus resultie-

renden direkten Bruttowertschöp-

fung zwischen 2015 und 2030 

32 Milliarden Euro betragen. 

Die 141-seitige englische Studie 

enthält zahlreiche Grafiken und kann 

heruntergeladen werden: 

ec.europa.eu. 

Verkehrspolitik in 

Deutschland 

Plädoyer für soziale und 

ökologische Rationalität 

— Gegen die 

„in Beton gemeißelte“ 

herrschende Verkehrspolitik 

Die GRV-Nachrichten lassen hier in 

loser Folge Verkehrspolitiker der im 

Bundestag vertretenen Parteien zu 

Wort kommen. 

Sabine Leidig, Mitglied des Deut-

schen Bundestages und Mitglied im 

Ausschuss für Verkehr und digitale 

Infrastruktur. 

 
Sabine Leidig MdB; 
Foto: Büro Leidig. 

Der aktuelle (VW-) Abgas-Skandal, 

der sich noch immer ausweitet, ist ein 

verkehrspolitischer „Hotspot“, an 

dem sich sehr unterschiedliche, ja 

gegensätzliche Rationalitäten zeigen. 

Es zeichnet sich ab, dass die Abgas-

werte auch bei anderen Herstellern 

auf illegale Weise geschönt wurden 

— von den legalen, aber ebenso 

fragwürdigen Methoden ganz abgese-

hen. De facto kommt die systemati-

sche Manipulation dem Eingeständnis 

gleich, dass es auch mit modernen 

Motoren zunehmend unmöglich wird, 

die vorgeschriebenen Emissionsgren-

zen einzuhalten, ohne zu unlauteren 

Tricks zu greifen. Diese Erkenntnis 

wäre eine echte Chance, die massive 

Übermotorisierung und das immer 

weiter zunehmende Gewicht von 

Neufahrzeugen zu beenden und die 

http://ec.europa.eu/transport/modes/rail/studies/rail_en.htm


7 

Automobilproduktion endlich auf 

kleine, leichte und leise Fahrzeuge 

auszurichten — zum Wohle der All-

gemeinheit und im Sinne volkswirt-

schaftlicher Vernunft. Eine kleine, 

kostengünstige Sofortmaßnahme 

wäre das 130 Stundenkilometer-

Tempolimit auf Autobahnen. Statt-

dessen tut der Verkehrsminister alles, 

um die Autoindustrie zu schützen, 

folgt der Logik der Profitmaximie-

rung, und hält damit den überfälligen 

Strukturwandel weiter auf. 

Damit bin ich bei der Leitfrage dieses 

Beitrages: Was ist eigentlich „ratio-

nale Verkehrspolitik“? Ist es sinn-

voll Verkehrswachstum mit Wohl-

stand gleichzusetzen und den Straßen- 

und Flugverkehr mit Milliardensub-

ventionen zu pushen? Ich meine nein. 

Rational wäre eine Verkehrspolitik, 

die sich an den Menschen und an der 

Umwelt orientiert und die in jeder 

Hinsicht „enkeltauglich“ ist. Trans-

port und Verkehr müssen so gestaltet 

werden, dass alle mobil sein können 

und mit Lebensmitteln und Bedarfs-

gütern versorgt werden; dabei dürfen 

aber Klima und Umwelt nicht wie 

bisher übermäßig belastet werden. 

Und weniger Abgase, Lärm, und 

Gefahren verbessern die Wohnquali-

tät unserer Einwohner*innen deutlich 

— vor allem für diejenigen, die es 

sich nicht leisten können, in ver-

kehrsberuhigte Lagen zu ziehen. 

Die 2014er Studie „Umweltbewusst-

sein in Deutschland“ belegt, dass die 

große Mehrheit (82 Prozent) eine 

Abkehr vom Autoverkehr und Hin-

wendung zum öffentlichen Nah- und 

Fahrradverkehr sowie zu kurzen 

Fußwegen als einen positiven Beitrag 

zur Lebensqualität betrachtet. Und 

angesichts der unendlichen Lkw-

Kolonnen, die nicht nur Stau verursa-

chen, sondern auch Infrastruktur 

zerstören, ist es überaus einleuchtend, 

von Verkehrsaufwand zu sprechen 

(den es folgerichtig zu minimieren 

gilt) und nicht von Verkehrsleistung. 

Die herrschende Verkehrspolitik — 

zumindest im Bund — ist davon 

leider kilometerweit entfernt. Hier gilt 

nach wie vor völlig unhinterfragt das 

Wachstumsparadigma als marktwirt-

schaftliche (sprich kapitalistische) 

Rationalität; und die wird mit dem 

Wohlstand der Nation in eins gesetzt. 

Dabei sind die Ergebnisse des Wachs-

tums und der Beschleunigung unseres 

Verkehrs durch immer neue Techno-

logien und einen immensen Energie-

aufwand mehr als ernüchternd: im 

Durchschnitt ist die Zeit, die wir 

unterwegs sind nicht kürzer geworden 

— es gibt also keinen Freizeitgewinn; 

dafür wurden die Wege, die zurück-

gelegt werden (müssen), um die im-

mer gleichen Ziele zu erreichen (Ar-

beit, Erholung, Schule, Einkauf, Arzt, 

Kultur …) immer länger. Und auch 

unsere (Konsum-) Güter und Lebens-

mittel sind in den letzten 30 Jahren 

nicht wirklich besser oder vielfältiger 

geworden, aber es stecken erheblich 

mehr Transportkilometer darin. 

Mit heute rund 650 Milliarden Ton-

nenkilometer wurde der Transport-

aufwand seit 1996 um mehr als 

50 Prozent gesteigert. Ursache für die 

Zunahme des Güterverkehrs sind 

unter anderem die geänderten Pro-

duktionsabläufe. Gleichzeitig werden 

die Liefer- und Transportketten im-

mer komplexer. So haben die einzel-

nen Komponenten und Bauteile eines 

Neuwagens bei Übergabe an die 

Kunden und Kundinnen bereits mehr 

Transportkilometer angesammelt als 

dieses Fahrzeug jemals erreichen 

wird. Bis ein normaler Fruchtjoghurt 

im Kühlregal eines Supermarkts steht, 

haben Rohprodukt, Zutaten, Verpa-

ckung und Verteilung des Fertigpro-

duktes schon insgesamt 8000 Trans-

portkilometer verursacht! Diese — 

politisch begünstigte — Entwicklung 

folgt keiner zukunftsfähigen Rationa-

lität. 

Mit dem Verkehr wächst die soziale 

und ökologische Last. Lärm an Ver-

kehrswegen und unter Einflugschnei-

sen verursacht Stresserkrankungen, 

Abgase schädigen die Atemwege, 

Grünflächen werden betoniert … . 

Und es ist nicht zu leugnen, dass 

sowohl der Raubbau an fossilen Res-

sourcen, als auch der menschenge-

machte Klimawandel zerstörerische 

Folgen hat — vor allem für die Ar-

men im globalen Süden. 

In den Verkehrspolitischen Debatten 

im Bundestag werden diese Probleme 

mehrheitlich wie unvermeidliche 

„Kollateralschäden“ behandelt, die in 

Kauf zu nehmen sind, um den Stand-

ort Deutschland attraktiv und die 

Exportnation wettbewerbsfähig zu 

halten — allen voran die großen Bau-

konzerne, die Automobil- und Flug-

zeugindustrie. 

Ich bin davon überzeugt, dass eine am 

Allgemeinwohl ausgerichteten Ratio-

nalität sozialökologisch sein muss 

und die Verkehrspolitik eine grundle-

gend andere Ausrichtung braucht: 

Es geht darum, den Verkehr wieder 

auf den ursprünglichen Zweck zu 

reduzieren: zielgerichtet mobil zu 

sein. Das gilt für Menschen und Güter 

gleichermaßen. Mit konkreten politi-

schen Maßnahmen muss einerseits 

dem entsprechenden gesellschaftli-

chen Bewusstsein materieller Aus-

druck verliehen und andererseits die 

notwendige Veränderung von Lebens-

weisen unterstützt werden. 

An erster Stelle muss das Ziel stehen, 

unsinnige Transporte und Wege zu 

vermeiden und zu verkürzen. Dazu 

tragen Instrumente bei, die mehr 

Kostenwahrheit in den Verkehr brin-

gen: eine Lkw-Maut, die möglichst 

viele externen Kosten anlastet und auf 

allen Straßen gilt oder eine Ökosteuer. 

Dazu müssten regionale Produktion 

und Vermarktung gefördert werden 

— mitsamt der dazugehörigen Infra-

struktur. Die gewaltigen Transport- 

(Diesel-) und Exportsubventionen 

müssen zügig abgebaut werden, damit 

lokale ökonomische Strukturen nicht 

weiter unter die Räder kommen, wie 

es beispielsweise mit Lebensmittel-

produzenten in Südosteuropa massen-

haft geschieht, wenn Billigfleisch 

oder Milchprodukte aus Deutschland 

oder Dänemark dort in den Markt 

gedrückt werden. 

Auch sollte gefördert werden, dass 

Wohnung und Arbeitsplatz näher 

zusammen rücken. Dazu gehört ge-

meinnütziger und sozialer Wohnungs-

bau ebenso, wie der Erhalt von Schu-

len, Krankenhäusern, Einkaufsläden 

oder Theatern „in der Fläche“. Die 

Pendlerpauschale die dazu beiträgt, 

dass lange Arbeitswege via Steuerer-

stattung attraktiv werden, müsste 

ersetzt werden durch eine Regelung, 

nach der Arbeitgeber die Fahrtkosten 

ihrer Beschäftigten tragen. Schließlich 

muss die mehrfache Steuerbegünsti-

gung und öffentliche Subventionie-

rung des am meisten klimaschädli-
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chen Luftverkehrs beseitigt werden. 

Statt die öffentlichen Räume mit 

Außenwerbung für Billigflieger und 

Fernreisen zu verkaufen, sollte der 

mindestens ebenso erholsame Urlaub 

in der Nähe pfiffig beworben werden. 

Das zweite Stichwort heißt Ver-

kehrsverlagerung: Gütertransporte 

müssen runter von der Straße und 

rauf auf die umweltschonendere 

Schiene — gegebenenfalls auch auf 

das Schiff. Deswegen muss man sich 

zum Beispiel gegen die Einführung 

der bis zu 60 Tonnen schweren Giga-

liner wehren, weil sie das Gegenteil 

bewirken. Auch für den städtischen 

Güterverkehr sind Lösungen zur 

Reduzierung der negativen Belastun-

gen erforderlich. Die Eisenbahn da-

gegen muss von übermäßigen Kosten 

(zum Beispiel Energiesteuer) entlastet 

werden; das Netz braucht systemati-

schen Ausbau und anstatt Milliarden 

in die Entwicklung von Elektroautos 

zu stecken, muss die seit 150 Jahren 

funktionierende Elektromobilität auf 

der Schiene gefördert werden — mit 

Forschungs- und Entwicklungspro-

grammen, von denen es heute prak-

tisch keine gibt, mit Projektförderung 

zum Beispiel von Kombibussen für 

städtischen Güterverkehr und vieles 

mehr 

Für die Beweglichkeit der Menschen 

müssen die nicht-motorisierte Mobili-

tät und der ÖPNV viel mehr Aufmerk-

samkeit und Unterstützung erfahren. 

Die „autogerechte Stadt“ ist ein Kon-

zept von vorgestern und wie in Ko-

penhagen, Amsterdam, Münster oder 

Paris muss zielgerichtet der Raum für 

Fußgänger*innen und Fahrradfahren-

de erweitert werden; Busse und Bah-

nen brauchen Vorfahrt. Der Bund 

müsste dazu die Investitionspolitik 

umstellen. Statt weiter Milliarden in 

den Neu-und Ausbau von Straßen, 

Autobahnen oder Flughäfen zu ste-

cken, könnte Geld bereitgestellt wer-

den, damit die Länder und Kommu-

nen im Wettbewerb um die beste 

Verkehrswende, Fuß- und Fahrrad-

wege ausbauen und so in den öffent-

lichen Verkehr investieren, dass die-

ser wirklich attraktiver wird. Das 

meint nicht unnütze Großbaustellen 

wie Stuttgart21 oder tunnellastige 

Hochgeschwindigkeits-Bahnstrecken, 

sondern solche Projekte, die das Netz 

der öffentlichen Verkehrsmittel ver-

bessern und verdichten. Und es darf 

auch kein Tabu sein, Straßen und 

Flughäfen dort zurückzubauen, wo sie 

nicht mehr benötigt werden. 

Der Bundestag sollte auch endlich die 

Straßenverkehrsordnung revidieren! 

Nicht Autostellplätze, sondern über-

dachte Fahrradständer und Bus- / 

Bahnhaltestellen sind künftig vorzu-

halten; die Regelgeschwindigkeit von 

30 Stundenkilometern innerorts ist 

eine überfällige Maßnahme. 

Auch Ampeln — die für den Auto-

verkehr eingeführt wurden — müssen 

nicht für alle Verkehrsteilnehmer 

gleichermaßen gelten; weil man zu 

Fuß oder auf dem Fahrrad viel besser 

reagieren kann, sollten rote Ampeln 

in diesen Fällen zu „Vorfahrt gewäh-

ren“-Zeichen entschärft werden, was 

in anderen Ländern teils lange prakti-

ziert wird und die nichtmotorisierte 

Fortbewegung komfortabler, bezie-

hungsweise schneller macht. 

Der öffentliche Nahverkehr wiederum 

könnte durch einen mit Nahverkehrs-

abgabe kofinanzierten Nulltarif er-

heblich „barrierefreier“ werden — für 

leichteren Umstieg und als Mobili-

tätsgarantie auch für Arme. Und die 

Bahn zu einem noch attraktiveren 

Verkehrsmittel für Langstrecken zu 

machen, müssen die Konstruktions-

fehler der Bahnreform überwunden 

werden. Eine bundesweite Netz- und 

Angebotsplanung (inklusive Deutsch-

landtakt) ist unverzichtbar; dabei 

müssen andere Ziele als die „Eigen-

wirtschaftlichkeit“ zu Grunde gelegt 

werden. Viele der abgehängten Städte 

müssen wieder an den Schienenfern-

verkehr angebunden werden, die 

Fahrpreise müssen durchschaubar und 

fair sein und es braucht mehr Zuver-

lässigkeit durch ausreichende Reser-

ven. Nachtzüge können eine Renais-

sance erfahren, statt zu verschwinden, 

wenn es entsprechende politische Un-

terstützung gibt. Meine naheliegende 

Utopie ist, dass die Fangemeinden bei 

der Fußball-Europameisterschaft, die 

2020 in 13 Hauptstädten der EU statt-

findet, per Nachtzug zu den Spielen 

reisen können und nicht aufs Flug-

zeug angewiesen sind. 

Schließlich — und erst an dritter 

Stelle — geht es selbstverständlich 

auch darum, bestehende Verkehre 

zu verbessern. Es ist richtig und 

wichtig, dass Motoren effizienter, lei-

ser und schadstoffärmer werden. Aber 

man darf dabei nicht die Rebound-

Effekte vergessen, die daraus resultie-

ren, dass die Effizienzverbesserungen 

durch wachsende Anzahl und Gewicht 

(ein Auto ist heute im Durchschnitt 

doppelt so schwer wie vor 40 Jahren) 

überkompensiert wurden. 

Auch Flugzeuge sind schadstoffärmer 

und leiser geworden, aber das enorme 

Wachstum des Luftverkehrs bewirkt, 

dass Energieverbrauch, Schadstoff-

ausstoß und Lärm mehr und nicht 

weniger wurden. Mit solchen Maß-

nahmen, auch wenn sie weiter richtig 

sind, werden wir die Welt nicht ret-

ten. Sondern dazu müssen wir uns der 

Herausforderung stellen, Mobilität für 

alle mit weniger Verkehr zu organi-

sieren und unsere „imperiale Lebens-

weise“ (die nur auf Kosten anderer — 

im globalen Süden und auch bei uns 

— und nachfolgender Generationen 

funktioniert) zumindest in Frage 

stellen. 

Ja, die vorherrschende, „real existie-

rende“ Rationalität deutscher Ver-

kehrspolitik ist eine andere. Es ist die 

Rationalität derer, die von immer 

mehr Verkehr profitieren und eine 

viel bessere Lobby haben als Klima-

retter, Umweltschützer oder die 

25 Prozent der Haushalte in diesem 

Land, die nicht über ein Auto verfü-

gen (zumeist, weil sie es nicht bezah-

len können).  

Aber es gibt greifbare Alternativen, 

es gibt parlamentarische Opposition 

und es gibt gesellschaftliche Wider-

stände gegen zerstörerische Ver-

kehrsprojekte, weshalb selbst die 

Verkehrsverhältnisse nicht für ewig 

zementiert sind. 

70. Transportmarkt-

Barometer von Prognos / 

ZEW 

Die Prognos AG (Basel) und das 

ZEW (Mannheim) haben am 12. 

September 2015 die Ergebnisse ihrer 

neuesten Expertenbefragung (vom 23. 

Juli bis 21. August 2015) zur Ent-

wicklung der Transportmärkte und 
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-preise in Deutschland im nächsten 

halben Jahr vorgelegt. Befragt wur-

den nun zum 70. Mal rund 250 Spit-

zenkräfte der Transport- und Verla-

denden Wirtschaft nach ihren kurz-

fristigen Prognosen (6 Monate) hin-

sichtlich des Transportaufkommens 

und der Transportpreise. 

Die dritte Erhebungsrunde 2015 zeigt 

über alle Segmente ein recht differen-

ziertes Bild hinsichtlich der Mengen-

erwartungen. Die markantesten 

Ergebnisse: 

 Der große Gewinner ist der 

Straßengüterfernverkehr in 

Deutschland. Während in den 

übrigen Märkten (Nahverkehr in 

Deutschland, Fernverkehr mit 

West- und Osteuropa) die Erwar-

tungen eher verhalten optimistisch 

sind, erwarten die Experten für 

den deutschen Fernverkehr nun 

schon zum dritten Mal in Folge 

eine Mengensteigerung. 

 Im konventionellen Schienen-

güterverkehr und im Binnen-

schiffsverkehr sind die Mengen-

erwartungen kaum verändert und 

der Stimmungsindex ist gegen-

über dem Vorquartal in einer 

Seitwärtsbewegung. Dies gilt 

auch für den Kombinierten Ver-

kehr. Somit scheint es, dass die 

Folgen der Streiks sich im kon-

ventionellen Schienenverkehr und 

im Kombinierten Verkehr nieder-

schlagen und das Binnenschiff 

hiervon nicht merklich profitieren 

kann. 

 Schon im letzten Transportmarkt-

Barometer zeigte sich, dass die 

pessimistischen Einschätzungen 

zu den KEP Märkten im Vor-

Vorquartal sich wieder ins positi-

ve verändert haben. Dieser Trend 

hält auch im 3. Quartal unverän-

dert an: Die KEP Märkte sind 

wieder auf Wachstumskurs, dies 

gilt insbesondere für Deutschland. 

 Für die Luftfracht zeigt der Stim-

mungsindex nach unten. Dies gilt 

nicht nur für den Asien / Pazifik 

Markt, der von den schlechten 

Wirtschaftsnachrichten aus China 

besonders betroffen ist, sondern 

auch für Europa und Nord-

Amerika. 

 Interessanterweise steigt der 

Stimmungsindex für die See-

frachtmengen in Europa deutlich 

nach oben. Rund 40 Prozent der 

befragten Experten erwarten eine 

Mengensteigerung. Auch für die 

anderen Märkte sind die Erwar-

tungen durchaus positiv. 

Die aktuellen Einschätzungen der 

Experten zur Preisentwicklung im 

kommenden Halbjahr zeigen einen 

klaren Trend nach unten. Für keinen 

der betrachteten Märkte sehen die 

Experten Spielräume für Preissteige-

rungen. 

 Bei der Luftfracht scheinen die 

negativen Schlagzeilen aus China 

bei den Experten durchgeschlagen 

zu haben. Für den Asien / Pazifik 

Markt erwarten 10 Prozent der 

Befragten starke Preissenkungen. 

Diese Zahl ist insofern bemer-

kenswert, weil dies der höchste 

Anteilswert seit 5 Jahren ist. Noch 

nie erwarteten so viele Experten 

eine starke Preissenkung. 

Zur 70. Ausgabe des Transport-

Marktbarometers drehten sich Son-

derfragen um die Langzeitfolgen der 

Bahnstreiks , mit dem Ergebnis: Die 

ausgedehnten Streiks haben erhebli-

che Langzeitfolgen: Neben der kurz- 

oder gar langfristigen Verlagerung 

auf andere Verkehrsträger — vor 

allem auf den Lkw — ist ein Vertrau-

ensverlust für das Bahnsystem insge-

samt entstanden, der nur schwer wie-

der rückgängig gemacht werden kann. 

Neuste Ergebnisse der gleitenden 

Mittelfristprognose bestätigen die 

Ergebnisse: Die Bahn wird nach 

dieser Prognose Marktanteile verlie-

ren, während für alle anderen Ver-

kehrsträger eine positive Entwicklung 

prognostiziert wird. 

Zukunft der 

Regionalisierungsmittel 

endlich geklärt 

Die Erfolge des Schienenpersonen-

nahverkehrs (SPNV) seit der Bahnre-

form sind insbesondere den soge-

nannten Regionalisierungsmitteln zu 

verdanken. Allerdings reichen die 

derzeitigen Mittel des Bundes (2015: 

7,4 Milliarden Euro) schon seit Lan-

gem nicht mehr aus, um die erreichte 

Qualität zu halten. 

Die für das Jahr 2014 geplante Revi-

sion des Regionalisierungsgesetzes 

(RegG) ist ausgeblieben. Im Dezem-

ber 2014 wurden die Mittel lediglich 

um ein Jahr verlängert. Im November 

2014 hatte der Bundesrat einen eige-

nen Gesetzentwurf zur Änderung des 

RegG vorgelegt, der eine Aufsto-

ckung auf 8,5 Milliarden Euro pro 

Jahr mit einer Dynamisierung von 

zwei Prozent sowie einen neuen Ver-

teilungsschlüssel („Kieler Schlüssel“) 

vorsah (siehe Folge 101 der GRV-

Nachrichten, Seite 10). 

Am Rande einer Bund-Länder Ver-

handlungsrunde zur Asyl- und Flücht-

lingspolitik am 24. September 2015 

gab es überraschend eine grundsätzli-

che Einigung zur Zukunft der Nah-

 
Der Güterverkehr auf der Schiene entwickelt sich leider nicht so gut, wie es für die Umwelt dringend 
nötig wäre. Zwei Lokomotiven der Baureihe 189 sind mit einem leeren Eisenerzzug aus dem Saargebiet 

bei Neef an der Mosel in Richtung Nordseehäfen unterwegs. 
Foto: DB AG / Uwe Miete. 
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verkehrsfinanzierung: Die Regionali-

sierungsmittel für den SPNV werden 

auf 8 Milliarden pro Jahr aufgestockt 

und die jährliche Dynamisierung 

steigt von 1,5 auf 1,8 Prozent. Die 

Mittel aus dem Gemeindeverkehrs-

finanzierungsgesetz sollen auch nach 

2019 in Höhe von 330 Millionen pro 

Jahr weiter gezahlt werden. Bei einer 

Pressekonferenz zur Digitalisierung 

(siehe Bericht unter Schienenperso-

nenverkehr) forderte Bundesver-

kehrsminister Alexander Dobrindt, 

mit den Regionalisierungsmitteln 

auch WLAN in allen Zügen des 

SPNV einzurichten. 

Am 14. Oktober 2015 hat auch der 

Vermittlungsausschuss zwischen 

Bundesrat und Bundestag der Neure-

gelung bis 2031 der Regionalisie-

rungsmittel für den SPNV zuge-

stimmt. Das „Dritte Gesetz zur Ände-

rung des Regionalisierungsgesetzes“ 

kann nun zum 01. Januar 2016 in 

Kraft treten. 

Die Klärung der Zukunft der Regio-

nalisierungsmittel ist zumeist begrüßt 

worden. Die Allianz pro Schiene 

warnte am 15. Oktober aber: „Die 

Einigung liegt eine halbe Milliarde 

unter dem Bedarf. Bundesweit blei-

ben die Ticketpreise im Schienen-

Nahverkehr auch wegen steigender 

Strompreise unter Druck“, so ihr 

Geschäftsführer, Dirk Flege. Für 

Pendler, die eine klimafreundliche 

Mobilität gewählt hätten, seien höhe-

re Fahrpreise allerdings das falsche 

Signal. „Dass seit 2015 ausgerechnet 

die elektromobilen Bahnen über die 

EEG-Novelle mehr für die Energie-

wende bezahlen müssen, bekommen 

die Reisenden natürlich zu spüren“, 

sagte Flege und schlug zum Aus-

gleich vor, dass der Bund die Strom-

steuer für die Eisenbahnen senken 

solle. „Eine niedrigere Stromsteuer 

kann bedeuten, dass knappe Regiona-

lisierungsmittel nicht für Steuern, 

sondern für Verkehrsangebote ausge-

geben werden. Eine Maßnahme, die 

viele andere EU-Länder längst benut-

zen, um beim Klimaschutz voranzu-

kommen und ihre Bahnen für die 

Kunden bezahlbar zu halten“, sagte 

Flege. 

Maßnahmen für den 

Deutschland-Takt sollen in 

den Bundesverkehrswegeplan 

Auf der Herbsttagung der Verkehrs-

ministerkonferenz (VMK) Anfang 

Oktober 2015 hat Bundesverkehrsmi-

nister Alexander Dobrindt angekün-

digt, dass der erste Entwurf des neuen 

Bundesverkehrswegeplans im No-

vember veröffentlicht werden soll. 

Mit der Vorlage des Entwurfs soll 

jede einzelne Maßnahme samt Be-

wertungsergebnissen online bereitge-

stellt und in den Landeshauptstädten 

in Aktenform ausgelegt werden. 

In seinem Bericht zur aktuellen ver-

kehrspolitischen Lage kündigte 

Dobrindt an, erstmals die weitere 

Bearbeitung des Plans mit einer gro-

ßen Öffentlichkeitsbeteiligung voran-

zutreiben. Interessierte sollen Anmer-

kungen zu den Maßnahmen, Bewer-

tungen und Abwägungen machen. 

Entscheidend für die Aufnahme eines 

Projektes in den Bundesverkehrs-

wegeplan sollen aber weiterhin Sach-

argumente sein. Mit den Erkenntnis-

sen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 

soll der Bundesverkehrswegeplan 

dann vom Kabinett beschlossen wer-

den, bevor der Bundestag darüber 

berät. 

Bei den Schienenprojekten im neuen 

BVWP soll auch geprüft werden, 

welche der im Rahmen einer Mach-

barkeitsstudie zum Deutschland‐Takt 

unterstellten Infrastrukturmaßnahmen 

in die Maßnahmenliste übernommen 

werden sollen. Die vom Verkehrsmi-

nisterium beauftragte Machbarkeits-

studie zur Prüfung eines Deutsch-

land‐Takts im Schienenverkehr 

wurde von der Arbeitsgemeinschaft 

IGES Institut GmbH / Institut für 

Verkehrswesen, Eisenbahnbau und ‐
betrieb der TU Braunschweig (IVE) 

erstellt. 

Die Autoren der Studie machen deut-

lich, dass ein Deutschland-Takt nicht 

ein klassischer Integraler Taktfahr-

plan (ITF) sein kann: „Die Übertrag-

barkeit eines klassischen ITF auf 

Deutschland ist aufgrund der Größe 

des Landes und der genannten Rand-

bedingungen schwierig. Es ist daher 

ein anderes Konzept zu finden, das 

die Entwicklung eines Deutschland‐
Taktes unterstützt. Dieses Konzept 

muss sowohl für umsteigende Fahr-

gäste gegenüber dem gegenwärtigen 

Fahrplan verbesserte Umsteigemög-

lichkeiten als auch für durchfahrende 

Fahrgäste eine attraktive Reisezeit 

bieten.“ 

Angeschlossen an den Schweizer 

Takt in Basel, entwickeln die Gutach-

ter ein der heutigen Situation gar 

nicht so unähnliches Fahrplangerüst, 

das im Arbeitspaket 1.2 optimiert 

wird. In einem Arbeitspaket 1.3 wer-

den für 2025 kleinere Maßnahmen zu 

den bis dahin ohnehin fertiggestellten 

Großprojekten vorgeschlagen, um 

einen verbesserten Deutschland-Takt 

zu ermöglichen. Schließlich wird für 

2030 im Arbeitspaket 1.4 gezeigt, 

welche weiteren Verbesserungen 

möglich sind. 

Die Machbarkeitsstudie und die An-

lagen können heruntergeladen wer-

den: www.bmvi.de. 

 
Grafik und Quelle: Allianz pro Schiene auf Basis von CE Delft 2012. 

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/LA/deutschlandtakt-machbarkeitsstudie.html
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Nachhaltigkeit 

Bundeskabinett beschließt 

Umweltbericht 2015 

Auf Vorschlag von Bundesumwelt-

ministerin Barbara Hendricks hat das 

Bundeskabinett am 21. Oktober den 

„Umweltbericht der Bundesregierung 

2015 — Auf dem Weg zu einer mo-

dernen Umweltpolitik“ beschlossen. 

Danach konnte in vielen Bereichen 

das Schutzniveau für Umwelt und 

Gesundheit weiter erhöht und damit 

eine Verbesserung der Lebensqualität 

erreicht werden. 

Hendricks verwies insbesondere auf 

die Fortschritte bei der Luftreinhal-

tung. Bei Staub seien die Emissionen 

um 85 Prozent gegenüber 1990 zu-

rückgegangen, bei Schwefeldioxid 

sogar um mehr als 90 Prozent. Auch 

bei der Verringerung der Feinstaub-

belastung seien in den vergangenen 

Jahren Fortschritte gemacht worden. 

Mit Blick auf die Abgasmanipulati-

onen bei VW sagte Hendricks: „An-

haltende Probleme bestehen bei der 

Einhaltung der Luftqualitätsgrenz-

werte für Stickstoffdioxid. Ursache 

für die Überschreitungen des Jahres-

mittelgrenzwerts an rund 130 ver-

kehrsnahen Messstellen im Jahr 2014 

sind die Stickstoffoxidemissionen des 

Straßenverkehrs, insbesondere von 

Diesel-Fahrzeugen.“ 

Für diese und andere Themenfelder 

benennt der Bericht auch die umwelt-

politischen Herausforderungen, ins-

besondere der Klimawandel, der 

Rückgang der biologischen Vielfalt 

und der übermäßige Verbrauch natür-

licher Ressourcen. Im Kapitel Klima-

schutz heißt es im Bericht: „Die 

Treibhausgasemissionen in Deutsch-

land sind 2014 gegenüber dem Vor-

jahr erstmals seit drei Jahren wieder 

gesunken. Ein Teil der Minderung 

2014 ist auf den milden Winter zu-

rückzuführen. Bereinigt um die Ef-

fekte eines milden Winters sind echte 

Fortschritte beim Klimaschutz zu 

erkennen. Um das nationale 40-Pro-

zent-Ziel zu erreichen, sind gleich-

wohl erhebliche zusätzliche Anstren-

gungen erforderlich.“ 

Hendricks machte deutlich: „Jetzt 

besteht die Herausforderung darin, 

die natürlichen Lebensgrundlagen für 

heutige und künftige Generationen 

nicht nur national, sondern global zu 

erhalten. Diese Aufgabe umfasst weit 

mehr als die Summe einzelner ‚klas-

sischer‘ Politikfelder wie Gewässer-, 

Boden-, Luft-, Lärm-, Natur- und 

Klimaschutz. Umweltpolitik ist die 

wesentliche Gestaltungskraft einer 

nachhaltigen Entwicklung – das ist 

gerade bei den Beschlüssen der Ver-

einten Nationen zu den weltweiten 

Nachhaltigkeitszielen, der Agenda 

2030 (siehe Bericht unten), wieder 

sehr deutlich geworden“. 

Der 190-seitige Umweltbericht kann 

heruntergeladen werden: 

www.bmub.bund.de. 

Aktivitäten vor dem 

Weltklimagipfel in Paris 

(COP 21) 

Bei der Weltklimakonferenz COP 21 

in Paris (30. November bis 11. De-

zember 2015) soll als Nachfolgever-

trag für das ausgelaufene Kyoto-

Protokoll ein neues Abkommen mit 

verbindlichen Klimazielen für alle 

194 Mitgliedsstaaten der UN-Klima-

rahmenkonvention vereinbart werden. 

Die Konferenz wurde am 30. Novem-

ber mit einer Sitzung der Staats- und 

Regierungschefs eröffnet. Zur Vorbe-

reitung gab es zahlreiche Aktivitäten, 

über einige weitere wird hier berichtet 

(siehe auch Folge 103 der GRV-Nach-

richten, Seite 13f). 

Die Umweltminister der EU verab-

schiedeten am 18. September 2015 

ein anspruchsvolles Mandat für die 

Klimaverhandlungen in Paris. Bis 

2030 sollen die Treibhausgase der EU 

um mindestens 40 Prozent reduziert 

werden. Außerdem beschlossen die 

Umweltminister, das Europäische 

Emissionshandelssystem, als eines 

der wichtigsten Instrumente der EU-

Klimapolitik, durch die Einführung 

einer Marktstabilitätsreserve deutlich 

zu verschärfen. Dazu Bundesum-

weltministerin Barbara Hendricks: 

„Die EU hat sich auf das klare Lang-

fristziel verständigt, in der zweiten 

Hälfte dieses Jahrhunderts eine nach-

haltige Klimaneutralität zu errei-

chen.“ Zudem hat sich die EU darauf 

geeinigt, das Anspruchsniveau alle 

fünf Jahre zu überprüfen. Sie hat 

zugleich festgelegt, dass Ziele pro-

gressiv fortentwickelt werden sollen 

und nicht hinter vorherige zurückfal-

len dürfen. 

Warum ausgerechnet beim Verkehr, 

der nach dem jüngsten Bericht des 

Weltklimarats IPCC weltweit für ein 

Viertel der Treibhausgas-Emissionen 

verantwortlich ist, seit Jahrzehnten 

keinerlei Besserung zu erkennen ist, 

hat eine Tagung von Allianz pro 

Schiene, dem Autoclub Europa 

(ACE) und dem Bündnis Klimafak-

ten am 30. September 2015 beschäf-

tigt. Dirk Flege, Geschäftsführer der 

Allianz pro Schiene, sagte auf der 

Tagung: „Alle Sektoren — die In-

dustrie, die privaten Haushalte, die 

Energieerzeuger — konnten seit 1990 

ihre klimaschädlichen Emissionen 

senken. Nur der deutsche Verkehrs-

sektor hat seitdem keinen Schritt 

voran getan.“ 

„Trotz der niederschmetternden 

Emissions-Werte gibt es eine gute 

Nachricht“, sagte Oliver Lah vom 

Wuppertal Institut und Leitautor des 

Klimakapitels im IPCC-Bericht. „Uns 

ist es inzwischen gelungen, den My-

thos des „schwierigen Verkehrssek-

tors“ zu entzaubern. Das Thema Kli-

mawandel spielt inzwischen eine 

zentrale Rolle in führenden Städten 

wie Kopenhagen, Zürich oder Frei-

burg, die als Leitbilder funktionieren 

und an allen Ebenen der Alltagsmobi-

lität ansetzen. Auch wenn es beim 

Verkehr nicht den einen Schalter gibt, 

den man einfach umlegen könnte, 

kann das zwei-Grad Klimaziel noch 

erreicht werden.“ Der Eisenbahn und 

dem öffentlichen Verkehr komme 

dabei eine wesentliche Rolle zu: 

Allein die Verlagerung auf klima-

freundliche Verkehrsmittel, etwa den 

öffentlichen Nahverkehr berge ein 

Klimagas-Einsparpotenzial von bis zu 

30 Prozent. 

Dass auch der Güterverkehr mit un-

ternehmerischem Esprit kostengüns-

tig und umweltfreundlich auf die 

Schiene verlagert werden kann, be-

richtete Klaus Engelmann, der für 

die Firma Henkel seit 2009 in immer 

größerem Stil Transporte auf die 

Schiene verlegt hat. 

http://www.bmub.bund.de/themen/strategien-bilanzen-gesetze/nachhaltige-entwicklung/strategien-nachhaltige-entwicklung-download/artikel/umweltbericht-2015/?tx_ttnews%5bbackPid%5d=289
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Aus Sicht der Politik entwickelt sich 

der Verkehrssektor „zu träge“: Anton 

Hofreiter, Vorsitzender der Bundes-

tagsfraktion von Bündnis 90 / Die 

Grünen, drückte die Hoffnung aus, 

dass die Autoindustrie die Abgas-

Krise als Weckruf ansehe, statt in 

Schockstarre zu fallen. „Wir brauchen 

das Null-Emissions-Auto, aber damit 

sind natürlich unsere Probleme nicht 

gelöst: Die Verkehrsfläche ist nur 

einmal zu vergeben und hier haben 

Pkw und Lkw ein Problem: Sie sind 

zu groß.“ Um die Verkehrswende 

einzuleiten, brauche Deutschland 

einen integralen Taktfahrplan nach 

Schweizer Vorbild und eine moderne 

Stadtplanung, die mit kurzen Wegen 

arbeite. „Mobilität ist viel mehr als 

Automobilität“, sagte Hofreiter. „Wir 

brauchen eine engagierte Verkehrspo-

litik, die sich nicht mehr nur ständig 

über die Autoindustrie unterhalten 

will. Dann haben wir beides: mehr 

Mobilität und weniger Verkehr.“ 

Eine 16 seitige Broschüre „Klima-

wandel: Was er für den Verkehrssek-

tor bedeutet“ mit den Kernergebnisse 

aus dem Fünften Sachstandsbericht 

des IPCC, kann heruntergeladen 

werden: www.allianz-pro-schiene.de. 

Die Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit (OECD) sprach sich 

am 12. Oktober 2015 für eine Koh-

lendioxidsteuer für die Schifffahrt 

aus. Dieser Ansatz sei am leichtesten 

umzusetzen und damit anderen 

marktbasierten Minderungsinstru-

menten vorzuziehen, heißt es in dem 

Arbeitspapier „Schifffahrt und Kli-

maschutz“. Die OECD empfiehlt 

einen Steuersatz von 25 Dollar je 

Tonne Kohlendioxid. 

Am 22. Oktober 2015 veröffentlichte 

die Europäische Umweltagentur 

ihren jährlichen Bericht „Trends and 

projections in Europe 2015“ (Trends 

und Vorhersagen in Europa 2015; 

www.eea.europa.eu). Danach haben 

sich die Treibhausgasemissionen von 

1990 bis 2014 um 23 Prozent verrin-

gert. Nach den jüngsten Vorhersagen 

der Mitgliedsstaaten wird die EU bis 

2020 eine Reduktion von 24 Prozent 

erreichen. 

Bei den am 23. Oktober beendeten 

Klimaverhandlungen in Bonn ha-

ben sich die Staaten auf einen Ver-

handlungstext für den Klimagipfel in 

Paris verständigt. Hendricks erklärte 

dazu: „Das Signal der Staatengemein-

schaft ist klar: Wir wollen in Paris ein 

Abkommen erreichen und wir haben 

nun eine gemeinsame Grundlage 

dafür. Damit übernehmen wir auch 

gemeinsam Verantwortung für den 

Text. Klar ist, dass wir noch sehr viel 

Arbeit vor uns haben, bevor der Text 

einigungsfähig ist.“ 

Am 30. Oktober haben die Exekutiv-

sekretärin des Klimasekretariats, 

Christiana Figueres, und der Staats-

sekretär im Bundesumweltministeri-

um, Jochen Flasbarth, in Berlin den 

Synthesebericht der UNFCCC 

(United Nations Framework Conven-

tion on Climate Change) für den 

Klimagipfel in Paris vorgestellt. 

Der Bericht wertet die nationalen 

Klimaschutzzusagen aus, die 146 

Länder bis zum 01. Oktober 2015 für 

die Verhandlungen in Paris einge-

reicht haben. Dem Dokument zufolge 

liegen diese Minderungen zwar um 

das Vierfache über dem Niveau der 

Verpflichtungen nach dem Kyoto-

Protokoll (1997), allerdings reichen 

sie noch nicht aus, um die Erderwär-

mung bis zum Ende dieses Jahrhun-

derts auf zwei Grad zu begrenzen. 

Der Bericht und eine 4-seitige Syn-

these können (in Englisch) herunter-

geladen werden: http://unfccc.int. 

Vom 08. bis 10. November 2015 fand 

auf Einladung der Präsidentschaft 

Frankreichs in Paris die so genannte 

„Pre-COP“ statt. Dort berieten zirka 

80 Staaten Einigungsmöglichkeiten 

für den Klimagipfel auf der Basis des 

im Oktober in Bonn vereinbarten 

Textes. 

 
Dr. Barbara Hendricks, Bundesministerin für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-

heit, und Ronald Pofalla, Vorstand Wirtschaft, 

Recht und Regulierung der DB AG, im 
Führerstand des Sonderzugs nach Paris; 

Foto: DB AG / Pablo Castagnola. 

Im Rahmen der Initiative des Inter-

nationalen Eisenbahnverbands UIC 

„Train to Paris“ (Zug nach Paris) 

fuhren am 28. November 2015 meh-

rere Sonderzüge mit grünem Strom 

nach Paris. Darunter war auch der 

ICE der DB von Berlin nach Paris. 

An der Spitze der hochkarätigen Teil-

nehmer: Bundesumweltministerin 

Barbara Hendricks. Während der 

Fahrt gab es ein abwechslungsreiches 

Programm rund um den Klimaschutz. 

Die 2030-Agenda für 

Nachhaltige 

Entwicklung der UNO 

Die 2030-Agenda für Nachhaltige 

Entwicklung, die am 25. September 

2015 beim UNO Nachhaltigkeitsgip-

fel der Staats- und Regierungschefs 

verabschiedet worden ist, soll die 

internationale Zusammenarbeit in 

zentralen Politikbereichen in den 

nächsten Jahrzehnten maßgeblich 

prägen. Mit den auf 2030 ausgestell-

ten Zielen soll die notwendige Trans-

formation der Volkswirtschaften in 

Richtung einer deutlich nachhaltige-

ren Entwicklung kräftig vorangetrie-

ben werden. Klimawandel, Verlust 

von Biodiversität, Armut, Hunger und 

ein mit einem hohen Ressourcenver-

brauch verbundenes Wirtschaften 

zeigen, dass weltweit umgesteuert 

werden muss. 

Zielsetzung der 2030-Agenda ist es, 

die globale Entwicklung sozial, öko-

logisch und wirtschaftlich nachhaltig 

zu gestalten und so auch kommenden 

Generationen die Chance auf ein 

erfülltes Leben zu sichern. In einem 

mehr als dreijährigen internationalen 

Vorbereitungsprozess wurde eine auf 

alle Länder anwendbare Agenda mit 

anspruchsvollen Nachhaltigkeitszie-

len erarbeitet. „Die 2030-Agenda für 

nachhaltige Entwicklung ist ein Mei-

lenstein auf dem Weg zu einer klima- 

und umweltverträglichen Wirt-

schaftsweise“ sagte Bundesumwelt-

ministerin Barbara Hendricks. „Sie 

bringt starken Rückenwind für die 

Bekämpfung der Armut und für den 

globalen Umweltschutz. Wir müssen 

weltweit für eine Wirtschaftsweise 

sorgen, die den sozialen Zusammen-

halt und unsere Lebensgrundlagen 

erhält.“ 

http://www.allianz-pro-schiene.de/presse/pressemitteilungen/2015/035-allianz-pro-schiene-ace-und-klimafakten-beklagen-stillstand-beim-co2/broschuere-was-der-klimawandel-fuer-den-verkehr-bedeutet.pdf
http://www.eea.europa.eu/publications/trends-and-projections-in-europe-2015
http://unfccc.int/focus/indc_portal/items/9240.php


13 

Die Agenda mit dem offiziellem Titel 

„Transforming our World: The 2030 

Agenda for Sustainable Develop-

ment“ liefert erstmals einen weltweit 

gültigen Katalog von siebzehn kon-

kreten Zielen für nachhaltige Ent-

wicklung (Sustainable Development 

Goals), welche die bisherigen Millen-

niumentwicklungsziele ersetzen. Das 

Bundesumweltministerium und das 

Bundesentwicklungsministerium 

hatten sich gemeinsam für eine ambi-

tionierte Agenda eingesetzt. 

Weitere Informationen durch die UN: 

https://sustainabledevelopment.un.org 

und vom Bundesumweltministerium: 

www.bmub.bund.de. 

Eisenbahnen 

allgemein 

Positive Entwicklung 2015 

für Bahnindustrie 

Eine mehrheitlich positive Bilanz 

zieht die Bahnindustrie in Deutsch-

land für das erste Halbjahr 2015. Die 

Branche verbucht eine stark gestiege-

ne Nachfrage. Der Auftragseingang 

wächst um rund 52 Prozent auf 

8,5 Milliarden Euro. Der Umsatz 

bleibt gegenüber dem Vorjahreszeit-

raum mit 5,2 Milliarden Euro auf 

einem hohen Niveau stabil. Die Zahl 

der Beschäftigten in der Branche 

steigt um 3,5 Prozent auf 52 900 

Mitarbeiter in Deutschland. 

„Die wirtschaftliche Lage der Bahn-

industrie in Deutschland hat sich im 

ersten Halbjahr 2015 solide entwickelt. 

Während das Jahr 2014 im Verhältnis 

arm an Großaufträgen gewesen ist, 

verzeichnen die Bahntechnikherstel-

ler im ersten Halbjahr dieses Jahres 

wieder vermehrt volumenträchtige 

Aufträge“, erklärte VDB-Präsident 

Martin Lange am 20. Oktober in 

Berlin. „Auch im volatilen Geschäft 

mit Lokomotiven können wir wieder 

eine Belebung des Bestellverhaltens 

erkennen. Wir sind deshalb zuver-

sichtlich, dass sich auch die zweite 

Jahreshälfte mehrheitlich positiv in 

den Bilanzen der heimischen Indust-

rie niederschlagen wird. 2015 kann 

ein Jahr werden, in dem die Bahnin-

dustrie in Deutschland ihre Auftrags-

bücher wieder füllt“, so Lange. 

Bei der stark gestiegenen Nachfrage 

liegt der Anteil aus dem Ausland mit 

4,3 Milliarden Euro und dem aus 

Deutschland mit 4,2 Milliarden Euro 

fast gleichauf. Deutlich zugelegt 

haben insbesondere die Aufträge für 

Schienenfahrzeuge aus dem Ausland. 

Sie stiegen auf 3,6 Milliarden Euro. 

Bahnbetreiber aus Deutschland be-

stellten Schienenfahrzeuge im Wert 

von 3,3 Milliarden Euro, 65 Prozent 

mehr als in den ersten sechs Monaten 

des Vorjahres. Die Nachfrage nach 

Infrastrukturausrüstungen stagnierte 

mit 1,6 Milliarden Euro gegenüber 

dem Vorjahreszeitraum. Die Bestel-

lungen in Deutschland wuchsen leicht 

um 12,5 Prozent auf 900 Millionen 

Euro, die des Auslands gingen leicht 

auf 700 Millionen Euro zurück. 

„Das Niveau des Infrastruktur-

geschäfts ist unverändert niedrig und 

alles andere als zufriedenstellend“, 

sagte Lange. „Die seit Anfang des 

Jahres gestiegenen Finanzmittel des 

Bundes für Ersatzinvestitionen in 

Deutschlands Schienenbestandsnetz 

(Anmerkung: Leistungs- und Finan-

zierungsvereinbarung II) — immer-

hin jährlich eine Milliarde Euro mehr 

für die nächsten fünf Jahre — kom-

men bislang nicht durch steigende 

Nachfrage bei unseren Mitgliedsun-

ternehmen an.“ Lange regte an, auch 

auf die umfassenden Planungsleistun-

gen der Industrie zurückzugreifen, um 

Engpässe bei den Vorhaben zu ver-

meiden. 

Den größten Umsatz erzielte die Bahn-

industrie in den ersten sechs Monaten 

des Jahres mit 2,8 Milliarden Euro im 

Ausland, ein Zuwachs von 7,7 Pro-

zent. Die Exportquote der Branche 

liegt bei rund 54 Prozent. Mit 

3,8 Milliarden Euro erzielte die Bran-

che fast Dreiviertel ihres Umsatzes 

durch den Verkauf von Schienenfahr-

zeugen, davon 2,2 Milliarden Euro im 

Ausland, ein Plus von fast fünf Pro-

zent. Dagegen ging das heimische 

Fahrzeuggeschäft um fast 16 Prozent 

auf 1,6 Milliarden Euro zurück. Mit 

Infrastrukturausrüstungen setzte die 

Branche insgesamt 1,4 Milliarden 

Euro um, fast 17 Prozent mehr als im 

Vorjahreszeitraum. 

Die Einigung von Bund und Ländern 

beim künftigen Umgang mit den 

sogenannten Regionalisierungsmit-

teln bezeichnete VDB-Hauptge-

schäftsführer Ben Möbius als „einen 

bedeutenden Erfolg für den Schienen-

personennahverkehr. Die Neurege-

lung war längst überfällig.“ Die jähr-

liche Summe in Höhe von acht Milli-

arden Euro entspricht der unteren 

Grenze dessen, was der Eisenbahn-

sektor seit Langem gefordert hat. 

„Indes kann niemand mit einer jährli-

chen Dynamisierung von 1,8 Prozent 

zufrieden sein“, erklärte Möbius. 

„Das ist nicht auskömmlich. Wichtig 

ist auch, den Anstieg der Trassenprei-

se zu begrenzen, etwa auf 2,5 Prozent 

jährlich. Die Regionalisierungsmittel 

müssen zweckgebunden sein. Die 

Aufgabenträger brauchen nun rasch 

Planungssicherheit für die Bestellung 

von Nahverkehren.“  
Grafik: VDB. 

https://sustainabledevelopment.un.org/post2015/transformingourworld
http://www.bmub.bund.de/themen/strategien-bilanzen-gesetze/nachhaltige-entwicklung/2030-agenda
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Möbius kritisierte die Wettbewerbs-

verzerrung durch Fernbusse: „Die 

Zahlen für das Jahr 2014 belegen: 

Der Schienenfernverkehr der DB AG 

zahlte allein an Maut in Form von 

Trassengebühren: 832 Millionen 

Euro. Die Fernlinienbusse: keinen 

Cent. Dies ist ein grober verkehrspo-

litischer Webfehler. Deshalb müssen 

Fernlinienbusse rasch in das Mautsys-

tem integriert werden.“ 

SBB befördert mehr 

Passagiere — aber Verluste 

im Güterverkehr 

Am 15. September 2015 informierte 

die SBB über ihre Ergebnisse im 

ersten Halbjahr 2015, das sehr an-

spruchsvoll war: Aufgrund der Ent-

gleisung von Güterwagen in Daillens 

wurde das Engagement bei Gefahr-

guttransporten verstärkt und teilweise 

die Höchstgeschwindigkeit von Ge-

fahrguttransporten verringert. Die 

Kundenpünktlichkeit ist von 89,6 auf 

87,4 Prozent zurückgegangen. Grün-

de dafür sind zahlreiche Unterhalts- 

und Ausbauarbeiten im hochbelaste-

ten Netz bei laufendem Betrieb, un-

günstigere Wetterbedingungen sowie 

Anlagen- und Rollmaterialstörungen. 

Die gewährten Anschlüsse lagen bei 

97 Prozent. 

Das Konzernergebnis stieg um 34 

auf 92 Millionen Schweizer Franken. 

Dies ist vor allem auf Immobilienver-

käufe, leicht höhere Personenver-

kehrserträge sowie Spar- und Effi-

zienzprogramme zurückzuführen. Die 

Frankenstärke belastete das Ergebnis 

mit 44 Millionen. Der Free Cash 

Flow nach Finanzierung durch die 

öffentliche Hand belief sich auf mi-

nus 226 Millionen Franken (plus 157 

Millionen gegenüber Vorjahr). Die 

verzinsliche Nettoverschuldung er-

höhte sich um 228 auf 7948 Millio-

nen Franken. 

Die SBB beförderte erneut mehr 

Passagiere. Täglich waren 1,20 Mil-

lionen Fahrgäste in den Zügen unter-

wegs — rund 3 Prozent mehr als in 

der Vorjahresperiode. Die Personen-

kilometer stiegen um 2,2 Prozent auf 

9,1 Milliarden. Ende Juni waren 

452 000 Generalabonnemente im 

Umlauf (plus 1,9 Prozent). Die Halb-

taxabonnemente stiegen um 0,6 Pro-

zent auf 2,4 Millionen. Das Ergebnis 

im Personenverkehr stieg von mi-

nus 2 auf plus 26 Millionen Franken, 

dank höherer Verkehrserträge sowie 

tieferem Personalaufwand. 

Die Entwicklung im Güterverkehr 

war gekennzeichnet durch Auswir-

kungen der Frankenstärke. So sank ab 

April 2015 das Transportvolumen 

deutlich: Die Verkehrsleistung in der 

Schweiz verringerte sich um 1,2 Pro-

zent auf 3180 Millionen Nettoton-

nenkilometer. Der Rückgang betraf 

hauptsächlich den Einzelwagenver-

kehr mit seinen hohen Fixkosten. 

Hingegen stieg die Verkehrsleistung 

im Speditionsgeschäft und den Tran-

sitverkehren von SBB Cargo Interna-

tional. Insgesamt sank die Gesamt-

verkehrsleistung beim Güterverkehr 

um 0,3 Prozent auf 7616 Millionen 

Nettotonnenkilometer. Für SBB Car-

go resultierte ein negatives Ergebnis 

von minus 25 Millionen Franken 

(Vorjahr: plus 15 Millionen). 

SBB Immobilien profitierte von der 

guten Nachfrage nach attraktiven 

Objekten in Zentrumslage. Die Miet-

erträge wuchsen aufgrund von Neu-

eröffnungen um 5,2 Prozent auf 217 

Millionen Franken. Ohne Eröffnun-

gen und Umbauten sanken die Dritt-

umsätze jedoch, insbesondere auf-

grund von Preissenkungen im Detail-

handel sowie speziell in grenznahen 

Gebieten. 

Die Anzahl der verkauften Trassenki-

lometer ist um 1,3 Prozent auf 86,6 

Millionen gestiegen. Das Ergebnis 

von SBB Infrastruktur ist mit minus 

58 Millionen Franken weiterhin nega-

tiv. Der Verlust ist größtenteils darauf 

zurückzuführen, dass die SBB mehr 

für die Infrastruktur aufgewendet hat, 

als aus der Leistungsvereinbarung 

2013 bis 2016 mit dem Bund zur 

Verfügung steht. Diesen zusätzlichen 

Aufwand finanziert die SBB im Inte-

resse von Sicherheit und Pünktlich-

keit aus eigenen Mitteln. 

Im Hinblick auf die künftige Ent-

wicklung des Schienenverkehrs 

stehen wichtige Weichenstellungen 

bevor. Ende 2015 erfolgt mit Inbe-

triebnahme der zweiten Etappe der 

Zürcher Durchmesserlinie der an-

spruchsvollste Fahrplanwechsel seit 

Bahn2000. In der Westschweiz star-

ten umfangreiche Bauarbeiten im 

Rahmen des Großprojekts „Léman 

2030“, die sich auch auf den Fahrplan 

2016 auswirken. Mit dem neuen 

Gotthardbasistunnel steht ein Jahr-

hundertbauwerk vor seiner Vollen-

dung. 

SBB beginnt Programm 

zur Kostensenkung 

Die SBB will bis 2020 mindestens 

550 Millionen und bis 2030 rund 1,75 

Milliarden Franken jährlich an Ge-

samtsystemkosten einsparen. Sie 

überprüft dabei bestehende Angebots- 

und Betriebskonzepte. Hintergrund 

sind stark steigende Kosten des Ei-

senbahnsystems, während die Kosten 

der anderen Verkehrsträger wohl 

sinken werden. Die SBB lanciert dazu 

das Programm „RailFit20/30“ und 

erarbeitet bis Sommer 2016 mit Un-

terstützung des Beratungsunterneh-

mens McKinsey Szenarien und Maß-

nahmen. Bereits bestehende Effi-

zienzprogramme werden ergänzt, 

hinterfragt und untermauert. Die 

angestrebten Kostenreduktionen wer-

den auch Auswirkungen auf den 

Personalbestand haben: Bereits heute 

ist geplant, bis Ende 2020 rund 900 

Stellen abzubauen. Ein zusätzlicher 

Stellenabbau dürfte notwendig sein, 

um das angestrebte Kostensenkungs-

ziel bis 2020 zu erreichen. Um wett-

bewerbsfähiger zu werden, will die 

SBB nebst Kostensenkungen auch 

Investitionen in attraktive Angebote 

erhöhen und die Auslastung steigern, 

die im Personenverkehr bei 30 Pro-

zent liegt. 

 
Der SBB-Vorstandsvorsitzende Andreas Meyer 
(links) und der Programmleiter Markus Geyer 

präsentierten am 05. November 2015 das 

Programm „RailFit20/30“; 
Foto: Gunther Ellwanger. 
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Eisenbahn-

infrastruktur 

Der Albtraum vom Alpha 

Gustav Richard, Buchholz/Nordheide. 

Im Februar 2015 fiel der Startschuss 

für das „Dialogforum Schiene Nord“ 

(DSN), in dessen Rahmen Vertreter 

aus Politik und Wirtschaft, von Deut-

scher Bahn und Verbänden sowie 

Mitglieder von Bürgerinitiativen eine 

Lösung der eisenbahninfrastrukturel-

len Engpässe zwischen Hamburg, 

Bremen und Hannover erarbeiten 

sollten. 

Ziel war die Schaffung von Kapazitä-

ten zur Bewältigung des wachsenden 

Seehafenhinterlandverkehrs und zur 

Verbesserung des Schienenpersonen-

nahverkehrs. 

Sieben Varianten — etwa die klassi-

sche Y-Trasse, das Güterverkehrs-Y, 

Neubaustrecken von Ashausen nach 

Suderburg/Unterlüß und ein Bestands-

streckenausbau — wurden bereits ein 

Jahr zuvor von der DB entwickelt, 

3 weitere in der ersten DSN-Sitzung 

am 13. Februar in das Dialogverfah-

ren aufgenommen, darunter die von 

der SPD-Bundestagsabgeordneten 

Kirsten Lühmann eingebrachte „Al-

pha-Lösung“. Lühmann plädiert für 

eine gleichmäßigere Verteilung der 

Verkehre auf bestehende Strecken 

und intendiert den dreigleisigen Aus-

bau Lüneburg – Uelzen, den zwei-

gleisigen Ausbau Rotenburg – Ver-

den, die bedarfsgerechte Ertüchtigung 

Nienburg – Minden, Ertüchtigung 

und Ausbau Langwedel – Uelzen und 

Blockverdichtungen Nienburg – 

Wunstorf. Im Vorfeld einer von der 

Beratergruppe Verkehr + Umwelt 

GmbH (BVU) als Diskussions- und 

Entscheidungsgrundlage für das DSN 

zu erstellenden Studie wurden die 

Termini „bedarfsgerechte Ertüchti-

gung“ sowie „Ertüchtigung und Aus-

bau“ durch klare Vorgaben ersetzt, 

die für Nienburg – Minden einen 

zweigleisigen Ausbau und für Lang-

wedel – Uelzen lediglich die Elektri-

fizierung vorsahen. 

Die Ergebnisse der Studie wurden auf 

der dritten DSN-Sitzung am 22. Mai 

präsentiert. BVU beschreibt die vo-

raussichtliche Entwicklung des Schie-

nenverkehrs im Dreieck Hamburg – 

Bremen – Hannover bis zum Jahr 

2030 und bildet die Streckenbelastun-

gen im Planfall ab, der mit Ausnahme 

des als realisiert unterstellten zwei-

gleisigen Ausbaus Uelzen – Stendal 

dem Zustand 2015 entspricht. Dem-

nach steigt die tägliche Zugzahl zwi-

schen Stelle und Lüneburg von heute 

360 auf 455 sowie zwischen Lüne-

burg und Uelzen von 310 auf 391 

Züge, davon jeweils 287 Güterzüge. 

Es folgen Nienburg – Wunstorf mit 

340 (2015: 300), Verden – Nienburg 

mit 334 (270), Bremen – Verden mit 

316 (300) und Rotenburg – Verden 

mit 128 (70) Zügen. Die auf vielen 

Abschnitten deutliche Zunahme hat 

Überlastungen der Strecken Lüneburg 

– Uelzen, Nienburg – Wunstorf und 

Rotenburg – Verden zur Folge. Bei 

expliziter Betrachtung der Früh-

Hauptverkehrszeit zwischen 6 und 

9 Uhr sind auch fast alle übrigen 

Abschnitte zwischen Bremen und 

Nienburg sowie die Strecken Ham-

burg-Harburg – Buchholz und Uelzen 

– Celle überlastet. 

Im zweiten Schritt greift BVU die zu 

diskutierenden Aus- und Neubauvor-

schläge auf und modelliert die Verla-

gerungen im Güterverkehr varianten-

scharf. So könnten Neubaustrecken 

die vorhandenen Strecken von bis zu 

291 Güterzügen entlasten, während 

deren Zahl beim reinen Bestandsstre-

ckenausbau nördlich Uelzens auf 

334 steigt. Die Alpha-Lösung saugt 

mit 348 sogar so viele Güterzüge wie 

keine andere Variante auf die Strecke 

Stelle – Uelzen. Addiert mit den 

prognostizierten Reisezugzahlen 

bedeutet das 516 Züge auf der unver-

ändert dreigleisigen Strecke Stelle – 

Lüneburg und 452 Züge auf der drei-

gleisig auszubauenden Strecke Lüne-

burg – Uelzen. Für Lüneburg – Uel-

zen ergibt sich daraus eine Vollaus-

lastung: Zusätzliche Züge verursa-

chen so starke Behinderungen, dass 

ein wirtschaftlicher Eisenbahnbetrieb 

gefährdet wird. 

 
Im Dreieck Hamburg – Bremen – Hannover werden sich Fern-, Regional- und Güterverkehr auch zukünftig auf den meisten Relationen 
maximal drei Gleise teilen müssen. Eine konsequente Trennung schneller und langsamer Verkehre ist auf diese Weise nicht möglich; 

Foto: Gustav Richard. 
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Schließlich betrachtet BVU verkehr-

liche Wirkungen wie Verkürzung von 

Transportzeiten und -wegen in Rela-

tion zu den Aufwendungen und ermit-

telt das Nutzen-Kosten-Verhältnis 

(NKV) der einzelnen Varianten. Die 

positivsten verkehrlichen Effekte 

erzielen das klassische Y, das Güter-

Y und die NBS Ashausen – Unterlüß; 

das Alpha rangiert hinter dem Ausbau 

Heidebahn/OHE auf Platz 5. Für das 

klassische Y und Ashausen – Unter-

lüß ergibt sich mit einem NKV von 

jeweils 1,4 eine gesamtwirtschaftliche 

Rentabilität; es folgen Ashausen – 

Suderburg mit 1,2 und das SGV-Y 

mit 1,1. Das Ergebnis des Alpha fällt 

mit einem NKV von 0,7 deutlich 

ungünstiger aus. 

An dieser Stelle wäre vom DSN zu 

erwarten gewesen, das verkehrlich 

und wirtschaftlich enttäuschende 

Alpha zu den Akten zu legen und sich 

auf positiv bewertete Alternativen zu 

konzentrieren. Stattdessen bildete 

sich vor der fünften DSN-Sitzung am 

17. Juli die „Arbeitsgruppe Alpha“, 

um diese bereits in ihrer Ursprungs-

version mager erscheinende Variante 

zu optimieren und so auf ein NKV 

von über 1 zu hieven, zumal die mit 

großer Mehrheit gegen den Strecken-

neubau eintretenden Bürgerinitiativen 

sich begeistert vom Alpha gaben. 

Die Arbeitsgruppe stellte ihre Ergeb-

nisse auf der sechsten DSN-Sitzung 

am 11. September vor. Herzstück 

ihres Konzeptes sind „Umroutungen“, 

indem freie Kapazitäten auf Strecken 

außerhalb des Untersuchungsraumes 

gesucht und Verkehre dorthin verla-

gert werden. So rückte die Strecke 

Hamburg – Büchen – Wittenberge – 

Stendal in den Fokus: Auf sie könn-

ten täglich 104 Güterzüge umgelegt 

werden, was den dreigleisigen Aus-

bau Lüneburg – Uelzen erspare. Dort 

reiche ein zusätzliches Überholungs-

gleis aus, um die „nur noch“ zu er-

wartenden 348 Züge abzufahren. 

Dieser aktuell mit 310 Zügen belegte 

Abschnitt taucht übrigens schon heute 

als „für überlastet erklärte Strecke“ in 

den Schienennetz-Benutzungsbedin-

gungen der Deutschen Bahn auf … 

Der Laufweg über Wittenberge weist 

im Vergleich zu dem via Uelzen 

allerdings mehrere Nachteile auf: 

Zum einen sind sämtliche verknüpf-

ten Strecken in den Knoten höhen-

gleich angebunden, zum anderen 

verstärkt sich auf fast 150 Kilometern 

zwischen Allermöhe und Wittenberge 

der Mischverkehr aus 100 Stundenki-

lometer langsamen Güter- und 230 

Stundenkilometer schnellen Fernver-

kehrszügen mit einer Vielzahl von 

Zugfolgekonflikten, derweil zwischen 

Uelzen und Stendal eine prognose-

gemäß fernverkehrsfreie Strecke zur 

Verfügung steht. Darüber hinaus 

verlängern sich die Transportwege 

um rund 40 Kilometer, was bei 104 

umgerouteten Güterzügen Mehrleis-

tungen von rund 1,5 Millionen Zugki-

lometern pro Jahr bedeutet. In diesem 

Zusammenhang sei darauf hingewie-

sen, dass die aus den 1840er Jahren 

stammende Nord-Süd-Verbindung 

Hamburg – Uelzen – Hannover mit 

rund 179 Kilometern deutlich länger 

ist als die Luftlinie (132 km) oder die 

Autobahn 7 (156 km). Das Alpha 

zementiert diesen zeit- und ressour-

cenraubenden Umweg langfristig. 

Das entscheidende Manko des Alpha 

besteht jedoch mit und ohne Umrou-

tungen darin, dass sämtliche Strecken 

pausenlos bis ans Limit belastet wer-

den. Mischverkehr mit 348 Zügen 

lässt sich auf einer zweigleisigen 

Strecke nur unter Inkaufnahme einer 

mangelhaften Betriebsdurchfüh-

rungsqualität abwickeln. Derartige 

Massen von Zügen bergen ein gewal-

tiges Potenzial für Betriebsstörungen, 

die angesichts dieser Verkehrsmengen 

dispositiv nicht händelbar sind und 

selbst bei kleinen Unregelmäßigkei-

ten über Stunden nachwirkende 

Staueffekte zur Folge haben. Bedacht 

sei ferner die massiv erhöhte Belas-

tung der Anlagen bei gleichzeitig 

geschrumpften Zeitfenstern für In-

standhaltungsarbeiten. 

Noch ein Punkt spielt in der DSN-

Diskussion über Aus- und Neubau 

keine Rolle: Selbst eine zwölfgleisige 

Strecke ist komplett gesperrt, wenn 

die Böschung brennt, ein Stellwerk 

ausfällt, Kinder am Gleis spielen oder 

ein herrenloser Koffer auf einem 

Bahnsteig steht. So gesehen ist eine 

der Alpha-Grundideen, die Verteilung 

der Verkehre auf mehrere Strecken, 

kein schlechter Ansatz. Konsequent 

weitergedacht heißt das allerdings, 

auch derzeit nicht für durchgehende 

Verkehre genutzte Strecken zu er-

tüchtigen (Ausbauvariante Heidebahn 

/ OHE), um Kapazitäten im Störungs-

fall oder zum Abfangen von Spitzen 

zu schaffen. Schließlich geht es hier 

um eine Zukunftslösung, von der alle 

Betroffenen jahrzehntelang profitie-

ren müssen, so dass das vermeintlich 

preiswerte Auslasten der bestehenden 

Infrastruktur bis zum Anschlag nicht 

als Allheilmittel, sondern allenfalls 

als Übergangslösung betrachtet wer-

den darf. 

An BVU erging der Auftrag, mehrere 

Varianten zur Alpha-Optimierung zu 

untersuchen. Auf der siebten DSN-

 
Ein Bild mit Symbolcharakter, das auf den norddeutschen Hauptabfuhrstrecken „dank Alpha“ 
auch in der Zukunft Alltag sein wird: Der Güterverkehr steht an der Seite und lässt 

den Fernverkehr vorbei. Nachhaltige Lösungen sehen anders aus. 
Foto: Gustav Richard. 
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Sitzung am 09. Oktober präsentierte 

BVU die verkehrliche und ökonomi-

sche Bewertung fünf verbesserter 

Alpha-Versionen (Planfälle A bis E) 

unter Zugrundelegung aktualisierter 

Prognosezugzahlen. Dabei erwiesen 

sich die im Planfall D beleuchteten 

Umroutungen als problematisch, da 

die wirtschaftlichen Aspekte dieses 

Instruments nicht darstellbar waren. 

Zwar sei es denkbar, finanzielle An-

reize wie die Angleichung von Tras-

senpreisen oder Erstattung von Be-

triebsführungskosten für die Nutzung 

der Strecke über Wittenberge zu 

schaffen, jedoch könne der Infrastruk-

turbetreiber den Eisenbahnverkehrs-

unternehmen diesen Umweg nicht 

aufzwingen. 

BVU bilanzierte, dass alle optimier-

ten Alpha-Varianten unbefriedigend 

für den Nord-Süd-Verkehr seien, 

kaum kapazitive Effekte erzielten, 

keine Vorteile für den Personenver-

kehr brächten, Überlastungen in der 

Früh-HVZ nicht beseitigten und nur 

in Zusammenhang mit dem Ausbau 

Uelzen – Stendal (– Halle) auf ein 

NKV von über 1 kämen. Dieses ver-

nichtende Urteil, das sämtlichen Ver-

sionen des Alpha jegliche Tauglich-

keit abspricht, hinderte das DSN 

nicht, eine Empfehlung für den Plan-

fall E abzugeben. Dieser umfasst 

neben Ausbauten Lüneburg – Uelzen 

(3. Gleis), Rotenburg – Verden (2. 

Gleis), Langwedel – Uelzen (Elektri-

fizierung) und Nienburg – Wunstorf 

(Blockverdichtung) weitere kapazi-

tätserhöhende Maßnahmen durch 

Blockverdichtungen Verden – Nien-

burg und Celle – Lehrte. Das 2. Gleis 

Nienburg – Minden entfällt zugunsten 

eines „geringfügigen Ausbaus“, dafür 

ist die Zweigleisigkeit Uelzen – Sten-

dal plötzlich Bestandteil des Alpha, 

während sie zuvor als Voraussetzung 

für dessen Wirtschaftlichkeit galt. 

„Alpha E“ hat Überlastungen zwi-

schen 6 und 9 Uhr (Uelzen – Celle, 

Nienburg – Wunstorf) beziehungs-

weise ganztägige Vollauslastungen 

(Stelle – Celle, Langwedel – Wunst-

orf) zur Folge und bringt es auf ein 

NKV von 1,08 — aber nur, weil bei 

der Berechnung lediglich der gesetz-

lich vorgeschriebene Lärmschutz und 

nicht der vom DSN geforderte Voll-

schutz angesetzt wurde. 

In der finalen DSN-Sitzung am 

05. November folgten rund 64 Prozent 

der stimmberechtigten Teilnehmer 

dieser Empfehlung, indem sie das 

Abschlussdokument — teils unter 

Gremienvorbehalt — unterzeichneten. 

Daher legten Alpha-Kritiker, etwa die 

Stadt Hamburg und der Verkehrsclub 

Deutschland, ein Minderheitenvotum 

vor, demzufolge das Alpha als Inte-

rimslösung akzeptabel, die Sicher-

stellung der künftig erforderlichen 

Kapazitäten jedoch nur mittels einer 

Neubaustrecke möglich sei. Im DSN-

Abschlussdokument fand dieses 

„Votum für einen zukunftsorientierten 

Seehafenhinterlandverkehr auf der 

Schiene“ keine Berücksichtigung. 

Fazit: Das Alpha ist in Wirklichkeit 

ein Omega — von allen diskutierten 

Varianten die am wenigsten zur lang-

fristigen Stärkung der Schiene geeig- 

nete. Dass sich das Dialogforum 

frühzeitig auf diese Lösung einge-

schossen und sämtliche Varianten mit 

positiven verkehrlichen Wirkungen 

und nachgewiesener Wirtschaftlich-

keit konsequent ausgeblendet hat, 

zeugt von bemerkenswerter Ignoranz 

und Beratungsresistenz — das ist kein 

Bekenntnis zur Schiene, sondern eine 

verkehrspolitische Geisterfahrt. Noch 

einmal: Es geht um eine Eisen-

bahninfrastruktur, die die stabile 

Verkehrsabwicklung zwischen Ham-

burg, Bremen und Hannover für Jahr-

zehnte gewährleisten muss. Strecken, 

auf denen von Anfang an nachgewie-

sen alles auf Kante genäht ist, können 

und werden dies nicht leisten. Die 

Alpha-Lösung hat, so sie tatsächlich 

ohne Zusatzmaßnahmen realisiert 

wird, genau einen einzigen Effekt: 

dauerhaften Stillstand auf Nieder-

sachsens Gleisen. 

 
Die Karte zeigt die Maßnahmen des „Alpha E“: 
A: dreigleisiger Ausbau Lüneburg – Uelzen 

B: zweigleisiger Ausbau Rotenburg – Verden 
C: Elektrifizierung Langwedel – Uelzen, zusätzliche Kreuzungsmöglichkeiten (aber weiterhin nur 

Höchstgeschwindigkeit 80 Stundenkilometer) 

D: zweigleisiger Ausbau Uelzen – Stendal 
E: Blockverdichtung Verden – Nienburg 

F: zusätzliche Kreuzungsmöglichkeiten und Blockverdichtung Nienburg – Minden 

G: Blockverdichtung Nienburg – Wunstorf (dennoch weiterhin Überlastung zwischen 6 und 9 Uhr) 
H: Blockverdichtung Celle – Lehrte 

Auf den gepunkteten Strecken sind keine Ausbaumaßnahmen vorgesehen — auch nicht zwischen Uelzen 

und Celle, wo es zwischen 6 und 9 Uhr ebenfalls zu Überlastungen kommt. 
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Votum für einen 

zukunftsorientierten 

Seehafen-Hinterlandverkehr 

auf der Schiene 

In vorstehendem Autorenbeitrag wird 

auf das Minderheiten-Votum des 

Verkehrsclubs Deutschland (VCD) 

hingewiesen. In der Anlage zu diesem 

Minderheiten-Votum hat der VCD 

ein Schreiben des vom Bund beauf-

tragten Gutachters an den Landkreis 

Lüneburg dokumentiert. Das Urteil 

der Firma BVU Wirtschaft + Verkehr 

GmbH über die Alpha-Lösung ist 

vernichtend. Wir zitieren aus dem 

Schreiben einige Passagen: 

Sowohl der Gutachter von Los 2 als auch 

wir haben bereits anlässlich des Vortrages 

in der Mai-Sitzung des Dialogforums 

klargestellt, dass wir mit einem deutlichen 

Wachstum im Seehafenhinterlandverkehr 

der Schiene rechnen. Wir haben deutlich 

mit Zahlen belegt, dass die Schwerpunkte 

(Quelle und Ziel) des Schienengüterver-

kehrs, die im Raum Hamburg – Bremer-

haven – Hannover befördert werden, nicht 

im Osten, sondern von den Seehäfen aus 

gesehen in südgehender Richtung liegen. 

Wir haben bereits im Mai klargestellt, 

dass die vorhandene Infrastruktur die 

prognostizierten Verkehrsmengen nicht 

aufnehmen kann, sodass es spätestens im 

Jahr 2030 zu starken Verkehrsbeeinträch-

tigungen kommen wird. Diese werden 

darin bestehen, dass 

 es bei der Abwicklung der Verkehre 

zu deutlichen Verzögerungen / Ver-

spätungen kommen wird — im Be-

reich der Schiene spricht man hier 

von außerplanmäßigen Wartezeiten 

(Verzögerungen, die in den Fahrplä-

nen nicht enthalten sind), 

 Verkehre aufgrund der Verzögerun-

gen zur Wahl längerer und teurerer 

Verkehrswege (Umroutungen) ge-

zwungen werden und 

 dass die prognostizierten Schienen-

verkehre auf der vorhandenen Infra-

struktur nicht vollständig abgewickelt 

werden können, sodass große Teile 

des prognostizierten Verkehrsauf-

kommens sich auf die Straße verla-

gern werden. 

(…) 

Ausgehend von der erwarteten Progno-

sesituation des Jahres 2030 und den er-

warteten verkehrlichen Entwicklungen 

hatten wir gefordert, 

 zusätzliche Kapazitäten für den 

Schienengüterverkehr, insbesondere 

in nordsüd-gehender Richtung, bereit-

zustellen; das BMVI hat in seinem 

Eingangsvortrag beim Dialogforum 

die Notwendigkeit von zwei zusätzli-

chen Gleisen genannt, 

 Kapazitäten für den Schienenperso-

nenfernverkehr bereitzustellen, die ei-

ne Fahrzeit von ca. 55 Minuten zwi-

schen Harburg und Hannover ermög-

lichen, damit Anforderungen an zu-

künftige Taktfahrpläne umgesetzt 

werden können, 

 Kapazitäten bereitzustellen, die nicht 

nur die erwarteten Überlastungen auf-

lösen, sondern auch langfristig nutz-

bare Kapazitäten schaffen. 

Wir hatten aus Gründen der Aufrecht-

erhaltung der Wettbewerbssituation wei-

terhin gefordert, dass eine zukünftige 

Lösung beide bedeutenden Seehäfen 

einbeziehen sollte. 

(…) 

Die Alpha-Trasse erfüllt kaum eines der 

Kriterien. In unserem Vortrag haben wir 

festgestellt, dass die Maßnahme zwar die 

ostgehenden Verkehre unterstützt, dafür 

aber keine befriedigende Lösung für die 

Nord-Süd-Verkehre, sowohl von Bremer-

haven als auch von Hamburg, anbieten 

kann. 

Es beseitigt durch die Bereitstellung 

zusätzlicher Infrastruktur zwar die Über-

lastungssituation im Untersuchungsraum, 

kann jedoch keine überdurchschnittlichen 

kapazitativen Effekte (Bereitstellung von 

Kapazitäten für die Verlagerung von Ver-

kehren von der Straße auf die Schiene) 

entwickeln. 

(…) 

Andere Maßnahmen, insbesondere alle 

Neubaumaßnahmen, führen im Gegensatz 

zur Alpha-Trasse zu deutlichen Kapazi-

tätserhöhungen und lösen die verkehrli-

chen Konflikte deutlich besser. Sie errei-

chen auch positive Rentabilitätswerte. 

(…) 

Alles in allem kann festgestellt werden, 

dass die Alpha-Trasse ohne Infrastruk-

turergänzungen, welche die Kapazität in 

der Nord-Süd-Richtung erhöhen, keine 

bedarfsgerechte Lösung für die verkehrli-

chen Probleme des Untersuchungsraumes 

ist. Auch aus dem Gesichtspunkt des 

Lärmschutzes ist diese Variante eine 

unbefriedigende Lösung, da die Maßnah-

me gerade die Verkehre auf den Be-

standsstrecken erhöht, die durch die Orte 

Lüneburg, Uelzen, Celle, Soltau und 

Langwedel führen. (…) Daraus resultie-

rende zusätzliche Anforderungen an einen 

erhöhten Lärmschutz, werden das niedri-

ge positive Nutzen-Kosten-Verhältnis, 

welches erst zusammen mit einer Betrach-

tung eines Ausbaus von Uelzen – Halle 

erwartet werden kann, deutlich gefährden. 

Sie werden von anderer Seite hören, dass 

die Alpha-Trasse durch eine gezielte 

Verkehrslenkung zusätzliche Kapazitäten 

schaffen kann. Abgesehen davon, dass 

eine Umlenkung nur mit einer gewissen 

Anreizwirkung erfolgen kann und betrieb-

lich (aber auch juristisch — Stichwort: 

Diskriminierung) nicht einfach umzuset-

zen ist, ist die Anzahl der dadurch ge-

schaffenen Kapazitäten beschränkt und 

konzentriert sich ausschließlich auf den 

Streckenabschnitt zwischen Maschen und 

Uelzen. Für die nord-süd-gehenden Ver-

kehre kann auch eine Verkehrslenkung 

(wie sie über Wittenberge diskutiert wird) 

keine weiteren Kapazitäten schaffen. 

Davon abgesehen ist jede Umroutung 

aufgrund der längeren Laufwege auch mit 

Mehrkosten für den Transporteur und 

damit einer Reduktion des Nutzens der 

Infrastrukturmaßnahme verbunden. 

Das „Dialogforum Schiene Nord“ ist 

ein Musterbeispiel dafür, wie Bürger-

beteiligung nicht funktionieren kann. 

Nach den heftigen (nachträglichen) 

Bürgerprotesten gegen das Bahnpro-

jekt „Stuttgart 21“ war es der Wille 

sowohl des Bundes als auch der 

Deutschen Bahn AG, bei neuen Pro-

jekten durch eine intensive Bürgerbe-

teiligung berechtigte Interessen der 

Anlieger von vorherein in die Planung 

einfließen zu lassen, damit aber auch 

Akzeptanz für die danach erfolgende 

Umsetzung zu schaffen. Was aber 

auch klar sein muss: Bürgerbeteili-

gung soll Projekte verbessern, nicht 

verhindern. Wenn in einem Beteili-

gungsverfahren ein Ergebnis heraus-

kommt, welches die Ziele des Projekts 

nicht mehr erfüllt, dann ist entweder 

die Bürgerbeteiligung oder das Pro-

jekt gescheitert. Deutschland braucht 

eine leistungsfähige Infrastruktur, 

und dazu gehört die Schienenanbin-

dung der Seehäfen genauso wie at-

traktive Reisezeiten im Personenver-

kehr von weiten Teilen Deutschlands 

nach Hamburg und Schleswig-

Holstein. 

Es bleibt zu hoffen, dass die Verant-

wortlichen im Bund (Bundestag und 

Bundesregierung) den Blick fürs 

Ganze bewahren und sich für eine 

Lösung entscheiden, die den Bedürf-

nissen des gesamten Landes gerecht 

werden. 
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Betriebseinschränkungen 

nach Stellwerksbrand auf der 

Ruhrgebiets-Hauptachse 

Am Sonntagmorgen, dem 04. Okto-

ber 2015 brach im Bedienraum des 

Stellwerks in Mülheim (Ruhr) ein 

Feuer aus. Dabei wurde der Bedien-

raum vollständig zerstört. Zum Stell-

bereich gehören die Bahnhöfe Mül-

heim (Ruhr) Hbf (nur zwei Weichen, 

also ein „besserer Haltepunkt“ an 

einer viergleisigen Strecke) und Mül-

heim-Styrum (Abzweig nach Ober-

hausen, diverse Überleitmöglichkei-

ten zwischen den Strecken sowie 

Güterbahnhof für die zum Salzgitter-

Konzern gehörenden Mannesmann-

Röhrenwerke und der zur Georgs-

marienhütte gehörenden Stahlguss-

Fabrik Friedrich-Wilhelms-Hütte). 

Brandursache war ein technischer 

Defekt in dem 48 Jahre alten Stell-

werk; das Alter des Stellwerks war 

indes nicht brandursächlich. Es ist 

vorgesehen, es bis zum Jahr 2020 — 

zusammen mit Essen West — durch 

eine weitere Baustufe des Elektroni-

schen Stellwerks (ESTW) Duisburg 

abzulösen. Die Planungen dafür sind 

jedoch noch nicht so weit fortge-

schritten, dass ein Vorziehen dieses 

Projekts in Betracht gekommen wäre. 

Da die Außenanlagen des Stellwerks 

nicht und der Relaisraum nur verhält-

nismäßig gering beschädigt wurden, 

haben die Herstellerfirma (Siemens) 

und DB Netz den Wiederaufbau der 

Bestandsanlage als wirtschaftlichste 

und am schnellsten zu realisierende 

Lösung identifiziert. Dieser soll bis 

Ostern (März 2016) realisiert sein. 

Bis dahin ist die Kapazität auf der 

Ruhrgebiets-Hauptachse erheblich 

eingeschränkt, so dass viele Züge 

entweder über Gelsenkirchen umge-

leitet werden müssen oder in dem 

Abschnitt gar ganz ausfallen. Die 

Oberzentren Essen und Bochum wer-

den dadurch derzeit nur noch von 

einem Teil der Züge angefahren. 

Nachstehend eine Beschreibung der 

Betriebsabwicklung seit dem Brand. 

Bereits drei Tage nach dem Brand 

wurden die vier Ausfahrsignale von 

Mülheim (Ruhr) Hbf einschließlich 

der zugehörigen Vorsignale wieder an 

die Stromversorgung angeschlossen, 

so dass sie permanent die Signalbe- 

griffe „Halt“ (Signal Hp 0 gemäß der 

Eisenbahn-Signalordnung ESO) be-

ziehungsweise „Halt erwarten“ (Sig-

nal Vr 0) zeigten. Die übrigen Signale 

in den beiden Bahnhöfen sowie die 

Selbstblocksignale zwischen Mül-

heim Hbf und Essen West wurden 

ungültig erklärt (weiß ausgekreuzt 

gemäß Ausführungsbestimmung 5 zur 

ESO). Die Vorbeifahrt an den ständig 

„roten“ Ausfahrsignalen erfolgte auf 

schriftlichen Befehl. Zusätzlich war 

in den beiden Bahnhöfen die Ge-

schwindigkeit wegen fehlender Sig-

nalabhängigkeit der Weichen auf 50 

Stundenkilometer beschränkt, wozu 

die Lokführer ebenfalls mit schriftli-

chem Befehl angewiesen wurden. 

Knapp zwei Wochen nach dem Brand 

waren die Weichen so gesichert, dass 

sie wieder mit der fahrplanmäßigen 

Höchstgeschwindigkeit befahren 

werden durften. Schriftliche Befehle 

waren fortan nur noch für die Vorbei-

fahrt an den weiterhin ständig Halt 

zeigenden Ausfahrsignalen von Mül-

heim (Ruhr) Hbf erforderlich; damit 

bestand gleichzeitig eine Blockteilung 

zwischen Duisburg Kaiserberg und 

Essen West. An diesen beiden Zug-

folgestellen erfolgte die Einfahrt in 

den gestörten Abschnitt auf „Ersatz-

signal“ (Signal Zs 1 der ESO). 

Im Güterbahnhof Mülheim-Styrum 

wurden die Weichen auf Ortsbedie-

nung (klassische Handweichen mit 

Hebelgewichten) umgerüstet. Zur 

Bedienung wurde das Streckengleis 

Mülheim-Styrum – Oberhausen Hbf 

signaltechnisch als Baugleis herge-

richtet. Auf dem anderen Strecken-

gleis (Oberhausen Hbf – Mülheim-

Styrum) wäre es mit überschaubarem 

Aufwand möglich gewesen, einen 

Stichstreckenblock zu installieren, um 

Pendelfahrten der S-Bahn-Linie S 3 

mit Umsteigemöglichkeit an die Linie 

S 1 herzustellen. Darauf wurde jedoch 

in Abstimmung mit DB Regio und 

VRR verzichtet. Stattdessen ver-

kehren Pendelbusse, die für weiter-

reisende Fahrgäste den Anschluss in 

Mülheim-Styrum herstellen, für den 

Ortsverkehr aber umsteigefrei bis zum 

Mülheimer Hauptbahnhof fahren. 

Seit 11. November (in der Fahrtrich-

tung Essen – Duisburg bereits seit 

dem 23. Oktober) ist der Stellbereich 

des beschädigten Stellwerks Mülheim 

überbrückt, das heißt zwischen Duis-

burg Kaiserberg und den westlichsten 

Blocksignalen der Strecke Mülheim 

Hbf – Essen West besteht ein jeweils 

rund 8 Kilometer langer Blockab-

schnitt mit voller signaltechnischer 

Funktionalität, so dass die Züge seit-

her wieder komplett auf Hauptsignal 

fahren können. Die Ausfahrsignale 

von Mülheim Hbf sind nun ebenso 

ausgekreuzt und dunkel, wie alle 

anderen Signale in den beiden Mül-

heimer Bahnhöfen. Die Selbstblock-

signale zwischen Mülheim Hbf und 

Essen West sind wieder in Betrieb. 

In der Fahrtrichtung Essen – Duis-

burg konnte die Inbetriebnahme des-

wegen früher erfolgen, weil sich die 

 
Das durch den Brand stark beschädigte Stellwerk Mülheim am 01. November 2015. 
Foto: Wolfgang Dietrich Mann. 
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Überwachungseinrichtungen für die 

Selbstblocksignale in dieser Richtung 

auf dem Stellwerk Essen West (fern-

gesteuert von Essen Hbf) befinden 

und vom Brand nicht betroffen wa-

ren. Auch wenn Selbstblocksignale 

im Regelbetrieb keiner Bedienhand-

lungen bedürfen, sind für den Stö-

rungsfall Überwachungseinrichtungen 

vorhanden, anhand derer sich die 

Stellung des Signals und die Bele-

gung der Blockabschnitte erkennen 

lassen. Für die Fahrtrichtung Duis-

burg – Essen waren diese mit dem 

Brand zerstört, und es musste dafür 

erst ein kleines Behelfs-Stellpult 

„gebastelt“ werden. 

Während in den ersten Wochen nach 

dem Brand das Ersatz-Betriebspro-

gramm operativ geplant war, sind seit 

26. Oktober 2015 die Änderungen in 

den Fahrplan eingearbeitet; ab Fahr-

planwechsel am 13. Dezember 2015 

können weitere Züge auf den Regel-

weg zurückkehren. 

Elektrifizierung der Strecke 

Oldenburg – Wilhelmshaven 

Eine der wichtigsten Güterstrecken 

im Norden, die Bahnverbindung 

Oldenburg – Wilhelmshaven, kann 

elektrifiziert werden. Diese Strecke 

bindet den Jade-Weser-Port, Deutsch-

lands einzigen Tiefwasserhafen, an 

das deutsche Schienennetz an. Die 

Finanzierungsvereinbarung über 

423 Millionen Euro zwischen Bund 

und DB AG ist geschlossen. 

Staatssekretär Enak Ferlemann kom-

mentierte am 20. Oktober 2015: „Zu 

meiner großen Freude haben wir jetzt 

mit der Deutschen Bahn die Finanzie-

rungsvereinbarung zur Elektrifizie-

rung der Eisenbahnstrecke Oldenburg 

– Wilhelmshaven abgeschlossen. 

Dies ist der letzte Baustein zur An-

bindung des Jade-Weser-Ports. Damit 

halten wir unsere Zusage zur Finan-

zierung der Elektrifizierung dieser 

Eisenbahnstrecke ein. Das ist eine 

gute Nachricht — insbesondere für 

die Region — aber auch für die Län-

der Niedersachsen und Bremen.“ 

Mit den vereinbarten Investitionen 

wird als letzte Baustufe die Gesamt-

strecke elektrifiziert sowie das Un-

terwerk in Hahn zur Energieversor-

gung neu gebaut, abschnittsweise die 

zulässige Radsatzlast von 22,5 auf 

23,5 Tonnen angehoben und die 

Höchstgeschwindigkeit auf bis zu 

120 Stundenkilometer erhöht. Gleich-

zeitig wird ein umfangreiches Lärm-

vorsorgekonzept umgesetzt. Auf-

grund schwieriger Untergrundver-

hältnisse, insbesondere nahe dem 

Jadebusen sind aufwändige Boden-

stabilisierungen bis zu 9 m Tiefe 

erforderlich. 

Der Bau kann nach Abschluss der 

derzeit laufenden Planfeststellungs-

verfahren beginnen. Die Aufnahme 

des elektrischen Zugbetriebs soll im 

Sommer 2022 erfolgen. 

Kurzberichte Bahnprojekt 

Stuttgart – Ulm 

Die DB Projekt Stuttgart–Ulm GmbH 

informierte am 17. September 2015 

über die Genehmigung zum Bau einer 

temporären Baustellenausfahrt 

(Anmerkung: Tübbingtransporte, sie-

he Folge 101 der GRV-Nachrichten, 

Seite 17f) von der Bundesautobahn 8 

zur Baustelle des Fildertunnels durch 

das Regierungspräsidium Stuttgart. 

Der Antrag dafür erfolgte vorsorglich, 

um das Gewerbegebiet Fasanenhof 

von möglicherweise zu viel Baustel-

lenverkehr zu entlasten. Tatsächlich 

haben sich die Verkehrsverhältnisse 

im Volllastbetrieb während der ersten 

Schildfahrt der Tunnelbohrmaschine 

jedoch als erträglich erwiesen. Nach-

dem bereits fast ein Viertel der insge-

samt anfallenden Transporte ohne die 

befürchteten Verkehrsbeeinträchti-

gungen abgewickelt sind, wird die 

Realisierung dieser Ausfahrt nun 

zwischen der Projektgesellschaft und 

der ausführenden Arbeitsgemein-

schaft abgewogen. 

Der Ulmer Oberbürgermeister Ivo 

Gönner hat sich bei einem Besuch 

des Albabstiegstunnels (siehe Folge 

99 der GRV-Nachrichten, Seite 20) 

über den Baufortschritt beim Bahn-

projekt Stuttgart – Ulm gefreut: „Es 

ist beeindruckend, wie schnell das 

Tor zur Neubaustrecke in Ulm fertig-

gestellt wurde.“ Gönner informierte 

sich am 25. September 2015 gemein-

sam mit Stadträten des Ulmer Ge-

meinderats. „Am Jahresende werden 

wir ein Viertel von 120 Tunnelkilo-

metern des gesamten Projekts Stutt-

gart – Ulm gegraben haben“, kündig-

te Manfred Leger, Vorsitzender der 

Geschäftsführung der DB Projekt 

Stuttgart–Ulm, an. 

Am 07. Oktober 2016 informierten 

Vertreter der DB Projekt Stuttgart–

Ulm GmbH, des Tiefbauamts der 

Landeshauptstadt Stuttgart und der 

Stuttgarter Straßenbahnen AG über 

die Bauarbeiten im Südkopf des 

neuen Stuttgarter Hauptbahnhofs. 

Um den Lärmpegel für die Anwohner 

so gering wie möglich zu halten, wird 

vor Beginn der eigentlichen Arbeiten 

zunächst eine bis zu zehn Meter hohe 

Lärmschutzwand im Bereich der 

Sängerstraße erstellt. Im Bauabschnitt 

25 steht der Bau der Bodenplatte für 

den neuen Hauptbahnhof bevor. Die 

Bauarbeiten für die neue Stadtbahn-

haltestelle „Staatsgalerie“ schreiten 

zügig voran und es wurde mit der 

Einrichtung eines Baufeldes an der 

Schillerstraße begonnen. 

Siehe dazu auch das Farbfoto auf der dritten 

Umschlagseite! 

„Der Durchschlag des Steinbühl-

tunnels findet ein halbes Jahr früher 

als geplant statt“, so Georg Brunnhu-

ber, Vorsitzender des Vereins Bahn-

projekt Stuttgart–Ulm e.V. anlässlich 

des Festakts zum Durchschlag des 

Steinbühltunnels (4847 Meter, siehe 

Folge 100 der GRV-Nachrichten, 

Seite 14) am 06. November 2015 in 

Hohenstadt. „Infrastruktur baut man 

immer für die nachfolgenden Genera-

tionen“, so Brunnhuber weiter mit 

Verweis auf den seit 1850 in Betrieb 

befindlichen Albaufstieg. „Über alle 

Parteigrenzen hinweg ist die Neubau-

strecke auch als notwendiges und 

wichtiges Infrastrukturprojekt aner-

kannt.“ Dies gebe es bekanntermaßen 

nur im Doppelpack mit Stuttgart 21. 

Als Gäste konnte Brunnhuber den 

Finanz- und Wirtschaftsminister, Nils 

Schmid, den Parlamentarischen 

Staatssekretär beim Bundesminister 

für Verkehr und digitale Infrastruktur, 

Norbert Barthle, den Vorsitzenden 

der Geschäftsführung der DB Projekt 

Stuttgart–Ulm GmbH Manfred Leger, 

den Geschäftsführer der Porr AG, 

Hans Wenkenbach sowie den 

Bürgermeister von Hohenstadt, 

Günter Riebort begrüßen. 
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Der stellvertretende Ministerpräsident 
und Finanz- und Wirtschaftsminister von 

Baden-Württemberg, Nils Schmid 

bei seiner Rede am 06. November 2015; 
Foto: Gunther Ellwanger. 

Zum Jahresende 2015 erwartet die 

DB Projekt Stuttgart–Ulm GmbH, 

dass für Stuttgart 21 Aufträge ein-

schließlich Nachträge in Höhe von 

rund 3,1 Milliarden Euro vergeben 

sind. Ende dieses Jahres werden Aus-

gaben in Höhe von rund 1,5 Milliar-

den Euro getätigt sein. Das entspricht 

rund einem Viertel des gesamten 

Finanzvolumens für die Neuordnung 

des Stuttgarter Bahnknotens. „Auf 

dieser Basis besteht eine große Plau-

sibilität, dass Stuttgart 21 innerhalb 

des bewilligten Kostenrahmens reali-

siert werden kann“, sagte Peter 

Sturm, Geschäftsführer bei der 

DB Projekt Stuttgart–Ulm GmbH am 

26. November. Der Aufsichtsrat der 

DB AG hatte im März 2013 für Stutt-

gart 21 Kosten in Höhe von 5,987 

Milliarden Euro plus einen Kosten-

puffer von 539 Millionen Euro ge-

nehmigt. Zum Themenkomplex Kos-

ten und Finanzierung wurde der In-

ternetauftritt für das Projekt Stuttgart 

21 teilweise neu gestaltet. Auf den 

Unterseiten „Finanzierung, Kosten, 

Chancen- / Risikomanagement“ wird 

dargestellt, wie sich der Finanzie-

rungsrahmen entwickelt hat. Dabei 

stellte die Projektgesellschaft auch 

die sogenannte Azer-Liste ins Netz. 

Link zu den neuen S21-Unterseiten: 

www.bahnprojekt-stuttgart-ulm.de. 

Internationaler Hoch-

geschwindigkeitsverkehr 

Am 28. September 2015 hat die SNCF 

mit Testfahrten auf dem zweiten 

Abschnitt (Baudrecourt – Venden-

heim, 106 Kilometer) der Hochge-

schwindigkeitsstrecke Paris – Straß-

burg begonnen. Die Geschwindigkeit 

der Testfahrten wird bis auf 352 

Stundenkilometer gesteigert, das sind 

10 Prozent mehr als die spätere Be-

triebsgeschwindigkeit von 320 Stun-

denkilometern. Bei den Tests werden 

die Beschleunigungen gemessen, um 

einen angenehmen Fahrkomfort zu 

gewährleisten. Überprüft werden aber 

auch die Oberleitung und der Strom-

abnehmer sowie der Zugbahnfunk und 

das Signalsystem ETCS Niveau 2. 

Am 14. November 2015 ist der Test-

zug in einem Gleisbogen von der 

Schnellfahrstrecke zur vorhandenen 

Strecke bei Vendenheim entgleist. 

Der Unfall forderte 11 Todesopfer 

und ist der erste, bei dem seit Beginn 

des TGV-Betriebs 1981 Todesopfer 

zu beklagen waren. Als Unglücksur-

sache nennt der erste offizielle Be-

richt vom 19. November eine zu hohe 

Geschwindigkeit, die Sicherheitssys-

teme waren für die Testfahrt ausge-

schaltet. 

Mit den Bauarbeiten dieses zwei 

Milliarden Euro teuren Abschnitts 

wurde 2010 begonnen. Ob die Inbe-

triebnahme nun wie geplant am 

03. April 2016 erfolgen kann, ist nach 

dem Unfall ungewiss. Die schnellste 

Reisezeit zwischen Paris und Straß-

burg (406 Kilometer) wird sich dann 

um 30 Minuten auf eine Stunde 

48 Minuten verkürzen. 

In Spanien wurde am 29. September 

2015 die 166 Kilometer lange Hoch-

geschwindigkeitsstrecke zwischen 

Valladolid und Leon in Betrieb ge-

nommen. Damit ist das spanische 

Hochgeschwindigkeitsnetz auf 3150 

Kilometer angewachsen. Die Ent-

wurfsgeschwindigkeit der neuen 

Strecke beträgt 350 Stundenkilome-

ter. Die Reise von Madrid nach Leon 

(346 Kilometer) hat sich auf zwei 

Stunden verringert. Nach der Fertig-

stellung der ERTMS Signalisierung 

in einigen Monaten wird die Reise 

nur noch eine Stunde 45 Minuten 

dauern. 

Durchschlag im 

Rosshäuserntunnel 

Am 02. Juni 2015 erfolgte der Durch-

bruch des 2080 Meter langen (neuen) 

Rosshäuserntunnels an der Strecke 

von Bern nach Neuchâtel [Neuen-

burg]. Um 10:13 Uhr fand 181 Meter 

westlich der Tunnelmitte die letzte 

Sprengung in der oberen Tunnelhälfte 

statt. Nach dem Durchschlag trafen 

die Bauarbeiter mitten im Berg aufei-

nander. Mitte 2018 werden die ersten 

Züge die neue zweigleisige Strecke 

befahren können. „Wir freuen uns, 

dass sich die angepasste Bauweise im 

Tunnel bewährt hat und wir heute den 

Durchschlag feiern können“, sagt 

Rudolf Stämpfli, Verwaltungsratsprä-

sident der BLS. 

Der Rosshäuserntunnel ist das Kern-

stück des zweigleisigen Ausbaus 

zwischen Rosshäusern und Mauss 

und macht rund die Hälfte der Neu-

baustrecke aus. Dieser ersetzt den 

110-jährigen, 1,1 Kilometer langen 

und sanierungsbedürftigen eingleisi-

gen Tunnel. Mit den Ausbrucharbei-

ten im Tunnel hat die BLS im Früh-

ling 2013 begonnen. Wegen schwie-

rigen geologischen Verhältnissen 

wurde die Vortriebsmethode im Janu-

ar 2014 umgestellt. Statt dem bis 

anhin angewandten Vollausbruch von 

Osten her kam der Kalottenvortieb 

(siehe Kasten) von Osten und von 

Westen her zum Zug. Die Umstellung 

der Vortriebsart im brüchigen Fels hat 

sich bewährt, die Bauarbeiten kamen 

schneller voran als zuerst angenom-

men. Das Bauprojekt verzögerte sich 

schließlich um 18 Monate und ver-

teuerte sich um 65 Millionen auf 

nunmehr insgesamt 265 Millionen 

Schweizer Franken. 

Die BLS geht davon aus, dass der 

Rohbau des Tunnels in rund zwei 

Jahren abgeschlossen sein wird. An-

schließend bauen die Bahntechniker 

die Fahrbahn, die Fahrleitungen so-

wie sämtliche Kontroll- und Sicher-

heitssysteme im Tunnel ein. Voraus-

sichtlich Mitte 2018 wird die BLS die 

neue Strecke für den regulären Zug-

verkehr in Betrieb nehmen können. 

Die weitgehend gerade Linienführung 

des Tunnels verkürzt den Weg um 

300 Meter und erlaubt es den Zügen 

künftig, die Strecke mit 160 Stunden- 

http://www.bahnprojekt-stuttgart-ulm.de/
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kilometern statt mit Tempo 90 zu be-

fahren. Der Ausbau bringt den Fahr-

gästen somit kürzere Fahrzeiten und 

pünktlichere Züge und der BLS mehr 

betriebliche Kapazitäten. Der Bau des 

Rosshäuserntunnels ist Teil des lang-

fristig geplanten zweigleisigen Aus-

baus auf der BLS-Strecke von Bern 

über Kerzers nach Neuchâtel. 

Den alten Rosshäuserntunnel will die 

BLS auf einfachem Niveau instand 

stellen und als historisches Bauwerk 

erhalten. Der Tunnel dient weiterhin 

der Entwässerung des Gebietes. Die 

alte Bahntrasse wird zurückgebaut, 

und der derzeit kanalisierte Flüele-

bach renaturiert. 

Der Kalottenvortrieb 

Beim Kalottenvortrieb wird nur die obere 

Tunnelhälfte ausgebrochen. Dabei werden 

zuerst 15 Meter lange Rohre in den Fels 

gebohrt. Diese bilden einen Schutzschirm, 

den sogenannten Rohrschirm, in dessen 

Schutz der Fels etappenweise gesprengt 

werden kann. Der freigesprengte Ab-

schnitt wird mit Stahlbogen gesichert. Das 

Gewölbe wird anschließend mit Spritzbe-

ton gefestigt. 

Nach dem Durchschlag werden die durch 

die Rohrschirmbohrungen entstandenen, 

treppenartigen Absätze im Tunnelgewöl-

be mit Spritzbeton aufgefüllt. Denn der 

Innenausbau des Tunnels und die Ver-

kleidung mit einer wasserdichten Folie 

erfordern eine möglichst ebene Oberflä-

che. Das Auffüllen dieser ‚Spickel‘ dauert 

drei bis vier Monate. 

Kurzberichte Schweiz 

Das Bundesamt für Verkehr (BAV) 

und die SBB informierten am 

03. September 2015 über ihre Eini-

gung auf einen Zahlungsrahmen von 

7,632 Milliarden Franken für die 

Leistungsvereinbarung 2017 bis 

2020. Dies sind 15 Prozent mehr als 

in der Leistungsvereinbarung 2013 

bis 2016. Der höhere Zahlungsrah-

men basiert auf der Notwendigkeit, 

mehr präventiven Unterhalt zu ma-

chen und auf dem Verkehrs- und 

Anlagenwachstum. Die SBB kann 

beim BAV bei nachgewiesenem Be-

darf Zusatzmittel beantragen, um die 

Pünktlichkeit zu gewährleisten und 

auf Unvorhergesehenes reagieren zu 

können 

Die Leistungsvereinbarung für die 

Jahre 2013 bis 2016 zwischen dem 

Bund und der SBB wird nicht aufge-

stockt, da im Bahninfrastrukturfonds 

2016 weniger Mittel zur Verfügung 

stehen als erwartet. Daher wird die 

SBB die Mehrkosten der Bahninfra-

struktur auch im Jahr 2016 selber 

tragen. Wichtige baureife Projekte 

wie die Entflechtung Bern-Wylerfeld 

oder der Ausbau des 4-Meter-Korri-

dors am Gotthard können so umge-

setzt werden. Insgesamt belaufen sich 

die Mehrkosten in der laufenden 

Leistungsvereinbarung auf rund 

500 Millionen Franken, was den 

Schuldendeckungsgrad der SBB 

verschlechtert. 

Die SBB beauftragte am 07. Oktober 

2015 Alstom mit dem Bau von 47 

neuen Rangier- und Streckenloks. 

Ein Auftrag für 35 neue Baudienst-

traktoren ging an die Firma Wind-

hoff. Die Aufträge wurden im März 

2014 öffentlich ausgeschrieben. Ent-

scheidend für die Vergabe war die 

Erfüllung der Kriterien ‚Qualität‘ und 

‚Wirtschaftlichkeit‘. Insgesamt inves-

tiert die SBB rund 265 Millionen 

Franken in diese Fahrzeuge und er-

neuert so die Fahrzeugflotte der Infra-

struktur, die heute ein Durchschnitts-

alter von 40 Jahren hat. Mit den neu-

en, leistungsfähigeren Fahrzeugen 

kann das steigende Bau- und Unter-

haltsvolumen effizienter bewältigt 

werden. Ein gut unterhaltenes Schie-

nennetz ist die Voraussetzung für 

einen pünktlichen Bahnbetrieb. Die 

Auslieferung der neuen Rangier- und 

Streckenlokomotiven ist ab 2018 

geplant. 

In Brig ging am 25. Oktober 2015 das 

größte elektronische Stellwerk der 

Schweiz in Betrieb. Das neue Gebäu-

de ersetzt fünf kleinere Anlagen aus 

den Jahren 1954 bis 1996. Mehr als 

400 Züge verkehren pro Tag im 

Bahnknoten Brig. Weil die SBB ab 

2016 nur noch aus vier Betriebszent-

ralen den Verkehr steuert (Lausanne, 

Olten, Zürich Flughafen und Polle-

gio), bedient nun die BLS von Spiez 

aus die Signale und Weichen in Brig. 

Diese Konzentration auf einzelne 

Betriebszentralen verbessert die 

Kommunikation und Koordination, 

gerade im Störungsfall: Maßnahmen 

können rascher abgestimmt und die 

Reisenden schneller und besser in-

formiert werden. Bis 2022 wird die 

BLS ihre Betriebssteuerung ebenfalls 

in Spiez zentralisieren und folglich 

von dort aus den Verkehr auf ihrem 

ganzen Netz steuern. 

 
Regionalzug „Lötschberger“ der BLS von 

Bern nach Brig im Bahnhof Lalden an der 
Lötschberg-Südrampe kurz vor seinem Ziel; 

Foto: Wolfgang Dietrich Mann. 

 
Am 02. Juni 2015 feierten die Mineure den Durchbruch des neuen Rosshäuserntunnels 

Foto: BLS / © Peder Studer. 
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Nach acht Jahren Bauzeit nimmt die 

SBB zum Fahrplanwechsel am 

13. Dezember 2015 die Zürcher 

Durchmesserlinie (DML) auf ihrer 

gesamten Länge zwischen Oerlikon 

und Altstetten in Betrieb. 

Dank des zweiten Teils der DML mit 

den markanten Brückenbauwerken 

Letzigraben- und Kohlendreieckbrü-

cke profitieren die Reisenden im 

Fernverkehr von schnelleren Verbin-

dungen zwischen Sankt Gallen und 

Genf. Die Brücken sind nötig, um die 

Züge von der Ausfahrt des Bahnhofs 

Löwenstraße auf der Südseite des 

Gleisfelds kreuzungsfrei zu den 

Schnellzugsgleisen in Altstetten auf 

der Nordseite zu führen. Dank der 

DML und den vierten Teilergänzun-

gen der Zürcher S-Bahn wird der 

Fahrplan im Regional- und Fernver-

kehr ausgebaut. Der diesjährige Fahr-

planwechsel ist der anspruchsvollste 

seit der Einführung von „Bahn 2000“ 

im Jahr 2004. 

Am 15. Oktober 2015 informierten 

der Gesamtprojektleiter Roland Kobel 

und Pascal Rechsteiner, Leiter Inbe-

triebnahme der DML die Medien über 

die laufenden Testfahrten und die 

noch anstehenden Tätigkeiten. Vom 

05. Oktober bis zum 11. Dezember 

führte die SBB rund 150 Testfahrten 

über die beiden Brücken durch. Dabei 

testeten die Lokführer vor allem ein 

neues Steuerungsprogramm, mit dem 

das Einfädeln von Zügen an neuralgi-

schen Punkten im Schienennetz opti-

miert wird. Das Programm berechnet 

für jeden einzelnen Zug das optimale 

Fahrprofil und signalisiert dieses über 

die Signale oder einen Bildschirm im 

Führerstand den Lokführern. Eben-

falls berechnet das Programm die 

optimale Reihenfolge der Züge und 

setzt diese automatisch in der Leit-

technik um. Damit kann die SBB die 

Trassenkapazitäten möglichst gut 

ausnützen, was die Fahrplanstabilität 

erhöht und Verspätungen reduziert. 

Am 26. Oktober 2015 folgte die fei-

erliche Eröffnung des zweiten Teils 

der DML. Die Zürcher Regierungs-

rätin Carmen Walker Späh, der 

Direktor des Bundesamtes für Ver-

kehr, Peter Füglistaler, sowie der 

Vorstandsvorsitzende der SBB, An-

dreas Meyer eröffneten die beiden 

Brücken in einem feierlichen Akt 

unter der Letzigrabenbrücke. 

Die Letzigrabenbrücke ist mit 1156 

Metern nun die längste Bahnbrücke 

der Schweiz. Sie ruht auf 23 bis zu 

16 Meter hohen Pfeilern und bietet 

den Reisenden eine herrliche Aus-

sicht. Die maximale Steigung beträgt 

27 Promille und die Höchstgeschwin-

digkeit 120 Stundenkilometer. 

Weitere Informationen zur Durch-

messerlinie: www.sbb.ch. 

Schienen-

güterverkehr 

Stellenabbau 

bei DB Schenker Rail? 

Der Vorstandsvorsitzende der DB, 

Rüdiger Grube, hat angesichts der 

Verluste bei DB Schenker Rail einen 

Stellenabbau im Schienengüterver-

kehr angekündigt. „Wir stellen derzeit 

das Geschäftsmodell des Schienengü-

terverkehrs explizit auf den Prüf-

stand“, sagte Grube am 18. Oktober 

2015 der Zeitung Welt am Sonntag. 

Die wirtschaftliche Stabilität und die 

Zukunftsfähigkeit des Konzerns sol-

len gesichert werden. „Es wird auch 

so sein, dass im Zuge der Umstruktu-

rierung Arbeitsplätze verloren ge-

hen.“ Allerdings droht den betroffe-

nen Eisenbahnern nicht die Arbeitslo-

sigkeit, Grube betonte: „Bei der Bahn 

geht niemand in die Arbeitslosigkeit. 

Wir haben den internen Stellenmarkt, 

den Jobservice, dort wird man wei-

tervermittelt und weiterqualifiziert, 

um anschließend eine andere Aufgabe 

im Unternehmen zu übernehmen“. 

Nach den Streiks der Lokführerge-

werkschaft GDL seien 8 bis 10 Pro-

zent der Kunden nicht zurückge-

kommen, daher sei bei der Schienen-

gütertochter in diesem Jahr mit Ver-

 

 
Oben: Eröffnung der Brücken durch (von links nach rechts): Peter Füglistaler, Carmen Walker Späh 

und Andreas Meyer; rechts der Fernsehmoderator Patrick Rohr; 
Unten: Blick von der Letzigrabenbrücke in Richtung Altstetten; 

Fotos: Gunther Ellwanger. 

http://www.sbb.ch/sbb-konzern/ueber-die-sbb/projekte/ausbau-schienennetz/projekte-zuerich-ostschweiz/dml/projekt.html?WT.ac=textimageteaser-projekt
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lusten zu rechnen. Es sollen auch 

Ladestellen geschlossen werden, da 

laut Grube in der Welt am Sonntag 

„20 Prozent dieser Güterstellen nur 

ein Prozent des Umsatzes machen.“ 

Bereits am 28. Juli 2015 hatte Grube 

einen tiefgreifenden Konzernumbau 

der DB angekündigt (siehe Folge 103 

der GRV-Nachrichten, Seite15) über 

den der Aufsichtsrat am 16. Dezem-

ber 2015 entscheiden soll. 

Kombinierter Verkehr — 

Wachstumsmotor für mehr 

Klimaschutz im Güterverkehr 

Unter dieser Überschrift hatten am 

18. November 2015 das Bundes-

ministerium für Umwelt, Naturschutz, 

Bau und Reaktorsicherheit (BMUB), 

die Internationale Vereinigung für 

den Kombinierten Verkehr Schiene-

Straße (UIRR) und die Allianz pro 

Schiene (ApS) zu einem Fachkon-

gress nach Berlin eingeladen. 

Der Generaldirektor der UIRR Ralf-

Charley Schultze, begrüßte die rund 

100 Teilnehmer und kündigte ein 

weiteres dynamisches Wachstum des 

Kombinierten Verkehrs (KV) an. 

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parla-

mentarische Staatssekretärin im 

BMUB, ging in ihrem Impulsstate-

ment Klimaschutz auf das „Klima-

sorgenkind Verkehr“ ein: „Die Treib-

hausgasemissionen im Verkehrsbe-

reich werden wir deutlicher mindern 

müssen als bisher. Nur so können wir 

unsere Klimaziele bis 2020 und da-

nach erreichen. Der Ausbau des kom-

binierten Güterverkehrs kann uns 

dabei voran bringen. Der Bund wird 

solche Verkehrsprojekte daher weiter 

auf hohem Niveau fördern und prüft, 

wie die Vergabe der Mittel erleichtert 

werden kann.“ 

Thore Arendt, Studiengesellschaft 

für den Kombinierten Verkehr, gab 

einen Überblick der Marktentwick-

lung im KV. Nach dem Einbruch 

2009 wurden vom KV erst 2013 wie-

der die Mengen des Jahrs 2008 er-

reicht. Bei den Tonnen beträgt der 

Anteil des KV am Schienengüterver-

kehr in Deutschland 23 Prozent. Für 

2015 erwartet Arendt erneute Einbrü-

che im KV, bedingt durch Witterung 

und Lokführerstreiks. Zudem begüns-

tigt der niedrige Ölpreis weiterhin den 

Straßengüterfernverkehr. Für 

2016/2017 rechnet Arendt wieder mit 

einem Wachstum, im Bereich von 2,8 

bis 3,0 Prozent. Als große Herausfor-

derung des KV auf der Schiene müss-

ten Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit 

deutlich verbessert werden. 

Nach den Aspekten Politik und Markt 

des KV kamen drei Praktiker zu Wort: 

Dr. Klaus Engelmann, Henkel 

Beauty Care, berichtete über die er-

folgreiche Initiative „Von der Straße 

auf die Schiene“ seiner Firma, die 

2010 mit einer ersten Lieferung an 

das Zentrallager mit der Bahn begon-

nen hat. Sein Fazit: „Die Bahn ist die 

einzige Möglichkeit unsere Autobah-

nen nachhaltig zu entlasten und die 

einzig verfügbare, den Kohlendioxid-

Ausstoß in der Logistik zu senken!“ 

Carsten Hemme, Paneuropa-Rösch 

GmbH, erläuterte detailliert die Vor-

teile des KV, verschwieg aber auch 

nicht die Nachteile, wie: Lokführer-

mangel und Streikrisiko, mangelnde 

Infrastruktur, fehlende Liberalisierung 

und zu wenig Traktionäre, politische 

Rahmenbedingungen (zum Beispiel 

EEG). Hemme ist überzeugt, dass 

schlechte Leistung im KV Schiene 

zur nachhaltigen Verlagerung auf die 

Straße führt. 

Norbert Rekers TX Logistik AG, 

informierte über NIKRASA (siehe 

Folge 101 der GRV-Nachrichten, 

Seite 20f). Diese bereits realisierte In-

novation ermöglicht eine nachhaltige 

Verlagerung von nicht kranbaren 

Sattelaufliegern von der Straße auf 

die Schiene. 

Eine von Dirk Flege (ApS) moderier-

te Podiumsdiskussion rundete den 

gelungenen Fachkongress ab. 

Schienengüterverkehr nach 

Frankreich wird einfacher 

Die Französische Eisenbahnsicher-

heitsbehörde (EPSF) und der Verband 

Deutscher Verkehrsunternehmen 

(VDV) haben Ende September 2015 

gemeinsame Grundsätze zu Zug-

bildung und Bremsbedingungen von 

internationalen Güterzügen zwischen 

Frankreich und Deutschland unter-

zeichnet. Sie sollen zur weiteren 

Vereinfachung des Schienengüterver-

kehrs beitragen. „Wenn in Deutsch-

land und Frankreich dieselben Regeln 

für Zugbildung, Traktion, Bremsbe-

dingungen und die zulässigen Ge-

schwindigkeiten für internationale 

Güterzüge gelten, dann können künf-

tig die Halte dieser Güterzüge an den 

Grenzbahnhöfen minimiert werden 

bzw. ganz entfallen. Dadurch läuft 

der Schienengüterverkehr zwischen 

den beiden großen europäischen 

Handelspartnern künftig schneller, 

einfacher und reibungsloser“, so 

VDV-Hauptgeschäftsführer Oliver 

Wolff am 01. Oktober 2015. 

Siemens eröffnet in München 

Service Center für 

Lokomotiven 

Der bayerische Verkehrsminister 

Joachim Herrmann und Jochen Eick-

holt, Chef der Siemens-Bahnsparte, 

eröffneten am 01. Oktober 2015 das 

Siemens Service Center für Lokomo-

tiven in München-Allach. In nur 

einjähriger Bautätigkeit wurde eine 

2000 Quadratmeter große, überdachte 

Servicehalle errichtet, in der künftig 

präventive und korrektive Instandhal-

tung von Lokomotiven durchgeführt 

wird. Erstmals bündelt Siemens damit 

die Lokproduktion und -instandhal-

tung an einem Ort. 

Als Knotenpunkt wichtiger Ost-West- 

und Nord-Süd-Verbindungen ist 

München ein idealer Standort für den 

Sitz des Rail Service Centers. Loks 

im europäischen Verkehr können 

einen Zwischenstopp für notwendige 

Inspektionen, Wartung, Revisionen 

oder Zusatzprüfungen einlegen. Aber 

auch Reparaturarbeiten und Moderni-

sierungen sind möglich. Bahnbetrei-

ber können nun Service-Aufenthalte 

ihrer Lokomotiven in die Umläufe 

einplanen und so lange Überführungs-

fahrten vermeiden. 

„Aus der traditionsreichen, reinen 

Lokomotiven-Fabrik ist ein moderner 

Technologie- Standort geworden, der 

Maßstäbe für Innovation und Service 

setzt“, sagte Herrmann. Im Rahmen 

der Eröffnung wurde auch das Data 

Services Center vorgestellt, das eben-

falls am Standort München-Allach 
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beheimatet ist. Hier werden künftig 

große Datenmengen der Fahrzeug-

flotten weltweit ausgewertet. Die 

Daten-Analytiker können auf Basis 

von Algorithmen Muster und Trends 

erkennen, und dadurch mögliche 

Fehlfunktionen und Schäden vorher-

sagen, noch bevor sie überhaupt auf-

getreten sind. Dies ermöglicht eine 

völlig neue Qualität an vorausschau-

ender Instandhaltung. 

„Beide Einrichtungen werden Sie-

mens den Weg zum Bahnservice der 

Zukunft eröffnen. Insbesondere der 

Markt für den digitalen Service wird 

zweistellig wachsen. Wir haben hier 

in Allach in den digitalen Service 

investiert, um von diesem Wachstum 

zu profitieren und Wert zu schaffen 

für unsere Kunden“, sagte Eickholt. 

 

Schienen-

personenverkehr 

Zwischenruf: 

Züge beim Namen gerufen 

Wolfgang Dietrich Mann, Bochum 

Stellvertretender Vorsitzender und 

Geschäftsführer der GRV Gesellschaft 

für Rationale Verkehrspolitik e.V. 

Es war eine lange Tradition in 

Deutschland, dass hochwertige Züge 

— Trans Europ Express (TEE), Euro-

city (EC), Intercity (IC) und auch die 

1991 eingeführten Intercity-Express 

(ICE) — klangvolle Namen trugen. 

Die Namen sollten einen kulturellen, 

geografischen oder historischen Be-

zug zur durchfahrenen Strecke haben; 

hier nur einige Beispiele: 

 Albrecht Dürer 

 Glückauf 

 Helvetia 

 Jakob Fugger 

 Kurpfalz 

 Ludwig Uhland 

 Meistersinger 

 Otto Hahn 

 Poseidon 

 Rembrandt 

 Senator 

 Wilhelm Busch 

Anno 2002 meinte der DB-Vorstand, 

nicht mehr einzelnen Zugläufen einen 

Namen geben zu wollen, sondern den 

Fahrzeugen (ICE-Triebzügen). Einen 

Namen führen mittlerweile nur noch 

Nachtzüge (EN und CNL) sowie jene 

ICE und IC, die Direktverbindungen 

in Fremdenverkehrsgebiete herstellen 

(diese aber nicht mehr alle). Die Be-

zeichnungen „ICE International“, 

„Sprinter“ oder „DB-ÖBB Eurocity“, 

wollen wir an dieser Stelle nicht als 

Zugnamen einordnen. 

Die Bezeichnung von „Transportge-

fäßen“ hat eine lange Tradition bei 

Schiffen und Flugzeugen, aber auch 

bei Lokomotiven war sie nicht unüb-

lich (man erinnere sich zum Beispiel 

an den „Adler“ bei der ersten Eisen-

bahn in Deutschland oder die Namen 

der Schweizer Gotthard-Loks nach 

Kantonen und Städten). 

Ob es originell ist, einen ICE auf den 

Namen „Düsseldorf“ zu taufen, dar-

über kann man streiten — parallel 

dazu gibt es auch einen Triebzug des 

DB-Verkehrsbetriebs S-Bahn Rhein-

Ruhr mit diesem Namen, und noch 

einen weiteren von der nicht zum 

DB-Konzern gehörenden Regiobahn. 

Man darf wetten, dass dereinst wohl 

auch der VRR einen von ihm be-

schafften RRX-Triebzug auf den 

Namen „Düsseldorf“ hören lassen 

wird. Die Weiße Flotte Düsseldorf 

nennt gleich zwei Schiffe „Düssel-

dorf“ beziehungsweise „Stadt Düs-

seldorf“, die Lufthansa hat einen 

Airbus A380 ebenfalls auf den Na-

men „Düsseldorf“ getauft. 

Einen direkten Bezug zum Namens-

geber haben ICE-Triebzüge kaum — 

schon gar nicht, wenn sie nach Städten 

benannt sind, in denen kein ICE hält 

(wie Castrop-Rauxel) oder (mangels 

Fahrdraht) nicht einmal hin fahren 

kann (Westerland / Sylt). 

Man braucht die Fahrzeugnamen nicht 

abzuschaffen. Aber: von getauften 

Fahrzeugen haben die Reisenden 

keinen direkten Nutzen; sie finden 

ihren richtigen Zug nicht aufgrund 

des Namens. Anders ist es bei Namen 

für die konkrete Zugfahrt; die Namen 

sind leichter merkbar als pure Zug-

nummern. Dies umso mehr, als dass 

in der Vermarktung im Fernverkehr 

nicht mehr der restriktionsfrei in allen 

Zügen nutzbare ‚Normalpreis‘ (neuer-

dings ‚Flexpreis‘) im Vordergrund 

steht, sondern der an eine konkrete 

Zugverbindung gebundene Sparpreis. 

Die Forderung ist also keineswegs die 

Abschaffung der Fahrzeugnamen, 

sondern der Wiedereinführung von 

Namen für (möglichst alle) Fernver-

kehrs-Zugfahrten — nach dem Motto: 

„Das eine tun, ohne das andere zu 

lassen.“ 

Übrigens: Die neuen Doppelstock-

Intercity-Züge werden dieser Tage 

nach den durchfahrenen Landschaften 

getauft — wie „Magdeburger Börde“ 

oder „Leipziger Neuseenland“. 

 
Am 19. November 2015 wurde der zweite 
Doppelstock-IC-Zug in Magdeburg auf den 

Namen „Magdeburger Börde“ getauft. 

Der junge Eisenbahnfreund Konrad Naundorf 
aus Gera durfte den Zug symbolisch auf die 

Jungfernfahrt nach Leipzig schicken. 

Foto: DB AG / Kai Michael Neuhold. 

Weniger Fahrgäste im 

Eisenbahnverkehr 

Im ersten Halbjahr 2015 nutzten in 

Deutschland nach vorläufigen Ergeb-

nissen 5,6 Milliarden Fahrgäste den 

Linienverkehr mit Bussen und Bah-

nen. Wie das Statistische Bundesamt 

am 21. September weiter mitteilte, 

konnte dabei ein minimaler Zuwachs 

des Fahrgastaufkommens um 0,1 

Prozent oder 3 Millionen Fahrgäste 

gegenüber dem ersten Halbjahr 2014 

erzielt werden — trotz der streikbe-

dingten Rückgänge im Eisenbahnver-

kehr von minus 0,7 Prozent. Durch-

schnittlich wurden im gesamten Li-

nienverkehr damit fast 31 Millionen 

Fahrten am Tag zurückgelegt. 

Im Nahverkehr beförderten die Un-

ternehmen im ersten Halbjahr 2015 

über 5,5 Milliarden Fahrgäste. Rück-

läufig war hier das Fahrgastaufkom-

men der Eisenbahnen und S-Bahnen 

(minus 0,6 Prozent auf 1,2 Milliarden 

Fahrgäste). Der Omnibusverkehr ver-

lor leicht (minus 0,2 Prozent auf 2,7 
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Milliarden Fahrgäste). Bei Straßen-, 

Stadt- und U-Bahnen gab es dagegen 

mit fast 2,0 Milliarden Fahrgästen 

einen Zuwachs von plus 1,2 Prozent. 

Den Fernverkehr mit Eisenbahnen 

nutzten 60 Millionen Fahrgäste, das 

waren 3,4 Prozent weniger als im 

ersten Halbjahr 2014. Dabei ist zu 

beachten, dass es im Eisenbahnver-

kehr infolge von bundesweiten 

Streiks sowie durch den Orkan Niklas 

Ende März insbesondere in Teilen 

Nordrhein-Westfalens zu starken 

Einschränkungen kam. 

ICx heißt nun ICE 4 

Seit 25. September 2015 ist der neue 

Fernverkehrszug ICx von Siemens für 

die DB im öffentlichen Bahnnetz 

unterwegs. Siemens startete damit die 

sogenannten Hochtastfahrten. Begin-

nend mit maximal 160 Stundenkilo-

metern wird die Geschwindigkeit des 

Zuges nach und nach gesteigert bis 

hin zur Höchstgeschwindigkeit von 

250 Stundenkilometern. Durchgeführt 

werden die Testfahrten von DB Sys-

temtechnik. 

Geprüft werden die Funktionen des 

Zuges, vor allem die Drehgestelle, 

aber auch das Zusammenspiel mit der 

Infrastruktur, insbesondere der Leit- 

und Sicherungstechnik, sowie die 

Wechselwirkungen zwischen Rad und 

Schiene beziehungsweise Stromab-

nehmer und Oberleitung. 

Am 09. Mai 2011 hatten die DB und 

Siemens den Großauftrag über den 

Rahmenvertrag der neuen Fernzugge-

neration ICx unterzeichnet (siehe 

Folge 91 der GRV-Nachrichten, Sei-

ten 21 bis 23). Das mögliche Auf-

tragsvolumen für bis zu 220 Züge 

beträgt rund 6 Milliarden Euro. 

Der ICE 4 soll zum Fahrplanwechsel 

im Dezember 2017 seinen Regelbe-

trieb aufnehmen. 

Weitere Informationen und Download 

Broschüre: www.siemens.com. 

Neuer Fernverkehrsfahrplan 

ab 13. Dezember 2015 

Ab dem Fahrplanwechsel am 13. Dez-

ember soll die neue Fernverkehrsstra-

tegie der DB (siehe Folge 102 der 

GRV-Nachrichten, Leitartikel von 

Berthold Huber) erlebbar werden: So 

sind viele Bahnreisende künftig durch 

die Inbetriebnahme neuer Infrastruk-

tur und zusätzliche ICE-Sprinter-Ver-

bindungen schneller unterwegs. 

Die Inbetriebnahme der Schnellfahr-

strecke zwischen Erfurt und Halle / 

Leipzig ermöglicht bis zu 60 Minuten 

kürzere Reisezeiten der ICE-Linie 

Wiesbaden – Frankfurt/Main – Erfurt 

– Leipzig – Dresden. Zusätzlich wird 

eine neue schnelle ICE-Linie von 

Frankfurt via Erfurt und Halle nach 

Berlin etabliert, die ohne weitere 

Zwischenhalte ab Frankfurt vier Mal, 

ab Erfurt insgesamt sechs Mal pro 

Tag und Richtung verkehrt. Die neue 

Strecke schafft auch für viele Kunden 

in Südwestdeutschland schnellere 

Umsteigeverbindungen nach Leipzig 

und Dresden. 

Ab dem neuen Fahrplan wird das 

ICE-Sprinter-Netz nach und nach 

ausgeweitet. Diese Verbindungen 

ermöglichen Reisezeiten zwischen 

Metropolen von unter vier Stunden. 

Zusätzliche ICE-Sprinter gibt es auf 

den Strecken Berlin – Frankfurt/Main 

und Frankfurt – Hamburg. Zukünftig 

entfallen bei den ICE Sprintern der 

Sprinter-Aufpreis (11,50 Euro) und 

die Reservierungspflicht. 

Zum Fahrplanwechsel verzichtet die 

DB im Fernverkehr auf eine Preis-

erhöhung. Auch die Preise für Bahn-

cards und der Sparpreis ab 29 Euro 

bleiben unverändert. Bereits im De-

zember 2014 wurde auf eine Preiser-

höhung in der 2. Klasse verzichtet, 

jetzt in beiden Klassen. Lediglich im 

Zuge der Inbetriebnahme der Neu-

baustrecke Erfurt – Halle / Leipzig 

kommt es zu Preisanpassungen auf 

den schneller werdenden Relationen. 

„Wir greifen an: Mit dem weitgehen-

den Verzicht auf Preiserhöhungen 

reagieren wir auf veränderte Wettbe-

werbsbedingungen. Damit folgen wir 

konsequent unserer neuen Fernver-

kehrsstrategie“, so Berthold Huber, 

Vorstand Verkehr und Transport der 

DB am 15. September 2015. 

Auch für Pendler im DB-Nahver-

kehr (außerhalb der Verbünde) gibt 

es gute Nachrichten: Die Preise für 

Zeitkarten und Abonnements von 

Berufs- und Ausbildungspendlern 

sowie für Schüler bleiben 2016 stabil. 

Die Pauschalpreistickets ‚Quer durchs 

Land‘ und ‚Schönes Wochenende‘ 

werden ebenfalls nicht teurer. Einzel-

fahrscheine der 1. und 2. Klasse kos-

ten im Durchschnitt zwei Prozent 

mehr. Über alle Angebote gerechnet 

liegt die Erhöhung bei 0,9 Prozent. 

 
Am 04. Dezember 2015 wurde der neue Fernverkehrszug der Deutschen Bahn offiziell auf die 
Flottenbezeichnung ICE 4, Baureihe 412, getauft. Von links: Alexander Dobrindt, Bundesminister für 

Verkehr und digitale Infrastruktur, Dr. Rüdiger Grube, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bahn, 
Dr. Jochen Eickholt, Vorstand der Verkehrs-Sparte der Siemens AG und Berthold Huber, DB-Vorstand 

Verkehr und Transport. 

Foto: DB AG / Oliver Lang. 

http://www.siemens.com/press/de/feature/2015/mobility/2015-09-icx.php?content%5b%5d=Corp&content%5b%5d=MO
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Ideenwettbewerb 

zur Digitalisierung 

Unter dem Motto „Dein digitaler 

Reisebegleiter von morgen — ge-

meinsam die Zukunft des Reisens 

gestalten“ haben am 04. November 

2015 der Bundesminister für Verkehr 

und digitale Infrastruktur, Alexander 

Dobrindt, und DB-Vorstandsvor-

sitzender Dr. Rüdiger Grube einen 

Ideenwettbewerb zur Digitalisierung 

gestartet. Bis zum 03. Dezember 

konnten Vorschläge eingereicht wer-

den. Aus den von den Nutzern ge-

wählten 30 besten Ideen kürt dann 

eine Jury die drei Gewinner. 

„Bei allem, was wir im Konzern 

untersuchen, erproben und entwi-

ckeln, steht die Kundenorientierung 

im Mittelpunkt. Die Devise lautet 

aber nicht nur ‚für‘, sondern auch 

‚mit‘ den Kunden“, sagte Grube. 

Auch nach dem Wettbewerb will die 

DB die Ideenschmiede zur gemein-

samen Entwicklung neuer Produkte 

und Services mit dem Kunden inten-

siv weiter nutzen. 

 
Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt 
(rechts) und DB-Vorstandsvorsitzender 

Dr. Rüdiger Grube (links) bei der Vorstellung 

des Ideenwettbewerbs zur Digitalisierung. 

In der Mitte der Aufsichtsratsvorsitzende 

der DB, Dr. Utz-Hellmuth Felcht 

Foto: DB AG / Pablo Castagnola. 

Dobrindt begrüßte die Digitalisie-

rungsoffensive der Bahn: „Die Bahn 

kann das Verkehrsmittel des digitalen 

Zeitalters werden. Dafür muss der 

Zugang zu Mobilfunk und Internet in 

allen Bahnhöfen und Zügen Standard 

werden — im ICE genauso wie in der 

S-Bahn, in der 1. wie in der 2. Klasse. 

Die Bahnkunden an der Entwicklung 

von digitalen Innovationen direkt zu 

beteiligen, ist eine spannende Idee – 

die Bahn kann dabei auf die große 

Schwarmintelligenz ihrer Kunden 

zugreifen.“ 

Neben dem Ideenwettbewerb arbeitet 

die DB in nunmehr 260 Projekten an 

der Digitalisierung ihrer Produkte, 

Angebote und Prozesse. Aktuelle 

Beispiele sind das neue ICE Portal im 

Fernverkehr und das kostenlose 

WLAN für alle Fahrgäste des IRE 

Berlin – Hamburg im Regionalver-

kehr. Über das kostenlose ICE-Portal 

können Fahrgäste ab sofort neben 

Echtzeit-Informationen zum Reise-

verlauf auch Beiträge zu Zielorten 

entlang der Strecke sowie aktuelle 

„Tagesschau“-Nachrichten an Bord 

von fast allen ICE auf mobilen End-

geräten abrufen. Darüber hinaus lau-

fen Pilotprojekte zum WLAN im 

Regionalverkehr, zum Beispiel bei 

der S-Bahn in Stuttgart. 

Weitere Informationen unter: 

www.deutschebahn.com. 

Weiterer Verkehr 

im Umweltverbund 

Fernbusse 2014 

mit 16 Millionen Fahrgästen 

Seit der Liberalisierung zum 01. Ja-

nuar 2013 ist der Linienfernverkehr 

mit Bussen weiter auf Expansions-

kurs. Wie das Statistische Bundesamt 

am 08. Oktober 2015 mitteilte, wur-

den nach vorläufigen Ergebnissen im 

Jahr 2014 von Unternehmen mit Sitz 

in Deutschland 16,0 Millionen Fahr-

gäste mit Linienfernbussen befördert. 

Gegenüber dem Jahr 2013 (8,2 Milli-

onen Fernbusreisende) hat sich die 

Fahrgastzahl damit fast verdoppelt. 

Von den 16 Millionen Fahrgästen 

fuhren 12,0 Millionen (plus 80 Pro-

zent) im Inlandsverkehr und 4,0 Mil-

lionen (plus 160 Prozent) im grenz-

überschreitenden Verkehr. Die Fahr-

leistung der Busse stieg 2014 um 103 

Prozent auf 194 Millionen Buskilo-

meter, von denen 76 Prozent in 

Deutschland zurückgelegt wurden. 

Im Durchschnitt legten die Reisenden 

über 330 Kilometer je Fahrt zurück. 

Die Beförderungsleistung betrug 5,4 

Milliarden Personenkilometer (2013: 

2,7 Milliarden). Der Auslastungsgrad 

der Busse lag 2014 bei 51 Prozent. 

Zum Vergleich: Im Jahr 2014 wurden 

im Eisenbahnfernverkehr 129,0 Mil-

lionen Personen befördert, das waren 

1,8 Prozent weniger als im Vorjahr. 

Diese rückläufige Entwicklung wurde 

mitverursacht durch Verlagerungen 

zu den Fernbussen sowie durch streik-

bedingte und unwetterbedingte Zug-

ausfälle. 

Die Stadt Köln hat den Fernbussen 

die Zufahrt zum Kölner Haupt-

bahnhof verboten. Die Fernbusse 

fahren seit 28. Oktober 2015 nun den 

Flughafen Köln an oder weichen auf 

Leverkusen aus. 

Spendenaufruf 
Die GRV-Nachrichten werden über-

wiegend aus Spenden finanziert; sie 

beanspruchen den größten Teil des 

Budgets. Zur Fortsetzung ihrer Arbeit 

bittet die GRV daher weiter um Spenden. 

Bankverbindung: 

IBAN = DE47 3005 0110 0045 0046 52 

BIC = DUSSDEDDXXX 

Verwendungszweck: 

„steuerbegünstigte Spende für 

verkehrswiss. Arbeiten“. 

Die Gesellschaft für Rationale Verkehrs-

politik e.V. ist als gemeinnützig 

anerkannt. Sie erhalten (sofern wir Ihre 

Adresse kennen — bitte gegebenenfalls 

mitteilen) zeitnah und unaufgefordert eine 

Spendenquittung für das Finanzamt. 

München bestellt weitere 

Straßenbahnen bei Siemens 

Die Stadtwerke München (SWM) und 

ihre Tochter Münchner Verkehrsge-

sellschaft (MVG) haben bei Siemens 

22 weitere Straßenbahnen vom Typ 

Avenio im Wert von 70 Millionen 

Euro bestellt. Sie ergänzen die bereits 

seit 2014 eingesetzten acht Trams 

gleichen Typs. Der Auftrag beinhaltet 

Optionen über bis zu 124 weitere 

Einheiten im Gesamtwert von bis zu 

300 Millionen Euro. 

Gebaut werden die Straßenbahnen im 

Siemens-Werk in Wien. Sie sollen ab 

Mitte 2017 ausgeliefert werden. „Mit 

den jetzt bestellten Fahrzeugen ver-

bessern wir die Kapazität der Münch-

ner Tram weiter ganz erheblich. Die 

Optionen ermöglichen SWM/MVG, 

in den kommenden Jahren bis weit 

http://www.deutschebahn.com/de/presse/Medienpakete/suche_Medienpakete/10316754/medienpaket_digitalisierung_neu.html
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ins nächste Jahrzehnt hinaus bedarfs-

gerecht neue Fahrzeuge abzurufen. 

Insgesamt steigen wir damit in das 

größte Trambahn- Beschaffungspro-

gramm ein, das es in den letzten Jahr-

zehnten gab“, sagte Herbert König, 

SWM Geschäftsführer Verkehr und 

MVG-Chef am 01. Oktober 2015. 

„München ist die erste Stadt, in der 

unser Avenio täglich im Fahrgastbe-

trieb unterwegs ist. Insbesondere im 

anspruchsvollen Münchner Netz kann 

er seine Stärken voll ausspielen und 

zeigen, dass er auf bestehender Infra-

struktur komfortabel und ruckfrei 

fahren kann. Wir sind daher stolz, 

dass wir die Erfolgsgeschichte mit 

diesem neuen Auftrag — einem der 

größten für Straßenbahnen in Europa 

— fortschreiben können“, ergänzte 

Jochen Eickholt, Bahnchef von Sie-

mens. 

Schifffahrt 

Binnenschiffe 

mit Zuwachs im 1. Halbjahr, 

Seeschiffe stagnieren 

Im ersten Halbjahr 2015 hat die Gü-

terbeförderung der Binnenschifffahrt 

gegenüber dem Vorjahreszeitraum 

zugenommen. Nach Angaben des 

Statistischen Bundesamtes vom 

05. Oktober 2015 wurden 116,4 Mil-

lionen Tonnen Güter auf deutschen 

Binnenwasserstraßen transportiert. 

Das waren 3,6 Millionen Tonnen 

beziehungsweise 3,2 Prozent mehr als 

im entsprechenden Zeitraum 2014. 

Am stärksten zugenommen hat mit 

einem Plus von 8,1 Prozent der Ver-

sand ins Ausland. Es folgten der 

Durchgangsverkehr mit plus 5,3 Pro-

zent und der Verkehr innerhalb 

Deutschlands mit plus 4,6 Prozent. 

Leicht rückläufig war dagegen in den 

ersten sechs Monaten der Empfang 

aus dem Ausland (minus 0,1 Prozent). 

Besser als die Gesamtbeförderung 

entwickelte sich der Containerver-

kehr. Hier kam es (in TEU
1
 gemessen) 

                                                 
1 TEU bedeutet „Twenty-foot Equivalent 

Unit“ und ist das Maß für einen Standard-

container. 

gegenüber dem ersten Halbjahr 2014 

zu einem Plus von 6,9 Prozent. 

Dagegen hat 2015 der Güterumschlag 

der Seeschifffahrt gegenüber dem 

Vorjahreshalbjahr minimal um 

0,1 Prozent abgenommen: Es wurden 

151,8 Millionen Tonnen Güter in 

deutschen Seehäfen umgeschlagen. 

Im Jahr 2014 hatte der Güterum-

schlag von Januar bis Juni bei 

152,0 Millionen Tonnen gelegen. 

Der geringfügige Rückgang ist auf 

ein Minus beim Empfang aus dem 

Ausland zurückzuführen: Die mit 

über 85 Millionen Tonnen wichtigste 

Relation im Seeverkehr nahm um 

1,1 Prozent ab. Zuwächse beim Ver-

sand ins Ausland (plus 0,8 Prozent) 

und beim innerdeutschen Seeverkehr 

(plus 6,3 Prozent) konnten dies nicht 

ausgleichen. 

9. Nationale Maritime 

Konferenz in Bremerhaven 

Bundesverkehrsminister Alexander 

Dobrindt hat am 19. und 20. Oktober 

2015 bei der 9. Nationalen Maritimen 

Konferenz in Bremerhaven ein um-

fassendes Maßnahmenpaket zur Stär-

kung des maritimen Standorts 

Deutschland vorgestellt. 

Dobrindt: „Deutschland ist eine der 

weltweit größten Schifffahrtsnatio-

nen. Diese Spitzenposition müssen 

wir halten, um die Wohlstandschan-

cen durch zunehmendes Verkehrs-

wachstum, Globalisierung und Digi-

talisierung zu nutzen. Wir wollen 

deshalb die Schifffahrt fit machen für 

das global-digitale Zeitalter - indem 

wir die Anbindung unserer Seehäfen 

stärken, die Wettbewerbsfähigkeit 

unserer Flagge steigern und auch auf 

dem Wasser den Sprung zur Mobilität 

4.0 gestalten.“ 

Zentrales Element des Maßnahmen-

paketes: Die maritime Wirtschaft soll 

um deutlich mehr als 100 Millionen 

Euro pro Jahr entlastet werden, insbe-

sondere durch Entlastungen bei der 

Sozialversicherung. Außerdem wurde 

die Förderung der Ausbildungsplätze 

aufgestockt. Das BMVI unterstützt 

zudem die Umrüstung auf abgasarme 

Schiffsantriebe und will das Engage-

ment im Bereich LNG (Liquefied 

Natural Gas, Flüssigerdgas) verstär-

ken. So werden 2016 zusätzliche acht 

Millionen Euro für die Entwicklung 

der LNG-Infrastruktur in den Häfen 

an Nord- und Ostsee bereitgestellt. 

Darüber hinaus wird das BMVI mit 

einem digitalen Innovationspro-

gramm Hafen die Prozesse in den 

Häfen verbessern - mit insgesamt 

55 Millionen Euro. Das Programm 

fördert von 2016 bis 2020 die For-

schung und Entwicklung innovativer 

Verkehrstechnologien. So kann die 

digitale Steuerung beispielsweise 

Umschlagprozesse verkürzen und die 

Automatisierung von Hafenkränen 

logistische Prozesse optimieren. 

Weitere Maßnahmen zur Stärkung 

des maritimen Standorts Deutschland: 

Das BMVI hat das Programm zur 

Seehafen-Hinterland-Anbindung II 

auf 350 Millionen Euro aufgestockt. 

Damit sollen die Kapazitäten auf den 

Schienenstrecken zu Seehäfen erhöht 

und Engpässe beseitigt werden. Fer-

ner wird derzeit das Nationale Hafen-

konzept neu aufgestellt, mit dem Ziel, 

dieses noch in diesem Jahr ins Kabi-

nett einzubringen. 

Zum Schifffahrtsstandort Deutsch-

land kann eine deutsch-englische 

Broschüre des BMVI heruntergeladen 

werden: www.bmvi.de. 

Straßenverkehr 

Ausweitung der Lkw-Maut 

Die Lkw-Maut wird in Deutschland 

seit Januar 2005 auf rund 13 000 

Kilometern Bundesautobahnen und 

inzwischen auch auf insgesamt rund 

2300 Kilometern autobahnähnlichen 

Bundesstraßen erhoben. Die Maut-

pflicht bestand bisher für Lkw ab 

einem zulässigen Gesamtgewicht von 

12 Tonnen. 

Seit dem 01. Oktober 2015 sind nun 

auch Lkw zwischen 7,5 und 12 Ton-

nen in das Lkw-Maut-System einbe-

zogen. Die Einnahmen aus der Lkw-

Maut lagen 2014 bei rund 4,5 Milli-

arden Euro. Alexander Dobrindt, 

Bundesminister für Verkehr und 

digitale Infrastruktur, erklärte am 

http://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/WS/schifffahrtsstandort-deutschland.html
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01. Oktober 2015: „Die Ausweitung 

der Nutzerfinanzierung ist ein wichti-

ges Element meines Investitionshoch-

laufs zur Modernisierung der Ver-

kehrsinfrastruktur. Die Einnahmen 

aus der Lkw-Maut fließen dauerhaft 

und zweckgebunden in unsere 

Straßeninfrastruktur. Das sichert 

Wachstum, Wohlstand und Arbeits-

plätze in Deutschland.“ 

Durch den von Dobrindt gestarteten 

Investitionshochlauf steigen die In-

vestitionen in die Infrastruktur um 

rund 40 Prozent, von rund 10,5 Milli-

arden Euro auf rund 14 Milliarden 

Euro im Jahr 2018 — jährlich und 

dauerhaft.  Erwartete Mehreinnahmen 

für die Verbreiterung und Vertiefung 

der Lkw-Maut: rund 380 Millionen 

pro Jahr. Bereits zum 01. Juli 2015 

wurde die Maut auf weitere rund 

1100 Kilometer autobahnähnliche 

Bundesstraßen ausgeweitet. In einem 

nächsten Schritt soll die Lkw-Maut 

Mitte 2018 auf allen Bundesstraßen 

(38 900 Kilometer) erhoben werden. 

Erwartete Mehreinnahmen: rund 

2 Milliarden Euro. 

Der Geschäftsführer der Allianz pro 

Schiene, Dirk Flege, beklagte, dass 

der durchschnittliche Mautpreis für 

Lkw seit Jahren sinkt. „Auf deutschen 

Straßen zahlen Spediteure im Jahr 

2015 durchschnittlich 14,69 Cent 

Maut pro Kilometer. Das sind fast 

16 Prozentpunkte weniger als 2010“, 

rechnete Flege aus amtlichen Quellen 

vor. Demgegenüber sind die Trassen-

preise bei der Bahn kontinuierlich 

gestiegen. Weitere Informationen: 

www.bmvi.de. 

 
Entwicklung von Lkw-Maut und 
Trassenpreisen 2010 bis 2015; 

Quelle: Allianz pro Schiene auf Basis von 

VIFG: Geschäftsbericht 2014, 
Bundesnetzagentur Marktuntersuchung 2014. 

Die GRV fordert eine weitere Aus-

dehnung der Lkw-Maut auf alle 

Straßen, um eine Gleichstellung mit 

der Schiene zu erreichen: Züge müs-

sen auf allen Strecken Trassengebüh-

ren bezahlen. 

Halbzeitbilanz 

Verkehrssicherheits-

programm 2011 bis 2020 

Das Bundesministerium für Verkehr 

und digitale Infrastruktur (BMVI) hat 

am 09. Oktober 2015 die Halbzeit-

bilanz des „Verkehrssicherheits-

programms 2011“ veröffentlicht. In 

dem Bericht zieht das BMVI eine 

erste Bilanz und bietet einen Ausblick 

auf die nächsten fünf Jahre bis 2020. 

Das Ergebnis der ersten Halbzeit: Seit 

2011 konnte die Zahl der tödlich 

Verunglückten im Straßenverkehr um 

16 Prozent reduziert werden. 

Konkrete Maßnahmen, die zu mehr 

Verkehrssicherheit beigetragen ha-

ben, sind beispielsweise das begleitete 

Fahren mit 17 oder die Einrichtung 

von Überholfahrstreifen. 

Das BMVI setzt in der zweiten Halb-

zeit des Verkehrssicherheitspro-

gramms verstärkt auf neue Technolo-

gien der Mobilität 4.0. Hierzu zählen 

unter anderem Abbiege-Assistenz-

systeme für Lkw oder das eCall-

System. Zudem errichtet das BMVI 

gemeinsam mit Automobilbranche 

und Digitalwirtschaft auf der A9 in 

Bayern ein „Digitales Testfeld Auto-

bahn“, um neue Technologien unter 

Realbedingungen zu erproben. 

Für Aufklärungs- und Informations-

maßnahmen zur Bekämpfung von 

Verkehrsunfällen stellt das BMVI im 

Jahr 2015 die Rekordsumme von 

13 Millionen Euro bereit. Neue Pro-

jekte in 2015/2016 sind unter ande-

rem die Innenstadtkampagne oder die 

Fahrradhelmkampagne im Rahmen 

von „Runter vom Gas“. Bis zum Jahr 

2020 soll die Zahl der Straßenver-

kehrstoten um 40 Prozent sinken 

Der 32-seitige Bericht des BMVI 

kann heruntergeladen werden: 

www.bmvi.de. 

Volksabstimmung zum 

2. Gotthard-Straßentunnel 

Der 1980 eröffnete Gotthard-Straßen-

tunnel muss altersbedingt umfassend 

erneuert und deswegen für längere 

Zeit gesperrt werden. Damit die wich-

tige Nord-Süd-Verbindung aber auch 

während der Sanierung offen bleiben 

kann, haben Regierung und Parlament 

den Bau einer zweiten Röhre mit 

anschließender Sanierung des beste-

henden Tunnels beschlossen und das 

Bundesgesetz über den Straßentran-

sitverkehr im Alpengebiet entspre-

chend angepasst. Nach der Sanierung 

werden beide Röhren in Betrieb sein. 

Die Kapazität wird dadurch nicht 

erhöht: Im Gesetz wurde verankert, 

dass stets nur eine Fahrspur pro Rich-

tung dem Verkehr offen steht. 

Zu dieser Lösung des Schweizer 

Staates gab es in den vergangenen 

Monaten lebhafte Diskussionen. Die 

Gegner einer zweiten Röhre schlugen 

vor, Pkw und Lkw während der Sa-

nierung auf die Eisenbahn zu verla-

den. Es verwundert daher nicht, dass 

die für ein Referendum erforderliche 

Unterschriftenzahl von 50 000 gegen 

dieses Gesetz sehr schnell zustande 

kam. Am 27. Oktober 2015 infor-

mierte die Vorsteherin des Eidgenös-

sischen Departements für Umwelt, 

Verkehr, Energie und Kommunikati-

on (UVEK), Doris Leuthard, dass am 

28. Februar 2016 das Schweizer 

Stimmvolk aufgerufen ist, über die 

Änderung des Bundesgesetzes über 

den Straßentransitverkehr im Alpen-

gebiet zu entscheiden. 

Hintergrund: Am 20. Februar 1994 

hatten die Schweizer für den Alpen-

schutzartikel gestimmt. Damit wurde 

die Verlagerung des alpenquerenden 

Transitverkehrs auf die Schiene in die 

Verfassung aufgenommen und eine 

Erhöhung der Transitstraßenkapazität 

im Alpenraum ausgeschlossen. 

Schnellladesäulen an 

Autobahnraststätte 

Köschinger Forst in Betrieb 

Am 14.September 2015 hat Bundes-

verkehrsminister Alexander Dobrindt 

die ersten drei Schnellladesäulen des 

E-Tankstellenprogramms an der Au-

tobahnraststätte Köschinger Forst an 

der A9 in Betrieb genommen. 

Das geplante Netz von E-Tankstellen 

an Autobahnraststätten soll aus mehr 

als 400 Schnellladestationen, durch-

schnittlich alle 30 Kilometer, beste-

hen. Mit der Autobahn Tank & Rast 

GmbH wurde vereinbart alle eigenen 

http://www.bmvi.de/Nutzerfinanzierung
http://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/LA/halbzeitbilanz-verkehrssicherheitsprogramm.pdf?__blob=publicationFile
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Raststätten an Bundesautobahnen bis 

2017 mit Schnellladesäulen und 

Parkplätzen für Elektrofahrzeuge 

auszustatten. 

Der Ladevorgang am Köschinger 

Forst ist in der Startphase kostenfrei. 

Eine Nachladung dauert durchschnitt-

lich 20 Minuten. Die Ladesäulen sind 

mit allen gängigen Stecker-Systemen 

kompatibel. Allen weiteren Konzes-

sionsinhabern von rund 30 Raststätten 

werden die identischen Vereinbarun-

gen zur Verbesserung der Ladeinfra-

struktur angeboten. 

 
Die neue Schnellladesäule an der 

Raststätte Köschinger Forst; 
Foto: Autobahn Tank & Rast GmbH. 

Das E-Tankstellenprogramm ist Teil 

des Maßnahmenpakets, mit dem die 

Bundesregierung die Elektromobilität 

fördert. Dazu zählen zum Beispiel die 

Befreiung der E-Fahrzeuge von der 

Kfz-Steuer, Privilegien auf Sonder-

fahrspuren und kostenfreie Parkplätze. 

Halter von Elektrofahrzeugen können 

ein neues Nummernschild beantra-

gen. Mit dem besonderen Kennzei-

chen dürfen E-Autos die Privilegien 

im Straßenverkehr nutzen, die im 

Elektromobilitätsgesetz geschaffen 

wurden. Die Änderungsverordnung 

ist am 26. September 2015 in Kraft 

getreten. 

Der Bundesverband der Verbraucher-

zentralen (vzbv) kritisiert das neue 

Gesetz. „Durch die Vorschläge der 

Bundesregierung hätten die Autoher-

steller einen Anreiz, große und 

schwere Autos zusätzlich mit einer 

Batterie auszustatten, die gerade mal 

für 30 Kilometer ausreicht. Schon 

hätten die Fahrer dieser Autos das 

begehrte E-Kennzeichen und damit 

Vorfahrt in den Städten“, sagt Marion 

Jungbluth, Leiterin des Teams Ener-

gie und Mobilität im vzbv. 

Für Besitzer von spritsparenden Ben-

zin- und Diesel-Pkws wäre es beson-

ders schwer vermittelbar, dass Autos 

mit real erheblich höheren Kohlen-

dioxid-Emissionen derart bevorzugt 

werden. Auch bei den Nutzerinnen 

und Nutzern des umweltfreundlichen 

öffentlichen Nahverkehrs ist mit 

Unverständnis zu rechnen. Schon der 

zu erwartende Anstieg der Premium-

Autos mit E-Kennzeichen auf den 

Busspuren könnte zu Behinderungen 

und daraus resultierenden Verspätun-

gen der Busse im Nahverkehr führen. 

Die Stellungnahme des vzbv findet 

sich unter http://zap.vzbv.de. 

Luftfahrt 

Gemäßigtes Wachstum an 

den deutschen Flughäfen 

Trotz der Pilotenstreiks verzeichneten 

die deutschen Flughäfen in den ersten 

drei Quartalen des Jahres 2015 deutli-

che Zuwächse bei den Passagierzah-

len. Damit setzte sich der langfristige 

Wachstumstrend der Luftverkehrs-

nachfrage fort. Das Frachtaufkommen 

stagnierte. 

Nach Daten des Flughafenverbands 

ADV (Arbeitsgemeinschaft Deut-

scher Verkehrsflughäfen) vom 

26. Oktober 2015 stieg in den ersten 

drei Quartalen des Jahres die Zahl der 

Fluggäste auf 165,1 Millionen (an 

und ab), das sind 4,3 Prozent mehr als 

im Vorjahreszeitraum. Wachstums-

treiber war in den ersten drei Quarta-

len der Interkontinentalverkehr, der 

um 5,2 Prozent anstieg. Der Europa-

verkehr hatte einen Zuwachs von 

4,8 Prozent, der innerdeutsche Ver-

kehr steigerte sich um 1,9 Prozent. 

Die positiven Wachstumszahlen der 

Flughäfen schlagen sich laut ADV 

noch nicht bei den wirtschaftlichen 

Ergebnissen nieder. Sinkende Entgel-

te und Kostensteigerungen bei den 

Sicherheitskosten belasten die Flug-

häfen. Mehr als die Hälfte der als 

international klassifizierten Flughäfen 

kann keine Gewinne erzielen. 

In den ersten neun Monaten wurden 

3,263 Millionen Tonnen Fracht um-

geschlagen. Damit sank das Cargo-

Aufkommen um 0,3 Prozent im Ver-

gleich zum Vorjahreszeitraum. Im 

Jahr 2014 war die Luftfracht gegen-

über 2013 um 2,6 Prozent auf 

4,4 Millionen Tonnen gestiegen. 

Bei der Jahrestagung des Verbandes 

ADV sind am 05. November 2015 in 

Düsseldorf die Vorstände und Ge-

schäftsführer der 21 internationalen 

Verkehrsflughäfen Deutschlands zu 

ihrer jährlichen Tagung zusammen-

gekommen. Sie forderten von den 

Politikern in Bund und Ländern ein 

Bekenntnis für eine bedarfsgerechte 

Erweiterung der Flughafeninfra-

struktur und für kostendeckende 

Flughafenentgelte. 

Gerichtshof der 

Europäischen Union (EuGH) 

stärkt Fluggastrechte 

In seinem Urteil vom 17. September 

2015 kommt der EuGH zu dem Er-

gebnis, dass Luftfahrtunternehmen 

Fluggästen auch bei Annullierung 

eines Fluges wegen unerwarteter 

technischer Probleme Ausgleich 

leisten müssen. 

Im Fall der Annullierung eines Fluges 

ist das Luftfahrtunternehmen nach 

dem Unionsrecht verpflichtet, den 

betroffenen Fluggästen Betreuungs- 

und Ausgleichsleistungen (je nach 

Entfernung zwischen 250 und 600 

Euro) zu erbringen. Es ist allerdings 

dann nicht zu einer solchen Aus-

gleichszahlung verpflichtet, wenn es 

nachweisen kann, dass die Annullie-

rung auf außergewöhnliche Umstände 

zurückgeht, die sich auch dann nicht 

hätten vermeiden lassen, wenn alle 

http://zap.vzbv.de/1232047c-f8bd-41c4-87cd-c374b0ff991b/Elektromobilitaetsgesetz-Stellungnahme-vzbv-2014-08-18.pdf
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zumutbaren Maßnahmen ergriffen 

worden wären. 

Im nun entschiedenen Fall hatte ein 

Fluggast ein Flugticket für einen von 

KLM durchgeführten Flug von Quito 

(Ecuador) nach Amsterdam (Nieder-

lande) gebucht. Das Flugzeug landete 

in Amsterdam mit einer Verspätung 

von 29 Stunden. Nach Angaben von 

KLM war die Verspätung auf außer-

gewöhnliche Umstände, nämlich eine 

Kombination von Mängeln zurückzu-

führen: Zwei Teile, die Kraftstoff-

pumpe und die hydromechanische 

Einheit, seien defekt gewesen. Diese 

Teile hätten per Flugzeug aus Ams-

terdam geliefert werden müssen, um 

in das Flugzeug eingebaut zu werden. 

Nach der Klage des Fluggastes bei 

der Rechtbank Amsterdam, hatte 

diese dem EuGH Fragen zur Vor-

abentscheidung vorgelegt und wollte 

wissen, ob ein technisches Problem, 

das unerwartet auftrat, das nicht auf 

eine fehlerhafte Wartung zurückzu-

führen und auch nicht während einer 

regulären Wartung festgestellt wor-

den ist, unter den Begriff „außerge-

wöhnliche Umstände“ fällt und somit 

das Luftfahrtunternehmen von seiner 

Ausgleichspflicht befreit. 

In seinem Urteil vom 17. September 

2015 weist der Gerichtshof zunächst 

darauf hin, dass aus seiner Rechtspre-

chung hervorgeht, dass technische 

Probleme tatsächlich zu den außer-

gewöhnlichen Umständen zählen 

können. Die Umstände im Zusam-

menhang mit dem Auftreten dieser 

Probleme können jedoch nur dann als 

„außergewöhnlich“ eingestuft wer-

den, wenn sie ein Vorkommnis be-

treffen, das nicht Teil der normalen 

Ausübung der Tätigkeit des betroffe-

nen Luftfahrtunternehmens ist und 

aufgrund seiner Natur oder Ursache 

von ihm tatsächlich nicht zu beherr-

schen ist. 

Da jedoch der Betrieb von Flugzeu-

gen unausweichlich technische Prob-

leme mit sich bringt, sehen sich Luft-

fahrtunternehmen im Rahmen ihrer 

Tätigkeit gewöhnlich solchen Prob-

lemen gegenüber. Im Hinblick hierauf 

können technische Probleme, die sich 

bei der Wartung von Flugzeugen 

zeigen oder infolge einer unterbliebe-

nen Wartung auftreten, als solche 

keine „außergewöhnlichen Umstän-

de“ darstellen. 

Sodann weist der Gerichtshof darauf 

hin, dass ein Ausfall, der durch das 

vorzeitige Auftreten von Mängeln an 

bestimmten Teilen eines Flugzeugs 

hervorgerufen wurde, zwar ein uner-

wartetes Vorkommnis darstellt. Den-

noch bleibt ein solcher Ausfall un-

trennbar mit dem sehr komplexen 

System zum Betrieb des Flugzeugs 

verbunden. Daher ist dieses unerwar-

tete Vorkommnis im Rahmen der 

Tätigkeit eines Luftfahrtunterneh-

mens Teil der normalen Ausübung 

seiner Tätigkeit, und das Luftfahrtun-

ternehmen sieht sich dieser Art von 

unvorhergesehenen technischen Prob-

lemen gewöhnlich gegenüber. 

Folglich kann ein technisches Prob-

lem wie das in Rede stehende nicht 

unter den Begriff „außergewöhnliche 

Umstände“ fallen. 

Literatur 

Eisenbahn 

zwischen Markt und Staat 

in Vergangenheit und 

Gegenwart 

Die Deutsche Bahn AG nahm das 

20-jährige Jubiläum der Bahnreform 

zusammen mit der Universität Bonn 

zum Anlass für ein Symposium mit 

dem Titel „Die Eisenbahn zwischen 

Markt und Staat in Vergangenheit 

und Gegenwart“ am 04. Juli 2014 in 

Bonn. Hierzu ist nun der Tagungs-

band erschienen. 

Nach einem „Avant-Propos“ von 

Mathias Schmoeckel und dem Vor-

wort von Frank Miram und Mathias 

Schmoeckel geben Dr. Andrea 

Berndt und Dr. Roman Michalczyk, 

beide DB AG, in ihrer Einleitung 

einen Überblick zu dem Thema in der 

Form von vier Thesen (siehe Kasten). 

Die 4 Thesen: 

1. Die Eisenbahn unterliegt permanenten, 

teilweise gegenläufigen wirtschaftli-

chen, gesellschaftlichen, politischen, 

und sozialen Einflüssen und Interessen, 

die unabhängig von privater und staat-

licher Führung existieren. 

2. Die jeweilige Führung der Eisenbahn 

unter staatlicher oder unternehmeri-

scher Regie stellt eine Reaktion auf die 

historischen Rahmenbedingungen dar. 

3. Ohne staatliche Finanzierung kann die 

Eisenbahn im gesellschaftlich ge-

wünschten Umfang heute nicht beste-

hen. Der Einsatz dieser Mittel hat den 

staatlichen Gewährleistungsauftrag zu 

erfüllen, muss dabei aber zugleich 

volkswirtschaftlichen Effizienzmaß-

stäben folgen. 

4. Eine eindeutige Abgrenzung zwischen 

staatlichen und unternehmerischen 

Aufgaben ist erforderlich, damit der 

staatliche Einfluss ein erfolgreiches 

Agieren am Markt nicht verhindert. 

Professor Dr. Werner Schubert, 

emeritierter Rechtshistoriker aus Kiel, 

gibt einen historischen Rückblick und 

stellt die Motive der Verstaatlichung 

der Eisenbahn im Königreich Preußen 

anno 1879/1880 dar. 

Professor Dr. Rainer Freise, Frank-

furt am Main, beleuchtet das Span-

nungsverhältnis der früheren Deut-

schen Bundesbahn zwischen Staat 

und Markt und zeigt den Widerspruch 

zwischen Artikel 87 Absatz 1 des 

Grundgesetzes in der damaligen Fas-

sung (wonach die Deutsche Bundes-

bahn „in bundeseigener Verwaltung 

mit eigenem Verwaltungsunterbau“ 

zu führen ist) und Paragraph 28 Ab-

satz 1 des damaligen Bundesbahnge-

setzes, (wonach die Deutsche Bun-

desbahn „unter der Verantwortung 

ihrer Organe wie ein Wirtschaftsun-

ternehmen“ nach kaufmännischen 

Grundsätzen zu führen war). 

Professor Dr. Gerd Aberle, emeri-

tierter Volkswirtschaftler aus Gießen, 

erläutert die Motive und Instrumente 

der deutschen Bahnreform 1994. 

Dr. Hubertus Bardt und Thomas 

Puls vom Institut der deutschen Wirt-

schaft Köln bewerten sodann, wie 

sich die Deutsche Bahn AG in dem 

Spannungsfeld zwischen Staat und 

Markt behauptet. In einer Reihe von 

Tabellen vergleichen sie die organisa-

torischen Voraussetzungen verschie-

dener Verkehrsmärkte im Rechtsrah-

men vor der Bahnreform und heute. 

Leider fehlen bei einigen Grafiken die 

Achsenbeschriftungen, so dass die 

Statistiken nicht nachvollziehbar sind. 

Bei einer von der DB übernommenen 

Darstellung der Haushaltsbelastung in 
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den Jahren 1994, 2004, 2009 und 

2012 ist nicht erkennbar, welche 

Beträge in den einzelnen Jahren ei-

gentlich benötigt worden wären, 

sondern lediglich, welche der Bund 

aus seinen Haushaltsmitteln tatsäch-

lich aufgebracht hat. Bei einer glei-

chen Darstellung würde die aktuelle 

Aufstockung der Beiträge des Bundes 

zur Eisenbahninfrastruktur im Rah-

men der „Leistungs- und Finanzie-

rungs-Vereinbarung (LuFV)“ bei-

spielsweise in den nächsten Jahren 

einen Anstieg der Haushaltsbelastung 

des Bundes zeigen, dies aber nicht 

weil die DB AG unternehmerisch 

schlechter geworden wäre, sondern 

weil der Bund endlich (wenn auch 

immer noch nur zum Teil) nachholt, 

was er in den vergangen Jahren ver-

säumt hat. 

Professor Dr. Andreas Thier, 

Rechtshistoriker in Zürich, begründet 

in seinem Beitrag, wieso die Vorhal-

tung der Transportwege eine Staats-

aufgabe war und ist, auch wenn sich 

die Perspektive im Lauf der Zeit 

immer wieder geändert hat. 

Professor Dr. Hubertus Gersdorf, 

Jurist aus Kiel, verdeutlicht zunächst 

die Sonderstellung der Eisenbahnen 

in den Netzwirtschaften. Im Gegen-

satz beispielsweise zur Energiever-

sorgung oder Telekommunikation, 

die jeweils Gewinne erwirtschaften, 

ist die Eisenbahn auf eine staatliche 

Ko-Finanzierung angewiesen. Dieser 

Unterschied sei bei der Regulierung 

zu berücksichtigen, die vorschnelle 

Adaption in anderen Sektoren be-

währter Prinzipien würde sich verbie-

ten. Er begründet ausführlich, wieso 

die (beispielweise auch von der Bun-

desnetzagentur oder der Monopol-

kommission geforderte) „Anreiz-

regulierung“ im Eisenbahnwesen eine 

untaugliche Therapie sei. Stattdessen 

empfiehlt er eine im Geiste der Ko-

operation stehende Vereinbarung 

zwischen dem Staat und der Bahn, 

wie sie letztlich auch in der Leistungs- 

und Finanzierungs-Vereinbarung 

(LuFV) verankert ist. An dieser Stelle 

sei auf die Monografie von Gersdorf 

zur Entgeltregulierung im Eisenbahn-

verkehr hingewiesen (siehe Rezension 

in Folge 102 der GRV-Nachrichten, 

Seite 30f). 

Privatdozent Dr. Peter Collin, Max-

Planck-Institut für europäische 

Rechtsgeschichte in Frankfurt am 

Main, geht noch einmal zurück in die 

Vergangenheit und beleuchtet, wie im 

19. und frühen 20. Jahrhundert im 

Nahverkehr die Kompetenzen zwi-

schen Unternehmen und Staat aufge-

teilt waren. So standen in Preußen die 

Staatsbahnen und die nichtstaatlichen 

Kleinbahnen einander gegenüber. 

Auch wenn der Staat sich aus dem 

defizitären Geschäft der Flächener-

schließung heraushalten wollte, so 

sicherte er sich doch genügenden 

Einfluss auf die Kleinbahnen. 

Dr. Martin Henke, Geschäftsführer 

Eisenbahnverkehr im Verband Deut-

scher Verkehrsunternehmen (VDV), 

schlägt schließlich wieder den Bogen 

in die Gegenwart und formuliert An-

forderungen an die Regionalisierung. 

Die bisherige Entwicklung beleuchtet 

er differenziert kritisch. So sei durch 

die Ausrichtung an die Interessen der 

nunmehr für die Vergabe der SPNV-

Leistungen zuständig gewordenen 

Regionen das Linienangebot und der 

Tarif teilweise zersplittert worden. 

Einheitliche Standards seien zu Lasten 

der Fahrgäste verlassen worden. Bei 

der Gestaltung der Verkehrsverträge 

habe sich eine Vielfalt entwickelt, 

welche die Kosten hoch treibe. In den 

Vergabeverfahren würden immer 

mehr, in der Praxis der Umsetzung 

kumulativ kaum mehr erfüllbare 

Detailforderungen verankert. Hier 

stelle sich allmählich die Frage nach 

der Angemessenheit des Aufwandes 

gegenüber dem Nutzen. Als weiteres 

Problem identifiziert Henke die un-

terschiedliche Nachfrageentwicklung 

zwischen ländlichen Gebieten und 

den Agglomerationen, welche durch 

die unterschiedliche Bevölkerungs-

entwicklung noch verstärkt würde. 

Dies müsse bei der zukünftigen Ver-

teilung der Regionalisierungsmittel 

besser berücksichtigt werden. Die an 

den Kosten des Status Quo zum Zeit-

punkt der Regionalisierung orientierte 

Verteilung beinhaltete beispielsweise 

innerhalb Ostdeutschlands stark diffe-

rierende Ergebnisse der Demontagen 

nach dem zweiten Weltkrieg, in West-

deutschland hingegen zu Bundes-

bahnzeiten vollkommen unterschied-

liche Zustimmungsbereitschaften der 

alten Bundesländer zu Streckenstill-

legungen. 

Leider ist der Tagungsband erst rund 

ein Jahr nach der Tagung erschienen, 

und so sind einige offenen Fragen 

mittlerweile gelöst. Dennoch alles in 

allem ein lesenswertes Buch! 

Miram, Frank (Hrsg.) und Schmoeckel, 

Mathias (Hrsg.), in Zusammenarbeit mit 

Berndt, Andrea und Michalczyk, Roman 

(2015): „Eisenbahn zwischen Markt und 

Staat in Vergangenheit und Gegenwart“, 

Band 14 der Reihe Rechtsordnung und 

Wirtschaftsgeschichte. Das rund 

150-seitige Werk kostet 44,00 Euro und 

ist im Verlag Mohr Siebeck, Tübingen, 

erschienen. ISBN 978-3-16-153800-1. 

EU transport in figures 2015 

(EU Verkehr in Zahlen 2015) 

Die im Oktober erschienene jährliche 

Veröffentlichung der Europäischen 

Kommission gibt einen Überblick 

über internationale Verkehrsstatisti-

ken, die die EU, ihre 28 Mitglieds-

staaten sowie EFTA-Staaten ab-

decken. Die Daten für das Jahr 2013 

und frühere Jahre stammen von Euro-

stat, internationalen Organisationen 

und aus nationalen Statistiken. Feh-

lende Daten wurden zum Teil durch 

Schätzungen ergänzt. 

Die Publikation besteht aus drei 

Teilen. Der erste Abschnitt beschreibt 

die wirtschaftlichen Rahmenbedin-

gungen. Der zweite Abschnitt widmet 

sich ausführlich dem Personen- und 

Güterverkehr. Der dritte Teil befasst 

sich mit dem Energieverbrauch und 

den Umweltauswirkungen des Ver-

kehrs. 

Ein Druckexemplar der 150-seitigen 

Broschüre kann kostenlos online bestellt 

werden auf http://bookshop.europa.eu 

oder heruntergeladen werden von 

http://ec.europa.eu. 

Rail Transport and 

Environment, facts and 

figures (Schienenverkehr und 

Umwelt, Fakten und Zahlen) 

Am 16. September 2016 veröffent-

lichten die CER (Community of Eu-

ropean Railway and Infrastructure 

Companies) und der Internationale 

http://bookshop.europa.eu/
http://ec.europa.eu/transport/facts-fundings/statistics/pocketbook-2015_en.htm
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Eisenbahnverband UIC diese Bro-

schüre. Sie weisen darauf hin, dass 

der Schienenverkehr der energie-

effizienteste Verkehrsträger ist, der 

deutlich niedrigere Kohlendioxid-

emissionen verursacht als die anderen 

Verkehrsträger. Würde der Markt-

anteil der Schiene entsprechend der 

Ziele des EU Weißbuchs Verkehr aus 

dem Jahr 2011 steigen, könnten jähr-

lich 238 Millionen Tonnen Kohlendi-

oxid eingespart werden, die 19 Pro-

zent der EU Verkehrsemissionen im 

Jahr 2010 entsprechen. Daneben 

behandelt die Broschüre die zentralen 

Umweltthemen: Energieverbrauch, 

Strom-Mix, Flächenverbrauch, Luft-

verschmutzung, Lärm sowie die ex-

ternen Kosten. 

Die 68-seitige Broschüre kann herunter-

geladen werden von www.cer.be. 

Veranstaltungen 

Die zukünftigen 

Herausforderungen 

grenzüberschreitender 

Strommärkte in Europa 

Unter dieser Überschrift fand am 17. 

und 18. September 2015 das 48. Frei-

burger Verkehrsseminar statt, das von 

der Gesellschaft für Verkehrswissen-

schaft und Regionalpolitik an der 

Universität Freiburg gemeinsam mit 

dem Centrum für Europäische Politik 

Freiburg (CEP) veranstaltet wurde. 

Über einige der 8 Referate wird hier 

kurz berichtet, da es auch Parallelen 

zum Schienenverkehr gibt. 

Professor Dr. Günter Knieps, Uni-

versität Freiburg, eröffnete das Semi-

nar und referierte über: „Ökonomi-

sche Anreizprobleme grenzüber-

schreitender Strommärkte“. Die 

Grundpfeiler der Reform der europäi-

schen Energiepolitik sieht Knieps in: 

 Marktliberalisierung und dezent-

rale Energieerzeugung 

 Ausschöpfung der Potenziale 

grenzüberschreitenden Handels 

 Diskriminierungsfreier Zugang zu 

den Stromnetzen. 

Dr. Götz Reichert und Dr. Moritz 

Bonn vom CEP Freiburg, informier-

ten über den Rechtsrahmen der EU 

für den Strommarkt. Danach sind die 

drei zentralen Ziele der EU: Dekar-

bonisierung, Versorgungssicherheit 

und Wirtschaftlichkeit. Die Heraus-

forderungen grenzüberschreitender 

Strommärkte sehen die Referenten in: 

 Schaffung einer ausreichenden 

grenzüberschreitenden Strominf-

rastruktur 

 Schaffung eines einheitlichen 

Regelwerks für grenzüberschrei-

tende Strommärkte 

 Auflösung der Spannungsfelder 

zwischen EU und Mitgliedsstaa-

ten, insbesondere bei der unein-

heitlichen und nationalstaatlichen 

Förderung der Erneuerbaren 

Energien sowie der bisher unko-

ordinierten Einführung von Kapa-

zitätsmechanismen. 

Über „Regulierung der Versorgungs-

qualität: Internationale Erkenntnisse“ 

referierte Dr. Stephan Vaterlaus von 

der Polynomics AG Olten. In seiner 

Zusammenfassung wies er insbeson-

dere auf Folgendes hin: 

 Qualitätsregulierung ist eine 

direkte Folge der Netzzugangsre-

gulierung unabhängig vom Regu-

lierungssystem. 

 Der Fokus liegt auf der Sicherstel-

lung der kommerziellen Qualität 

und der Netzzuverlässigkeit. 

 Bei der Qualitätsregulierung soll 

die volkswirtschaftlich optimale 

Qualität berücksichtigt werden. 

 Die international unterschiedli-

chen Ansätze müssen im Kontext 

der Ausgangssituation und des 

Regulierungsrahmens beurteilt 

werden. 

Professor Dr.-Ing. Jochen Kreusel, 

ABB Mannheim, referierte über 

Europäische Stromnetze und Smart 

Grids. Er erläuterte zunächst die 

energiepolitischen Ziele der EU mit 

einem starken Übergang zu den Er-

neuerbaren Energien (EE). Die EE 

weisen derzeit in der EU eine große 

Bandbreite auf. In Deutschland ist es 

zu einer rasanten Veränderung des 

Erzeugungsmixes durch Wind- und 

Sonnenenergie gekommen. Die Ver-

änderung des Erzeugungsmixes hat 

technische und wirtschaftliche Aus-

wirkungen auf die Erzeugung, Über-

tragung und Verteilung des Stroms. 

Im Hinblick auf die von der EU beab-

sichtigte Verwirklichung eines ein-

heitlichen Europäischen Binnenmark-

tes warnte Kreusel vor nationalen 

Alleingängen. 

9. Sankt Galler Logistik-

dienstleistungs-Kongress 

Am 15. September 2015 hat der Lehr-

stuhl für Logistikmanagement der 

Universität Sankt Gallen unter dem 

Motto „Intelligent — Vernetzt — 

Mobil“ zu seinem Kongress in Basel 

eingeladen, der traditionell am Vor-

abend mit einem festlichen Bankett 

eröffnet wurde. 

Professor Dr. Wolfgang Stölzle, 

Ordinarius, Lehrstuhl für Logistik-

management, Universität Sankt Gal-

len, führte in den Kongress ein: „Die 

wachsende Digitalisierung in der 

Supply Chain ermöglicht eine immer 

bessere Planung der logistischen Pro-

zesse und erleichtert die dezentrale 

Vernetzung von Gütern, Prozessen 

und Akteuren. Die stark digital unter-

stützte Optimierung und Steuerung 

dezentraler logistischer Prozesse 

eröffnet neue Perspektiven auf die 

Entwicklung der Mobilität von Gü-

tern. Nicht zuletzt resultieren hieraus 

auch neue Geschäftspotenziale, die 

sich mit intelligenten Logistiklösun-

gen erschließen lassen.“ 

Auf zwei der 7 Fachvorträge wird 

kurz eingegangen. 

Dr. Norbert Klapper, Vorstandsvor-

sitzender der Rieter Management AG, 

ging auf die Herausforderungen in der 

globalen Wertschöpfungskette ein. Er 

gab einen Überblick der weltweiten 

Aktivitäten seiner Firma und erläuter-

te die Problematik der Preise in 

Schweizer Franken nach der Ände-

rung des Wechselkurses. In seiner 

Schlussfolgerung empfahl Klapper 

Geschäftsmöglichkeiten zu nutzen 

und ihre Herausforderungen zu meis-

tern durch: 

 einfach halten — komplexe 

Treiber eliminieren 

 leicht halten — nur Kernvorteile 

nutzen 

 rasch erledigen — Zeit ist 

essentiell 

 flexibel halten — es wird sowieso 

Änderungen geben. 

http://www.cer.be/publications/latest-publications/rail-transport-and-environment-facts-figures
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Jürg Röthlisberger, Direktor des 

Schweizer Bundesamts für Straßen 

(Astra), setzte sich mit dem Thema 

„Intelligent-Vernetzt-Mobil — der 

Beitrag der Nationalstraße“ auseinan-

der. Von den insgesamt 71 528 Kilo-

meter Straßen der Schweiz sind nur 

2,5 Prozent Nationalstraßen (1812 

Kilometer, davon 1419 Kilometer 

Autobahnen). Auf den Nationalstra-

ßen ist der Verkehr von 1990 bis 

2012 um 109 Prozent gestiegen, auf 

den anderen Straßen gab es einen 

leichten Rückgang von 6 Prozent. 

Von insgesamt 125 Milliarden Perso-

nenkilometer 2013 wurden 75 Pro-

zent von Pkw erbracht und zu 

43 Prozent auf Nationalstraßen. Der 

Güterverkehr leistete 27 Milliarden 

Tonnenkilometer, davon 63 Prozent 

durch Lkw und zu 67 Prozent auf 

Nationalstraßen. Diese hohe Belas-

tung der Nationalstraßen hat die Stau-

stunden massiv ansteigen lassen. 

Röthlisberger: „Das Straßenverkehrs-

wachstum findet auf der National-

straße statt; damit entlastet sie Kan-

tons- und Gemeindestraßen. Bei zu-

nehmendem Personen- und Güterver-

kehr kommt die Nationalstraße zu-

nehmend an ihre Leistungsfähigkeits-

grenze.“ Als mögliche Lösungen 

erläuterte der Referent: 

 Effektivere Nutzung der vorhan-

denen Verkehrsfläche durch intel-

ligente beziehungsweise vernetzte 

Mobilität. 

 Pannenstreifenumnutzung, positi-

ve Erfahrungen auf A1 Morges – 

Ecublens 

 Programm Engpassbeseitigung 

 Unterhaltsfähige Infrastrukturen, 

was am Gotthard eine 2. Röhre er-

fordert, beide Röhren sollen nach 

der Sanierung dann je einspurig 

betrieben werden. 

Röthlisberger sieht neue Aufgaben 

von Astra in Richtung: 

 Federführung bei Begleitung der 

Entwicklung des automatisierten 

Fahrens und der multimodalen in-

dividuellen Mobilität. 

 Für automatisiertes Fahren: 

Wahrnehmung der schweizeri-

schen Interessen durch Koordina-

tion mit Automobilwirtschaft und 

den ausländischen bzw. europäi-

schen Fachstellen. 

Der Vortragende stellte auch den 

geplanten „Nationalstraßen- und 

Agglomerationsverkehr-Fonds 

(NAF)“ vor. 

Personalia 
Die Deutsche Verkehrszeitung DVZ 

hat sich am 10. September 2015 vom 

Chefredakteur Günther Hörbst ge-

trennt. Anfang 2016 wird der Wirt-

schaftsjournalist Harald Ehren seine 

Nachfolge antreten. Hörbst wird zum 

01. April 2016 Geschäftsführer der 

Bremischen Hafenvertretung (BHV) 

und löst Uwe Will ab, der  in den 

Ruhestand geht. 

José Viegas, Generalsekretär des 

Internationalen Transport Forums 

(ITF) wurde am 15. September 2015 

in die hochrangige Beratergruppe für 

nachhaltigen Verkehr des Generalsek-

retärs der Vereinten Nationen Ban Ki-

moon berufen. 

Christian Kern, Vorstandsvorsitzen-

der der ÖBB, ist am 24. September 

2015 von der Generalversammlung 

der CER (Gemeinschaft der Europäi-

schen Eisenbahnunternehmen und 

Infrastrukturbetreiber) für weitere 

zwei Jahre bis Dezember 2017 als 

Präsident bestätigt worden. 

† Wolfgang Vaerst, „Erster Präsident 

der Deutschen Bundesbahn“ von 

1972 bis 1982 ist am 24. September 

2015 im Alter von 84 Jahren verstor-

ben. 

Der Aufsichtsrat der DB Schenker 

Rail AG hat am 12.Oktober 2015 

Jürgen Wilder zum Vorstandsvorsit-

zenden berufen. Wilder war seit Feb-

ruar 2013 Geschäftsführer von Main-

land Transport bei Siemens Mobility, 

er folgt auf Dr. Alexander Hed-

derich, der zum 31. August 2015 den 

Vorstandsvorsitz niedergelegt hatte. 

Knut Ringat wurde am 16. Oktober 

2015 von den Vertretern der im Ver-

band Deutscher Verkehrsunterneh-

men (VDV) organisierten Verbund- 

und Aufgabenträgerorganisationen 

einstimmig als ihr Vorsitzender wie-

dergewählt. Damit bleibt Ringat zu-

gleich einer von fünf Vizepräsidenten 

des VDV. Hauptamtlich ist Ringat 

Sprecher der Geschäftsführung der 

Rhein-Main-Verkehrsverbund 

GmbH. 

Nach den turnusmäßigen Präsidi-

umswahlen am 23. Oktober 2015 tritt 

Adalbert Wandt seine zweite Amts-

zeit als Präsident vom Bundesverband 

Güterkraftverkehr Logistik und Ent-

sorgung (BGL) an. 

Jürgen Fenske wurde am 09. No-

vember 2015vom Präsidium des Ver-

bandes Deutscher Verkehrsunterneh-

men (VDV) einstimmig für weitere 

drei Jahre als Präsident bestätigt. Seit 

2009 ist der hauptamtliche Vor-

standsvorsitzende der Kölner Ver-

kehrs-Betriebe amtierender VDV-

Präsident. 

Das Präsidium des VDV hat am 

10. November 2015 Hauptgeschäfts-

führer Oliver Wolff einstimmig für 

weitere acht Jahre im Amt bestätigt. 

Wolff leitet damit weiterhin haupt-

amtlich den Branchenverband. 

Der Vorstandsvorsitzende der DB-

Tochtergesellschaft Arriva, David 

Martin, verabschiedet sich zum Jah-

resende 2015 aus dem operativen 

Geschäft. Seine Nachfolge tritt zum 

01. Januar 2016 der bisherige Vor-

standsvorsitzende der DB Regio AG, 

Dr. Manfred Rudhart, an. 

Der bisherige Vorstand Vertrieb und 

Fahrplan der DB Netz AG Dr. Jörg 

Sandvoß legte sein Mandat Ende 

Oktober 2015 nieder und übernimmt 

zum 01. Januar 2016 den Posten des 

Vorstandsvorsitzenden bei der DB 

Regio AG. Seine Nachfolge bei DB 

Netz trat zum 01. Dezember 2015 Dr. 

Thomas Schaffer an, der bislang den 

Bereich Marketing der DB Regio AG 

verantwortete. 

Dr. Martin Lange, seit 2008 Vor-

stand Transport der Alstom Power 

AG, legt sein Vorstandsmandat zum 

Jahresende 2015 nieder und verlässt 

das Unternehmen auf eigenen 

Wunsch, um sich einer neuen beruf-

lichen Herausforderung zu stellen. 

Michael Clausecker löst im März 

2016 den jetzigen Rheinbahn-Chef 

Dirk Biesenbach ab und wird das 

Unternehmen zusammen mit Klaus 

Klar führen. Bis Juli 2014 war Clau-

secker Chef von Bombardier Trans-

portation Deutschland. 
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Titelbild: Am Portal Aichelberg des Boßler-

tunnels steht bereits eine Tunnelbohrmaschine 

der Firma Herrenknecht bereit. 

Foto (07. Februar 2015): Arnim Kilgus, Bahn-

projekt Stuttgart–Ulm e.V. 
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Die nächste Folge der GRV-Nachrichten 
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Übersicht über den Bau des neuen Stuttgarter Hauptbahnhofs. Die Gleise, die ursprünglich bis zum Empfangsgebäude (Bonatz-Bau) reichten, wurden rund 
120 Meter zurückgezogen. Am neuen Ende des Gleisfeldes wurde ein neuer Querbahnsteig errichtet. Zwischen altem und neuem Querbahnsteig wird die 

Baugrube für den neuen (unterirdischen) Bahnhof ausgehoben, die Gleisachse liegt dann quer zur bisherigen. Im Foto gut erkennbar (weiß) sind die zwei 
Fußgängerbrücken über die Baugrube, die den Bonatz-Bau mit dem neuen Querbahnsteig verbinden. Für viele ankommende und abfahrende sowie zur 

S-Bahn umsteigende Reisende bedeutet dies während der Bauzeit zeitaufwändige und unbequeme Umwege. Siehe auch die Kurzberichte zum Bahnprojekt 

Stuttgart – Ulm auf Seite 20. 
Foto (30. September 2015): Arnim Kilgus, Bahnprojekt Stuttgart–Ulm e.V. 
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